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Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

I. Stück vom Jahre 1893.

.K I. Bekanntmachung
vom 10. Februar 1893,

betreffend die Einführung besonderer Formulare für die Bescheinigungen
über standesamtlich registrirte Geburts= und Sterbefälle

für militairische Zwecke.
Die Bestimmungen der Bekanntmachung vom 13. Oktober 1892 wegen Ein-

sübrung von Geburtezeugnissen in abgekürzter Form für militairische Zwecke —
Ges.S.1892S. 216 — werden andurch dahin erweitert, daß das neue Formular
für alle in Ersatzangelegenheiten über standesamtlich registrirte Geburtsfälle aus,
zustellenden Zeugnisse, insbesondere auch für die bei Anmeldung zur Stammvolle
gemäh § 25.N 5 der Wehrordnung vorzulegenden Geburtszeugnisse zu verwenden ist.

Für die Auszüge zu § 46 „MN 7a der Wehrordnung, enthaltend die Gebursen
männlichen Geschlechts, ist das nachstehend unter A abgedruckte Formular, für die
Auszüge aus dem Sterberegister zu § 46 7 7p, berrefsend die Sterbefälle —xi“
männlichen Personen im Alter bis zu 25 Jahren, ist das Formular unter B zu
verwenden. Beide Formulare werden den Standesbeamten von den Fürsllichen
Landrathsämtern geliefert; sie sind auf Kosten der Staatskasse von der Fürstlichen
Hofbuchdruckerei hier zu beziehen.

Rudolstadt, den 10. Februar 1893.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
Justiz-Abtbellung.

Haut I.

Furstl. Schwarzb.= Rudolst. Gesetzsammlung I.V.Ausgegeben in Rudolstadt am 18. Februar 1600.
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Zum § 46.7 der Wehrordnung.

A.

Auszug
aus dem

Geburts-Register
des Standesamts

enthaltend

alle in der Gemeinde (dem Gutsbezirk)
während des Jahres 18 vorgekommenen Geburten von

Kindern männlichen Geschlechts.

Die Richtigkeit und Vollständigkeit der Ueberlragung
aus dem Standesregister bescheinigt

den ten 189

Der Standesbeamte.
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Zum §&amp; 46. 7 der Wehrordnung.

Auszug
aus dem

Sterbe-Register
des Standesamts

enthaltend

die in der Gemeinde (dem Gutsbezirk).
im Jahre 18—

vorgekommenen Sterbefälle von männlichen Personen
im Alter bis zu 25 Jahren.

Die Richtigkeit und Vollsländigkeit der Uebertragung
aus dem Standesregisser bescheinigt

den ten 189

Der Standesbeamte.
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Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

2. Stüch vom Jahre 1803.

 II. Ministerialbekanntmachung
vom 17. Februar 1893,

betreffend die Vornahme von Zustellungen in den Wohnungen von
Personen, welche von der inländischen Gerichtsbarkeit befreit find.

Im Interesse der ordnungsmäßigen Handhabung der Vorschriften über die
Vornahme von Zustellungen in den Wohnungen von Personen, welche von der in.
ländischen Gerichtsbarkeit befreit sind, werden die Gerichte darauf hingewiesen, daß
Zustellungen in gerichtlichen Angelegenheiten an Personen, auf welche die Vorschriften
der §§ 18, 19 des Gerichtsverfassungsgesetzes Anwendung sinden, nur im diploma-
üschen Wege erfolgen können. Auch dürfen Handlungen, welche eine Ausübung der
Gerichtsbarkeit enthalten, in den Wohnungen dieser Personen nicht ohne ihre Zu-
stimmung vorgenommen werden und es bedarf deshalb ihrer Zustimmung auch für
die Vornahme von Zustellungen in ihrer Wohnung an solche Personen, welche der
inländischen Gerichtsbarkeit unterworfen sind. Demgemäß werden für Zuslellungen
in diesen Fällen die nachslehenden Bestimmungen getroffen.

I. Die. Wohnungen der Chess und Mitglieder der bei dem Deutschen Reiche
beglaubigten Missionen, welche von der inländischen Gerichtsbarkeit befreit sind,
ferner der Chefs und Mitglieder der bei einem Bundesstaate beglaubigten Missionen
mit der in § 18 Absatz 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes getrofsenen Einschränkung,
desgleichen die Wohnungen des von der inländischen Gerichtsbarkeit besreiten Ge-
schäftspersonals der vorerwähnten Personen und solcher Bediensteten derselben, welche

nicht Deutsche sind, dürsen zum Zweck einer Zuslellung in iswrtdenhenn
Fürstl. Schwarzb.Rudolst. Gesetzsammlung LIV.Ausgegeben in Rudolstadt am 2. Mörz *W
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irgend welcher Art nur dann betreten werden, wenn der Inhaber der Wohnung seine
Zustimmung dazu ertheilt hat.

2. Die Einholung der Zustimmung ist bei dem Ministerium (Justizabtheilung)
zu beantragen. Geht der Antrag von einem Amtsgericht oder von dem Unter-
suchungsrichter bei dem gemeinschaftlichen Landgericht aus, so ist derselbe vor dem
Abgange dem Präsidenten des Landgerichts vorzulegen. Letiterer hat zu prüfen, ob
der Antrag zur Weiterbesörderung geeignet erscheint; eventl. ist von ihm auf die
schleunige Beseiligung etwaiger Mängel hinzuwirken. Auf den Antrag hat der
Präsident zum Zeichen, daß derselbe ihm vorgelegen hat und zur Beförderung für
geeignet befunden worden ist, den Vermerk zu setzen: „Gesehen, (Datum), der Land-
gerichtspräsident.“ Der Untersckrift ist in diesem Falle das Amtesiegel nichl bei-
zufügen.

3. Der Gerichtsvollzieher darf die Wohnung einer der in Ziffer 1 erwähnten
Personen zum Zwecke der Zustellung nur dann beireten und eine Zustellung in der
Wohnung einer dieser Personen durch Aufgabe zur Post nur dann bewirken, wenn

ihm die . des Inhabers der Wohnung schristlich vorgelegt wird.
Die Post darf von dem Gerichtsvollzieher und insoweit eine Zustellung unter

Vernittelung des Gerichtsschreibers zulässig ist, von dem Gerichtsschreiber um Be.
wirkung einer Zustellung in der Wohnung einer der in Ziffer 1 erwähnten Personen
mur dann ersucht werden, wenn die Zustimmung des Inhabers der Wohnung schrist-
lich vorliegt.

5. Wird dem Gerichtsvollzieher oder dem Gerichtsschreiber die erforderliche
Zustimmung nicht vorgelegt, so hat derselbe, sobald ihm bei dem Empfang oder bei
Ausführung des Auftrags erkennbar wird, daß die Zustellung nicht vorgenommen
werden darf, von der Zustellung Abstand zu nehmen und den Auftrag oder das
Ersuchen dem Amtsgerichte, bei welchem er angestellt ist, vorzulegen. Das Amts-
gericht hat alsdann die Einholung der Zustimmung von Amtswegen zu beantragen.

Rudolstadt, den 17. Februar 1893.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
v. Starck.
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III. Ministerial-Bekanntmachung
vom 18. Februar 1893.

Unter Hinweis auf die Ministerial-Bekanntmachung vom 15. Januar 1892
(Ges- Samml. S. 5) bringen wir die nachstehende, in Nr. 2 des Reichögesetzblatts
von 1893 veröffentlichte Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 24. Januar
1893, betreffend die Befreiung vorübergehender Dienstleistungen von der Invalidi-
täts, und Altersversicherung, nochmals zur öffentlichen Kenntniß.

Rudolstadt, den 18. Februar 1893.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
v. Starck.

Auf Grund des § 3 Absatz 3 des Gesetzes, betreffend die Invaliditäts- und
Altersversicherung, vom 22. Juni 1889 (Reichs-Ges.Bl.S.97) hat der Bundes.
rath unter Aufhebung der Bestimmung in I A. le der Bekanntmachung vom

2 —i 150 (Reichs-Gesetzbl. 1891 S. 399) beschlossen, daß solgende Dienst-
leistungen nicht als eine Beschäftigung im Sinne des Gesetzes vom 22. Juni 1889
anzusehen sind:

a) Dienstleistungen von Bediensteten ausländischer Eisenbahnverwaltungen in
Eisenbahnbetrieben des Julandes, soweit diese Bediensteten in letzteren vor-
übergehend beschäftigt werden.
Dienstleistungen im Inlande von Bediensteten ausländischer Betriebe, soweit
diese mit einzelnen Betriebshandlungen vorübergehend in das Inland
hinübergreifen.
Dienstleistungen des Personals ausländischer Schiffe, die im Binnenschiff-
fahrksverkehr deutsche Wasserstraßen befahren, soweit nicht diese Schiffe nach
Entscheidung der Landes,Centralbehörde oder, wenn mehrere Bundesstaaten
betheiligt sind, des Reichskanzlers im Inlande einen regelmäßigen Verkehr
von erheblichem Umfange unterhalten.
Dienstleistungen von Indiern, Japanern, Chinesen, Malayen, Zanzibariten,
Negern und anderen farbigen Seeleuten auf deutschen Seeschiffen bei der

S

#

#.
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Küstenschiffahrt in asiatischen, australischen, ost- oder westafrikanischen Ge-
wãssern, sowie in dem Verkehr zwischen asiatischen, australischen und ostafri-
kanischen Häfen oder zwischen diesen und europäischen Häfen, in letßterem
Verkehr jedoch nur, wenn es sich um den Dienst in den Kohlen- und Kessel-
räumen der Dampfsschiffe handelt und wenn bei der Anmusterung im Auslande
zugleich die Rückfahrt ausbedungen ist.
Dienslleistungen zur schleunigen Hülfe bei Unglücksfällen oder Verheerungen
durch Naturereignisse oder zur schleunigen Beseitigung von Verkehrs= oder
Bekriebsstörungen, sofern diese Dienstleistungen nach ihrer Art die Dauer
von zwei Arbeitstagen voraussichtlich nicht übersteigen werden.

Berlin, den 24. Jannar 1893.

rJ

Der Reichskanzler.

In Vertretung:
(gez.) von Boetticher.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

3. Stück vom Jahre 1893.

X IV. Ministerial--Verordnung
vom 21. März 1893,

betreffend die Ermittelung der landwirthschaftlichen Bodenbenutzung.

Nach Anordnung des Bundesraths soll im Jahre 1893 und künftig von zehn
zu zehn Jahren im Gebiete des deutschen Reichs eine Ermittelung der landwirth-
schaftlichen Bodenbenutzung stattfinden.

Zur Ausführung derselben innerhalb des Fürstenthums wird mit Höchster Ge-
nehmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten bestimmt, was folgt:

 5
Die Ermittelung der lundwirthschastlichen Bodenbenutzung wird für die einzelnen

Gemeinde-, Guts, und Waldbezirke von den Gemeindevorständen beziehungsweise den
Vertretern der Guts= und Waldbezirke nach Maßgabe der ihnen von den Fürstlichen
Landrathsämtern in 2 Exemplaren zugehenden Formulare und Anleitungen ausgeführt.

82.
Der Flächengehalt der verschiedenen Arlen der Bodenbenutzung (Kulturarten),

wie er sich aus den Flurbüchern ergiebt, wird auf der ersten Seite des Erhebungs-
formulares eingetragen. Die Eintragung der Anbauflächen für die verschiedenen
Fruchtarten erfolgt nach Schäßung auf der zweiten bis vierten Seite des Er-
hebungsformulars.

Die Gemeindevorstände werden sich dabei der Mitwirkung und Unterstützung
sach= und ortskundiger Personen bedienen, nach Befinden besondere Kommissionen
bilden, nöthigenfalls auch Umfrage bei einzelnen Grurdbesitzern halten.

Der Gesammtbetrag der durch diese Ermittelung und Abschätzung ursunde
Fürstl. Schwarzb.-Rudolst. Gesetzsammlung IIV.Ausgegeben in Rudolstadt am 2. April v60.
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Flächen des Acker- und Gartenlandes, der Weiden und Weinberge, Holzungen, Haus-
und Hofräume, des Oed. und Unlandes und der Wege und Gewässer muß mit den

auf der ersten Seite angegebenen rrungc übereinstimmen.
Die gehörig ausgefüllten zumuls sind von den Gemeindevorständen, bezw.

den Vertretern der Guts= und Waldbezirke zu unterzeichnen und spätestens bis zum

1. November 1893 an die Fürstl. gndnattsämte einzusenden.
84

Die Fürstl. Landrathsämter prüfen die ausgefüllten Formulare hinsichtlich ihrer
Vollständigkeit und Richtigkeit, veranlassen nöthigenfalls deren Berichtigung und senden
sie alsdann spätestens bis zum 15. Jannar 1894 an das Fürstl. Ministerium ein.

Rudolstadt, den 21. März 1893.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
v. Starck.

 . V. Ministerial-Bekanntmachung
vom 1. April 1893.

betreffend die Eximierung der Residenzstadt Rudolstadt in Gemeinde-
Angelegenheiten von der Aufsicht des Fürstl. Landrathsamtes.

Auf Höchste Bestimmung Seiner Durchlaucht des Fürsten ist mit dem heutigen
Tage die Residenzstadt Rudolstadt in Bezug auf die Verwaltung der Gemeinde-An-
gelegenheiten von der Aussicht des Fürstl. Landrathsamts hierselbst eximiert und dem
unterzeichneten Ministerium direkt unterstellt worden.

Unter Bezugnahme auf Art. 167 der Gemeinde-Ordnung vom 9. Juni 1876
(Ges-Samml. S. 69) wird dies hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 1. April 1893.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.Starck.
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 VI. Polizei-Verordnung
vom 30. März 1893,

betreffend die Erweiterung der Verordnung vom 10. August 1887
über den Verkehr der Radfahrer auf öffentlichen Wegen, Straßen

und Plätzen.

Unter Bezugnahme auf § 3 der Verordnung vom 10. August 1887, den Ver-
kehr der Radfahrer auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen betreffend, (Ges-
Samml. S. 57) wird andurch mit Höchster Genehmigung auf Grund des § 3 des
Gesetzes vom 6. Dezember 1892 (Ges= Samml. S. 238) bestimmt, daß die Laternen
der Radfahrer nicht mit roth- oder grünfarbigen Scheiben versehen sein dürfen.

Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmung unterliegen der Bestrafung nach
§ 366 Ziffer 10 des Reichsstrafgesetzbuches.

Rudolstadt, den 30. März 1893.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
v. Starck.
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Gesetzfammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

4. Stück vom Jahre 1893.

„½n VI. Gewerbestenergesetz
vom 7. März 1893.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg rc.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums, sowie mit Beirath und Zustimmung des
getreuen Landtages was folgt:

81.
Gegenstand der Besteuerung.

Der Besteuerung nach diesem Geseßze unterliegen die im Fürstenkhume betriebenen
stehenden Gewerbe.

Hinsichtlich der Besteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen und des
Wanderlagerbetriebes bewendet es bei den bestehenden Vorschriften.

82.
Gewerbliche Unternehmen, welche außerhalb des Fürstenkhums ihren Siß haben,

aber im Fürstenthume durch Errichtung einer Zweigniederlassung, Fabrikations-, Ein-
oder Verkaussstätte oder in sonstiger Weise einen oder mehrere slehende Beniebe
unterhalten, sind nach Maßgabe derselben der Gewerbesteuer im Fürstenthume unter-
worsen. Dieselben sind verpflichtet, auf Erfordern bei der Stenerverwaltung einen
im Fürstenthume wohnhaften Vertreter zu bestellen, welcher für die Erfüllung aller
dem Inhaber des Unternehmens obliegenden Verpflichtungen solidarisch haftet.

83.
Befreiungen.

#an der Gewerbesleuer sind befreit: das Deutsche Reich und die Reichsbank;! Schwarzb.= Rudolst. Gesetzsammlung L.IV.
Ausgegeben in Rudolstadt am 15. April 1808.
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2. der Fürstliche Staats= und Domäneufiskus;
3. die Fürstliche Landeskreditkasse, sowie öffentliche Versicherungsanstalten;
4. Die Kommunalverbände wegen folgender von ihnen betriebenen gewerblichen

Unternehmungen:
a) der zu gemeinnützigen Zwecken dienenden Geld= und Kreditanstalten, als

Spar., Hülfs-, und Darlehns-Kassen u. s. w
b) der Kanalisations= und Wasser= und Beleuchtungswerke;
J) der Schlachthäuser und Viehhöfe;
d) der Markthallen;
e#) der Volksbäder;
") der Anstalten zur Beleihung von Pfandstücken.

Das Fürstliche Ministerium ist ermächtigt, auch für andere im öffentlichen wohl-
thätigen oder gemeinnüigen Interesse unternommene gewerblichen Betriebe Steuer-
freiheit zu gewähren.

Solange solche Betriebe ertragslos sind, muß auf Antrag die Steuerfreiheit ge-
währt werden.

84.
Der Gewerbesteuer unterliegen nicht:
1.

E
—

die Land= und Forstwirkhschaft, die Vieh= und Fischzucht, der Obst= und
und Weinbau, der Gartenbau — mit Ausnahme der Kunst, und Handels-
gärtnerei —einschließlich des Absatzes der selbslgewonnenen Erzeugnisse in
rohem Zustande oder nach einer Verarbeitung, welche in dem Bereich des
betreffenden Erwerbszweiges liegt.

Diese Bestimmung findet jedoch keine Anwendung auf diejenigen, welche
gewerbsweise Vieh von erkauftem Futter unterhalten, um es zu verkaufen
oder mit der Milch zu handeln, Schneidemühlen mit erkauften Hölzern be-
treiben sowie auf diejenigen, welche die Milch einer Heerde, das Obst eines
Gartens, den Fischfang in geschlossenen Gewässern und ähnliche Nutzungen
abgesondert zum Gewerbekriebe pachten;
die landwirthschaftlichen Brennereien (5 41 la des Gesetzes, betreffend die
Besteuerung des Branntweins, vom 24. Juni 1887, Reichs, Ges.-Bl. S. 253);
der Bergbau insoweit er der Bergwerkssteuer (Produklionsabgabe) unter-
liegt;iegt;

die Ausbeutung von Torsstichen, von Sand., Kies., Lehm-, Mergel-, Thon-
und dergleichen Gruben, einschließlich des Absaßes der selbst gewonnenen
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Erzeugnisse, sofern nicht eine weitere Bearbeitung behufs Darstellung einer
Handelswaare hinzutritt;
 der Handel auf Jahr, und Wochenmärkten;
 der Betrieb der Eisenbahnen;

die Ausübung eines amtlichen Berufs, der Kunst, einer wissenschaftlichen,
schriftstellerischen, unterrichtenden oder erziehenden Thätigkeit, insbesondere
auch des Berufes als Arzt, als Rechtsanwalt, als vereideter Land. und
Feldmesser, sowie als Markscheider.

85.
Der Gewerbesteuer sind ferner nicht unterworsen: Vereine, eingetragene Ge-

nossenschaften und Korporationen, welche nur die eigenen Bedürfnisse ihrer Mitglieder
an Geld, Lebensmitkeln und anderen Gegenständen zu beschaffen bezwecken, wenn sie
sohungsgemäh und thatsächlich ihren Verkehr auf ihre Mitglieder beschränken und
einen Gewinn unter die Mitglieder vertheilen, auch eine Vertheilung des aus dem

Gewinne angesammelten Vermögens unter die Mitglieder für den Fall der Auflösung
ausschließen.

Konsumvereine mit offenem Laden unterliegen der Besteuerung; ebenso unter
denselben Voraussetzungen Konsumanstalten, welche von gewerblichen Unternehmern

im Nebenbetriebe unterhalten werden.
Molkereigenossenschaften und andere Vereinigungen zur Bearbeitung und Ver-

werthung der selbst gewonnenen Erzeugnisse der Theilnehmer unterliegen der Gewerbe-
sleuer nur unter denselben Voraussetzungen, unter welchen auch der gleiche Geschäfts-
betrieb des einzelnen Mitgliedes hinsichtlich seiner selbstgewonnenen Erzeugnisse der

Gewerbesteuer unkerworfen ist.

No

86.
Steuerklassen.

Die Besteuerung erfolgt in drei Gewerbesteuerklassen.
In Klasse 1 sind diejenigen Betriebe zu besteuern, deren jährlicher Ertrag

20000 Mark oder mehr, oder bei denen der Werih des Anlage- und Betriebskapitals
150 Ooo Mare oder mehr beträgt.

Die Gewerbesleuerklasse II umfaßt die Betriebe mit einem jährlichen Ertrage
von 4000 bis ausschließlich 20000 Mark oder mit einem Anlage- und Betriebskapitale
in Werthe von 30000 bis ausschließlich 150000 Mark.

Zur Gewerbesteuerklasse 1II gehören die Betriebe mit einem jährlichen Ertrage
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von 1 000 bis auschließlich 4 000 Mark oder mit einem Anlage- und Betriebskapitale
von 20000 bis ausschließlich 30 000 Mark.

87.
Betriebe, bei denen weder der jährliche Ertrag 1000 Mark noch das Anlage= und

Betriebskapital 2000 Mark erreicht, bleiben von der Gewerbesteuer befreit.
Auf die Betriebssteuer (§ 49 ff. dieses Gesetzes) findet diese Bestimmung keine

Anwendung.
868.

Betriebe, deren Zugehörigkeit zu einer der Steuerklassen 1 und II lediglich durch
die Höhe des Anlage- und Betriebskapitals bedingt ist, sind auf Antrag des Steuer-
pflichtigen in die dem Ertrage entsprechende Steuerklasse zu versetzen, wenn der er-
zielte Ertrag nachweislich zwei Jahre lang die Höhe von 15.000 Mark in Klasse 1
und von 3000 Mark in Klasse II nicht erreicht hat.

Auf Konsumvereine und Konsumanstalten, welche nach § 5 gewerbesteuerpflichtig
sind, findet diese Bestimmung keine Anwendung.

9809.
Veranlagungsbezirke.

Jeder Landrathsamtsbezirk bildet einen Veranlagungsbezirk.
Durch Bestimmung des Fürstlichen Ministeriums, Abtheilung der Finanzen,

können innerhalb des Landrathsamtsbezirks auch mehrere Veranlagungsbezirke ge-
bildet werden.

10.
Steuersätze.

Die Steuersähze der Gewerbetriebe der Klasse I betragen:

200 Mark bei einem Ertrage von 20000 bis ausschließlich 25000 Mark,
77 30 000 ½u. s. w. um je 50 Mark steigend für 8* 9 Mark ninhennan

Erreicht bei Anlage und Betriebskapitalen von 150000 Mark und mehr der
Jahresertrag des Gewerbebelriebes nicht die Höhe von 20 000 Mark, so können ge-
tingere Steuersäze als 200 Mark, in Absiufungen von je 25 Mark, jedoch nicht

unter 150 Mark angesetzt werden. u1I.

Die der Klasse 1I und 111 angehörigen Steuerpflichtigen jedes Veranlagungs-
bezirks bilden je eine Steuergesellschaft, welche für das Veranlagungsjahr die Summe
der für jeden Betrieb in Ansatz kommenden Mittelsätze, abzüglich bezw. zusählich des
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durch Entscheidungen über eingelegte Rechtsmiktel (§ 40) und sonst verursachten Zu-
bez. Abgangs gegen die Veranlagung des Votjahres, aufzubringen hat. Die aufzu-
bringende Steuersumme wird auf den durch die zulässigen Steuersätze darstellbaren
Betrag abgerundet.

Die Mittelsätze betragen
in Klasse 11 80 Mark,
„ „ III „

Die bei der Steuervertheilung zulässigen niedrigsten und höchsten Steuersäte
betragen

in Klasse II 32 Mark bis 192 Mark,
„ „ III „ „ „

Die Steuersätze sollen bis zu 40 Mark um je 4 Mark, von da ab bis 96 Mark
um je 8 Mark und weiter bis 192 Mark um je 12 Mark steigend abgestust werden.

8 12.
1. Mit Ausnahme derjenigen Betriebe, welche bei geringerem, als dem für die

betreffende Klasse maßgebenden Ertrage (8 6) wegen der Höhe des Anlage· und
Betriebskapitals der Steuergesellschaft der Klasse II und 111 zugehören, soll die
Steuer der einzelnen Gewerbebetriebe ein Prozent des Ertrags unter Berücksichtigung
der zulässigen Steuersätze (5 11) nicht übersteigen.

Ermäßigung bis auf den diesem Prozentsaß entsprechenden Steuersatz kann von
den Stenerpflichtigen im Wege der Berufung beansprucht werden.

2. Sollte die Steuersumme einer Gesellschaft bei vorschriftsmäßiger Steuewer-
heilung nicht aufgebracht werden können, ohne die Gewerbebetriebe, deren Ertrag
die für die betreffende Klasse maßgebende Höhe erreicht (§ 6) mit Sienersätzen zu
belegen, welche das vorstehend (Nr. 1) bestimmte Maß übersteigen, so ist auf Antrag
der Veranlagungsbehörde die erforderliche Herabsetzung der Steuersumme von Unserem
Ministerium, Abtheilung der Finanzen, zu verfügen.

8 13.
Ort der Veranlagung.

Mehrere Betriebe derselben Person oder Firma werden als ein steuerpflichtiges
Gewerbe zur Steuer veranlagt.

Die auf Grund des §&amp; 5 steuerpflichtigen Konsumanstalten gewerblicher Unter-
nehmer sind jedoch von den sonstigen Betrieben der Unternehmer getrenmnt zur Steuer
beranzuziehen.
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Die Besteuerung erfolgt in dem Veranlagungsbezirke, in welchem das Gewerbe
betrieben wird.

Findet der Betrieb in mehreren Veranlagungsbezirken statt, so erfolgt die Be-
steuerung in dem Bezirke, in welchem die Geschäftsleitung des Unternehmens ihren
Siß oder der in § 2 erwähnte Vertreter seinen Wohnsitz hat.

Dasselbe gilt, wenn mehrere Gewerbe von derselben Person oder Firma betrieben
werden. Erforderlichen Falls bestimmt Unser Ministerium, Abtheilung der Finanzen,
endgültig den Veranlagungsbezirl, in welchem die Besteuerung stattzufinden hat.

§ 14.
Gewerbe, welche von mehreren Personen gemeinschaftlich betrieben werden, sind

ebenso zu besteuern, als wenn sie nur von einer Person betrieben würden.
Für die Erfüllung der nach diesem Gesetze den Stenerpflichtigen obliegenden

Verpflichtungen haften dieTheilnehmer Geledschasten solidarisch.
815.Der Gewerbebetrieb der juristischen F und Vereine wird wie derjenige

physischer Personen besleuert.
Für die Erfüllung der nach diesem Gesetze den Steuerpflichtigen obliegenden

Verpflichtungen haftet bei Aktiengesellschaften und sonstigen durch einen Vorstand
vertretenen Gesellschaften, Genossenschaften u. s. w. und bei juristischen Personen der
Vorsitzende und jedes Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes; bei Kommandit-
gesellschaften und Kommanditgesellschasten auf Aktien die persönlich haftenden Gesell.
schafter.

Die Erfüllung der Verpflichtung Seilens eines der dafür Haftenden befreit die
Uebrigen von ihrer Verbindlichkeit.

* 16.
Betreibt die Ehefrau eines Gewerbetreibenden, welche nicht dauernd von dem-

selben getrennt lebt, ein eigenes Gewerbe, so ist der Ertrag beziehungsweise das
Anlage- und Betriebskapital dieses Gewerbes demjenigen des Ehemannes zuzurechnen
und findet eine gesonderte Besteuerung der ersteren nicht statt.

17.

Bei inländischen Gewerben, welche außerhalb des Fürstenihums einen slehenden
Betrieb durch Errichtung einer Zweigniederlassung, Fabrikations., Ein- oder Verkaufs-
stätte oder in sonstiger Weise unterhalten, bleibt derjenige Betrag des Ertrages bezw.
des Anlage= und Betriebskapitals, welcher auf den in anderen Bundesstaaten unter-
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haltenen Betrieb entfällt, für die Besteuerung außer Ausaß, jedoch nach Abzug des
auf die im Fürstenthume befindliche Geschäftsleitung zu rechnenden Antheils von
einem Zehntheil des Ertrages, soweit nicht das Reichsgeseh wegen Beseiligung der
Doppelbesteuerung vom 13. Mai 1870 (Bundes-Ges.-Bl. S. 119) entgegensteht.

18.
Veranlagungsgrundsätze.

Bei Ausmiktelung des Ertrages kommen alle Bekriebskosten und die Abschrei-
bungen, welche einer angemessenen Berücksichtigung der Werthsverminderung ent.
sprechen, in Abzug. Insbesondere kann auch die Werthsverminderung derjenigen
Gegenslände, welche aus dem Belriebe ausscheiden, nach Maßgabe ihres Buchwerthes
abgeschrieben werden. Dem Ertrage zuzurechnen sind die aus den Betriebseinnahmen
bestrittenen Ausgaben für Verbesserungen und Geschäftserweiterungen, sowie für den
Unterhalt des Gewerbelreibenden und seiner Angehörigen.

Nicht abzugsfähig sind Zinsen für das Anlage= und Betriebskapital, dasselbe
mag dem Gewerbetreibenden selbst oder Dritten gehören und für Schulden, welche
behufs Anlage oder Erweiterung des Geschäfts, Verstärkung des Berriebskapitals
oder zu sonstigen Verbesserungen aufgenommen sind.

8 19.
Das Anlage- und Betriebskapital ümfaßt sämmtliche dem betreffenden Gewerbe-

betriebe dauernd gewidmeten Werthe.
8 20.

Die Veranlagung der Gewerbesteuer erfolgt für jedes Steuerjahr.
Für die Steuerveranlagung maßgebend ist der Ertrag des bei Vornahme der-

selben abgelaufenen Jahres beziehungöweise das Anlage. und Betriebskapital nach
seinem mittleren Stande im abgelaufenen Jahre.

Besteht der Gewerbebetrieb noch nicht ein Jahr lang, so ist der Ertrag und
rl Betriebskapital nach dem zur Zeit der Veranlagung vorliegenden Anhalt zu
schätzen
Meährend des Steuerjahres eintretende Aenderungen sind erst bei der Bestenerung

für das solgende Jahr zu berücksichigen.

8 21.
Begrenzung der Steuerpflicht.

Die Steuerpflicht beginnt mit dem Anfange des auf die Eröffnung des Betriebes
solgenden Kalendervierteljahres und dauert bis zum Endedesjenigen Kalendewiertel-
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jahres, in welchem das Gewerbe abgemeldet wird (§ 48). Erfolgt die Abmeldung
in demselben Vierteljahre, in welchem der Betrieb begann, so ist der Gewerbe-
treibende für ein Vierteljahr steuerpslichtig. Zeilweilige, durch die Natur des Ge-
werbes bedingte, Unterbrechung befreit nicht von der Steuerverpflichtung für die
Zwischenzeit bis zur Wiederaufnahme des Betriebes im Laufe desselben oder des
nächstfolgenden Jahres.

8 22.
Wird ein Betrieb durch Tod oder Krankheit des Inhabers, Brandunglück, Ueber-

schwemmung oder sonstige Ereignisse wesentlich geschädigt, so kann die Steuer für die
folgenden Vierleljahre ermäßigt oder erlassen werden.

Die Entscheidung trifft unser Ministerium, Abtheilung der Finanzen.
g 23.

Ansprüche an die Staalskasse auf Rückerstaltung von Gewerbesleuerbeträgen er-
löschen mit Ablauf von drei Jahren vom Zahlungstage an gerechnet.

* v24.
Veranlagung der Steuer.

Für jeden Veranlagungsbezirk (§ 9) wird eine Veranlagungsbehörde gebildet,
welche aus einem von der Finanzabtheilung des Ministeriums zu ernennenden Beamten
als Vorsitzenden und aus mindestens sechs auf zwei Jahre gewählten Abgeordneten
besteht, deren Anzahl von der Finanzabtheilung des Ministeriums bestimmt wird.
Dieselben werden aus den im Vorjahre in der I., II. und III. Steuerklasse (§ 6)
veranlagt gewesenen Steuerpflichtigen des Bezirks durch eine aus dem Landrathe und
den Gemeindevorständen der sechs volksreichsten Gemeinden des Bezirks gebildete Com-
mission gewählt. Bei der Wahl ist darauf zu sehen, daß alle drei Steuerklassen in der
Veranlagungsbehörde vertreten sind. Alljährlich scheidet die Hälfte der Mitglieder
aus. Die zuerst Ausscheidenden werden durch das Loos bestimmt.

Die Annahme der Wahl kann nur aus den zur Ablehnung von Gemeinde-
ämtern berechtigenden Gründen abgelehnt werden. Ueber die Ablehnung entscheidet
der Landrath.

Bei den erstmaligen Wahlen nach diesem Gesetze gelten die im Vorjahre in der
ersten Abtheilung der ersten Klasse des Tarifs des bisherigen Gewerbesteuergesetzes
veranlagt gewesenen Steuerpflichtigen als der Klasse 1 des gegenwärtigen Gesetzes,
die übrigen Steuerpflichtigen, deren bisheriger Gewerbesteuer.Jahresbetrag 32 Mark
oder mehr betragen hat, als der Steuerklasse II und die bisher mit weniger als 32 Mark
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besteuerten, nach Ausscheidung derjenigen, deren Befreiung von der Gewerbesteuer
nach § 7 keinem Zweisel unterliegt, als der Steuerklasse III zugehörig.

8 25.
Die Veranlagungsbehörde ist berechtigt, Sachverständige und Auskunftspersonen

iu vernebmen, nöthigenfalls auch dieselben zu beeidigen. Personen, welche bei dem
Steuerpflichtigen bedienstet sind oder waren, bleiben von der Vernehmung ausgeschlossen,

insofern der Steuerpflichtige damit nicht einverstanden ist.
8 26.

Die Abgeordneten zur Veranlagungsbehörde, sowie die zugezogenen Sachver-
ständigen erhalten Gebühren nach Maßgabe des § 95 der Gebühren Ordnung vom
9. Jannar 1891.

Sie haben die Verbältnisse der Gewerbetreibenden, welche bei dem Veranlagungs-
geschäft zu ihrer Kenmmiß gelangen, geheim zu halten und dies dem Vorsitzenden
mittels Handschlags an Eidesstatt zu geloben.

827.
Die Veranlagungsbehörde hat die Steuerpflichtigen des Bezirks auf Grund

der aufgestellten namentlichen Verzeichnisse nach Ausscheidung der von der Steuer
Befreiten in die Steuerklassen I, 11 und Ul nach einfacher Stimmenmehrheit zu
sondern und nach ihrer Kenntniß oder Schätzung des Ertragsverhältnisses bezw. des
Anlage und Betriebskapitals nach dem mittleren Stande des abgelaufenen Jahres
die Steuerpflichtigen der Klasse 1 zu veranlagen (§ 10) sowie die Steuersummen der
Klassen II und I1I1 unter die Mitglieder jeder Klasse nach denselben Grundsäßzen zu
vertheilen (§ 11).

§ 28.
Der Vorsitzende der Veranlagungsbehörde hat nur dann Stimmrecht, wenn
a) nicht alle gewählten Abgeordneten erschienen sind oder
b) es sich um den Steuersaß eines Abgeordneten oder eines nahen Verwandten

4 desselben handelt,

in welchem Falle dieser Abgeordnete sich seiner Stimme zu enthalten hat.
Im Zweifel und bei Stimmengleichheit ist die Ausicht entscheidend, welche dem

betreffenden Steuerpslichtigen die günftigste is.

Erscheinen in dem von dem Vorsitzenden anzuberaumenden Veranlagungstermine
wicht mindestens zwei Drittel der gewählten Abgeordneten, so ist ein anderer Termin

Fürstl. Schwarzb.-Rudolst. Gesezsammlung IIV. 6
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anzuberanmen, in welchem die Veranlagung der Steuer (§ 27) von den Erschienenen,
eintretenden Falls von dem Vorsitzenden der Veranlagungsbehörde allein vorge-
nommen wird.

Diejenigen Abgeordncten, welche durch ihr ohne triftige Entschuldigungsgründe
erfolgtes Ausbleiben die Abhaltung des ersten Termins vereitelt haben, müssen der
Staatskasse die Gebühren für die Erschienenen ersetzen.

8 30.
Der Vorsitzende der Veranlagungsbehörde, welcher zugleich das Interesse des

Staates vertrikt, hat die Geschäfte der Veranlagungsbehörde vorzuberiten, zu leiten
und deren Beschlüsse auszuführen.

Zum Zwecke der richtigen Veranlagung hat er die erforderlichen Nachrichten
über den Gewerbebetrieb der Steuerpflichtigen einzuziehen. Hierbei kann er sich der
Mitwirkung der Gemeinde= (Gulsbezirks.) Vorstände und der Verwaltungsbehörden
bedienen, welche seinen Aufforderungen und Anträgen Folge zu leisten schuldig find.

Der Vorsitzende kann den Steuerpflichtigen auf Antrag oder von Amtswegen
Gelegenheit zur persönlichen Verhandlung über die für die Veranlagung erheblichen
Thatsachen und Verhältnisse gewähren, auch eine Besichtigung der gewerblichen An-
lagen, Betriebsstätten und Vorräthe, auch während der Arbeitsstunden selbst vornehmen
oder veranlassen.

Sämmtliche Staats= und Kommunalbehörden haben dem Vorsitzenden die Ein-
sicht aller, die Gewerbsverhältnisse der Steuerpflichtigen betreffenden Bücher, Acten,
Urkunden 1c. zu geslatten, sofern nicht besondere gesetzliche Bestimmungen oder dienst.
liche Rücksichten entgegenstehen. a1

Eine Vorlegung der Geschäftsbücher der Gewerbetreibenden findet mur statt,
wenn dieser selbst dazu bereit ist.

Zur Offenbarung von Geschäftsgeheimnissen ist der Gewerbetreibende in keinem
Falle verpflichtet.

Mit der Besichtigung der Anlagen, Betriebsstälten und Vorräthe (§ 30) können
ohne Zuslimmung des Gewerbetreibenden andere Personen als Staatsbeamie nicht
beauftragt werden.

* 32.
Zugänge.

Gewerbetreibende, welche nach Beginn der jährlichen Veranlagung einen Betrieb
anfangen, sind durch den Vorsitzenden der Veranlagungsbehörde nach der Höhe des



1893. 29

muthmaßlichen Ertrags, bezw. Anlage·und Betriebskapitals der entsprechenden Steuer-
klasse zuzuweisen und mit dem dieser Klasse entsprechenden Steuersatze in Zugang
zu stellen.

–l 33.
Venachrichtigung der Steuerpflichtigen.

Das Engebniß der Veranlagung hat der Vorsitzende der Veranlagungsbehörde
ledem Steuerpflichtigen miltels einer zugleich eine Belehrung über das Rechtsmittel
enthaltenden Zuschrift bekannt zu machen.

* 34.
Anmeldung des Gewerbes.

Wer den Betrieb eines stehenden Gewerbes anfängt, hat der Gemeindebehörde
des Orts, wo solches geschieht, vorher oder gleichzeitig schriftliche Anzeige davon zu machen.

Dieser Verpflichtung wird, soweit nicht in der Folge ekwas Anderes bestimmt
wird, durch die nach Vorschrift der Gewerbeordnung für das deutsche Reich (6 14)
än machenden Anzeige genügt.

8 35.
Die Vorstände der Gemeinden (Gutsbezirke) sind verpflichtet, von allen bei
ihnen eingehenden Gewerbeanmeldungen längstens binnen 14 Tagen von deren Ein-
gange an gerechnet und bei 3 Mark Ordnungsstrafe der Steuerhebestelle ihres Be-
zirks Mittheilung zu machen, auch nach Anstellung der ersorderlichen Erkundigungen
über die Steuerpflichtigkeit bezw. darüber, in welcher Klasse die Besteuerung zu erfolgen
hat, sich gutachtlich zu äußern.

§#36.
Zum Zwecke der erstmaligen Veranlagung der Gewerbesteuer nach diesem Ge-

sebe haben die Gemeinde- (Gutsbezirks-) Vorstände ein Verzeichniß sämmitlicher in
ihren Bezirken vorhandenen Gewerbebetriebe aufzuslellen und mit gutachtlicher Aeuße-
tung über deren Besteuerung der Steuerstelle des Bezirks binnen einer von derselben
zu bestimmenden Frist einzureichen.

Die Gewerbetreibenden, welche in mehreren Orten einen stehenden Betrieb
unterhalten, haben in der durch öffentliche Aufforderung bestimmten Frist eine schrift-
liche Erklärung über Ort und Art der einzelnen Betriebe und über den Sitz der

Geschaftsleitung an die in der Bekanntmachung bestimmten Siellen einzureichen.
 Zu der Folgezeit eintretende Aenderungen des in der Enllärung angegebenen
Zustandes sind dem Vorsizenden der Veranlagungsbehörde, von welcher die Steuer
veranlagt wird, schriftlich anzuzeigen.
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8 37.
Jeder Gewerbetreibende ist verpflichtet, auf Aufforderung des Gemeinde-(Guts-

bezirks.) Vorstandes oder des Vorsitzenden der zuständigen Veranlagungsbehörde inner-
halb der zu bestimmenden, mindestens einwöchentlichen Frist schriftlich zu erklären:

welches oder welche Gewerbe er treibt oder zu treiben beginnt;
welche Betriebsstätten er unterhält;
welche Gattungen und wie viele Hülfspersonen, Gehülfen und Arbeiter und
welche Gatlung und wie viele Maschinen einschließlich der Motoren im Ge-
werbetriebe verwendet werden.

Auch andere auf die äußerlich erkennbaren Merkmale des Bekriebes gerichtete
Fragen ist der Gewerbetreibende wahrheitsgemäß zu beantworten verpflichtet.

* 38.
Auf besondere Aufforderung des Vorsitzenden einer zulländigen Veranlagungs-

behörde ist jeder Gewerbetreibende verpflichtet, in verschlossenem Schreiben oder münd-
lich zu Protokoll zu erklären, ob der jährliche Ertrag seines Gewerbebetriebes

1000 bis ausschließlich 4000 Mark
oder 4000 20

oder 20000 Mart oder mehr beträgt und ob der Werth des An-
lage- und Betriebskopitals

2000 bis ausschlehlich 000 Mark
oder 30000 „ „ 50000 „

oder 150 000 Mark oder * beträgt.

Solche Erklärungen sind geheim auszubewahren. Weitergehende Auskunftser-
theilung über die Höhe des Ertrags, sowie den Werth des Anlage- und Berriebs-
kapitals ist der Gewerbetreibende abzulehnen berechtigt. Die im Vorstehenden vor-
geschriebene Auskunft über die Höhe des Anlage- und Betriebskapitals zu ertheilen,
sind auch diejenigen verpflichtet, welche einen Betrieb neu beginnen.

Dem Steuerpflichtigen ist auf seinen Antrag in Fällen, in welchen es sich um
einen nur durch Schätzung zu ermittelnden Ertrag handelt, gellattel, statt der in
Absatz 1 erwähnten Erklärung diejenigen Nachweisungen zu geben, deren die Ver-
anlagungsbehörde zur Schähung des Ertrags bedarf.

5* 39.
Die nach den §§ 36 bis 38 den Gewerbetreibenden obliegenden Verpflich-

tungen sind
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1. für Personen, welche unter väterlicher Gewalt, Pflegschaft oder Vormundschaft
stehen, von deren Vertretern,

2. für Gewerbebetriebe der Gesellschaften, Genossenschaften, juristischen Personen,
Vereinen k. von den in § 14 und 15 bezw. 2 bezeichneten Personen

zu ersüllen.

Berufung.
Gegen das Ergebniß der Veranlagung steht dem Steuerpflichtigen das Rechts-

mittel der Berufung on die Berufungs-Commission zu, welche endgültig enischeidet.
Dasselde ist bei dem Vorsitzenden der Veranlagungsbehörde binnen einer Ausschluß-
frist von vier Wochen einzulegen, welche von dem auf die Zustellung der Steuerzu-
schrift (s 33) folgenden Tage ab läust.

Die Berufungs-Commission besleht aus einem Commissar Unseres Ministe-
riums als Vorsitzenden und je drei der in die Veranlagungsbehörden der einzelnen
Veranlagungs, (Landrathsamts.) Bezirke gewählten Abgeordneten.

Für jeden derselben ist noch ein Stellvertreter auszuwählen.
Die drei aus den Abgeordneten der Veranlagungsbehörde jedes einzelnen

Veranlagungsbezirks zur Berufungs-Commission abzuordnenden Mitglieder derselben
begw. deren Stellvertreter hat die Finanzabtheilung des Ministeriums auszuwählen
der Art, daß thunlichst jede Steuerklasse wenigstens durch ein Mitglied in der Be-
rufungs.Commission vertreten ist. 42

Die Bestimmungen der §§ 24 Abs. 2, 25, 26, 28, 30, 31, 33 und 38
gelten auch hinsichtlich der Verpslichtungen, Befugnisse und Zuständigkeiten der Be-
rusungs.Commission, deren Mitglieder und des Vorsitenden.

rhebung.
Die aus den Steuerlisten der einzelnen Steuerklassen zusammenzustellenden

Gewerbesteuerrollen für die Erhebungsbezirke werden von Unserem Ministerium, Ab-
lheilung der Finanzen, sestgesetzt. Dasselbe ist besugt, Nechnungsfehler zu berichügen.

–* 44.
Die Steuer ist in vierteljährlichen Beträgen in der ersten Hälste des zweiten

Monats eines jeden Vierteljahres an das zuständige Steueramt abzuführen.
Vorausbezahlungen bis zum Jahresbetrage sind zulässig.
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*45.
Die Zahlung der veranlagten Steuer wird durch die Einlegung des Rechts-

mittels nicht aufgehalten, muß vielmehr mit Vorbehalt späterer Erstattung in den
vorgeschriebenen Fristen erfolgen. 46

Wird ein Gewerbebetrieb von einer anderen Person unverändert fortgesetzt
(z. B. im Fall der Vererbung, Verpachtung, Veräußerung), so ist die veranlagle
Steuer bis zum Ablauf des Steuerjahres fortzuentrichten und findet nur eine Um-
schreibung des Namens statt.

Der Verpächter eines Gewerbes haftet für die Jahrcosteuer solidarisch mit
dem Pächter desselben.

Bei Berlegung des Betriebsortes oder des Sißes der Geschäftsleitung bezw.
des Wohnortes des Gewerbetreibenden tritt die erforderliche Uebertragung der Steuer
für den Rest des Jahres ohne neue Veranlagung ein.

* .
Das Aufhören eines Gewerbes ist von dem Steuerpflichtigen der Hebestelle,

an welche die Steuer entrichtet wird, schristlich anzuzeigen (vergl. 8 21).

* 49.

Betriebssteuer.
Für den Betrieb der Gastwirkhschaft, der Schankwirthschast, sowie des Klein-

handels mit Branntwein oder Spiritus ist jährlich eine besondere Betriebssteuer
zu entrichten.

8 50.
Die Betriebssteuer beträgt für Jeden, welcher eines oder mehrere dieser Ge-

werbe, allein oder in Verbindung mit anderen Gewerben, betreibt,
1. wenn er von der Gewerbesteuer wegen eines hinter der Grenze der

Steuerpflicht zurückbleibenden Ertrags und Anlage- und Betriebskapitals
befreit ist (§ 7) 10 Mark,

2. wenn erzur: Gewerbesteuer veranlagt ist:
a) in der Klasse III 15 Mark.
bi,„ „ „ I 25 „

C) *— 7“ 1 50 *—
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Die Steuer wird bei allen Betrieben, welche geistige Gelränke verabfolgen,

für jede Betriebsstätte besonders erhoben.

l 51.
Wenn die Heranziehung zur Betriebssteuer lediglich durch einen vorüber-

gehenden bei besonderen Gelegenheiten (Festen, Truppenzusammenziehungen und
dergl.) stattsindenden Gewerbebetrieb bedingt ist, so kann auf Antrag des Steuer-
pflichtigen der Betrag der Steuer bis auf den Satz von 5 Mark herabgeseßt werden.

*52.
Die Feststellung der Betriebssteuer erfolgt von dem Vorsitenden der Ver-

anlagungsbehörde für alle, welche im Veranlagungsbezirke ein der Betriebssteuer
unterliegendes Gewerbe betreiben.

33.
Der festgestellte Steuersatz ist einem jeden Steuerpflichtigen in Gemäßheit

des § 33 bekannt zu machen.
Die Erhebung erfolgt nach Mahgabe des § 43 ff.
Die im § 51 bezeichneten Steuerpflichtigen haben den Betrag der Jahres-

steuer binnen 14 Tagen nach erfolgter Mittheilung an die ihnen bezeichnete Hebe-
stelle in einer Summe zu entrichten.

Nach stuchtloser Zwangsvollstreckung kann bis zur vollständigen Entrichtung
des Rückstandes von der Verwaltungsbehörde die fernere Ausübung des sleuerpflich-
tigen Betriebs untersagt und die Einstellung desselben durch Schließung und Ver-
siegelung der Geschäftsräume erzwungen werden.

8 54.
Eine Erstattung der Betriebssteuer wegen Einstellung des Betriebes im Laufe

des Steuerjahres findet nicht statt.
55.

Ueber Beschwerden wegen Verpflichtung zur Entrichtung der Betriebssteuer
oder wegen der Höhe derselben entscheidet das Ministerium, Abtheilung der Finanzen.
Die Entscheidungen desselben sind endgülüg.

Soweit durch die Entscheidungen, welche bezüglich der Gewerbesteuer im Wege
des Rechtsmittels ergehen, Abänderungen der feslgeslelllen Bekriebssteuersätze bedingt
werden, haben die Vorsitzenden der Veranlagungsbehörden die anderweite Feslstellung
zu bewirken.
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8 56.

Die zur Ertheilung der Erlaubniß für die in § 49 bezeichneten Betriebe
oder für die Eröffnung einer neuen Betriebsstätte zuständigen Behörden, haben von
jeder Erlaubnißertheilung dem Vorsitzenden der betreffenden Veranlagungsbehörde
Mittheilung zu machen.

857.
Strafbestimmungen.

Wer die gesetliche Verpflichtung zur Anmeldung eines steuerpflichtigen Ge-
werbes (5 34) in der vorgeschriebenen Frist nicht erfüllt, verfällt in eine Geldstrafe
bis zur Höhe des doppelten Betrages der Jahressteuer. Daneben ist die vorenthal-
tene Steuer zu entrichten.

8 58.
Mit Geldstrase bis zu 100 Mark wird bestraft:

1. wer die nach den Bestimmungen der 5§ 36—39 dieses Gesetzes ihm
obliegenden Verpflichtungen nicht erfüllt, insbesondere auch, wer die
erforderliche Erklärung, zu welcher er verpflichtet ist, wissentlich unvoll-
ständig oder unrichtig abgiebt,

2. wer den nach § 30 Abs. 3 bez. § 42 Zuständigen die Einsicht der
gewerblichen Anlagen, Betriebsstätten oder Vorräthe verweigert.

* 59.
Die Untersuchung und Entscheidung in Betreff der strasbaren Handlung steht

dem Gerichte zu, wenn nicht der Beschuldigte die von der Steuerbehörde vorläufig
festzusetzende Strafe nebst den durch das Verfahren entstandenen Kosten binnen einer
ihm bekannt gemachten Frist freiwillig zahlt.

(60.
Kosten.

Die Kosten der Steuerveranlagung und Erhebung fallen der Staatskasse
zur Last. Jedoch sind diejenigen Kosten, welche durch die gelegentlich der eingelegten
Rechtsmittel ersolgenden Ermittelungen veranlaßt werden, von dem Steuerpflichtigen
zu erstatten, wenn sich seine Angaben in wesentlichen Vunkten als unrichtig erweisen.

Die Festsetzung der zu erstattenden Kosten erfolgt durch Unser Ministerium,
Abtheilung der Finanzen.
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861.
Oberaufsicht.

Die oberste Leitung des enci im Staat gebührt Unserm
Ministerium. Abtdeilung der FinanDasselbe entscheidet ennglin über Beschwerden gegen das Verfahren der

eeeer Wein endchonengD und deren Vorsitzenden.

8 62.
Dieses Gesetz kommt zunächst bei der Veranlagung für das Jahr 1894 zur

Anwendung.
Mit dieser Maßgabe, sowie vorbehältlich der Anwendung auf frühere Fälle

und unbeschadet der hinsichtlich des Gewerbebetriebs im Umherziehen bestehenden
zesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen (5 1 Abs. 2) treien die auf die Ver-
anlagung und Entrichtung der Gewerbesteuer bezüglichen Vorschriften, insbesondere
das Gewerbesteuergesetz vom 15. Februar 1868 (Ges Samml. S. 117) und die
Verordnung, die Ausführung dieses Gesetzes betr. vom 26. Februar 1868 (Gesetz-
Samml. S. 147) am 1. Januar 1894 außer Kraft.

*63.
Unser Ministerium, Abtheilung der Finanzen, wird mit der Ausführung

dieses Gesetzes beauftragt.
Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 7. März 1893.

(L. S.) Günther, Fürst zu Schwarzburg.
von Starck.

Fürstl. Schwarzb. Rudolst. Gesetzsammlung IIV. 7
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M VIII. Verordnung
vom 24. März 1893,

betreffend die Ausführung des Gewerbesteuergesetzes.

Zur Ausführung des Gewerbesleuergesetzes vom 7. März 1893 verordnen wir
auf Grund des § 63 desselben was folgt:

Artikel 1.
(Zu § 2 d. Ges.)

Als slehende Gewerbe gelten nicht nur die dem Gewerbe dienenden sichtbaren
Anstalten, wie Fabrikations-, Ein= oder Verkaufsstälten. Speicher, Waarenlager,
Komptoire, sondern auch alle sonstigen Geschäftseinrichtungen, welche sich als Aus-
übung eines stehenden Gewerbes im Fürstenthume darstellen. Insbesondere genügt
hierzu auch die Ausübung durch dauernd sich zu diesem Zwecke im Fürstenkhume
aufhaltende Geschäftstheilnehmer, Procuristen, Agenten oder andere ständige Ver-
treter einer außerhalb des Fürstenthums ihren Sitz habenden gewerblichen Unter-
nehmung, welche entweder in einem Dienst-Verhältnisse zu dem Inhaber stehen oder,
ohne solches, Geschäfte in seinem Namen und für seine Rechnung auf Grund allge-
meiner oder besonderer Ermächtigung abschließen. Hierher gehören auch Unternehmer
von Bauten an Eisenbahnen. 6

Bei Bestellung eines Verkreters ist die Uebertragung und die Annahme der
Vertretung entweder zu Prokokoll vor dem Vorsitzenden der betreffenden Veranla-
gungsbehörde oder schriftlich zu erklären. Letzteren Falls sind die Unterschriften be-
hördlich zu beglaubigen.

Artikel 2.
(Zzu § 3 d. Ges.

I. Privatversicherungs. Gesellschaften, soweit nicht nach ihren besonderen Einrich-
tungen die Annahme eines Gewerbebetriebs überhaupt ausgeschlossen ist, unterliegen
der Steuerpflicht. Jusbesondere ist bei den auf Gegenseitigkeit beruhenden Privat-
versicherungs.Gesellschaftenein Gewerbebetrieb nicht vorhanden, wenn die Beiträge
der Mitglieder (Prämien) lediglich zur Erfüllung der aus den Versicherungen ent.
standenen Verpflichtungen und zur Deckung der Geschäfksunkosten verwendet, die
etwa überschießenden Beträge den Mitgliedern zurückerstattet oder angerechnet und
daneben Erwerbszwecke (z. B. durch Bankiergeschäfte mit den verfügbaren Fonds)
nicht verfolgt werden.
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2. Auf Grund der in §&amp; 3 Abs. 2 des Gesetzes ertheilten Ermächtigung wird
hiermit für die nachbezeichnelen gewerblichen Unternehmungen, insosern sie lediglich
zu wohlthäligen oder gemeinnützigen Zwecken, unter gänzlichem Ausschlusse eines Ge-
winnes der Unternehmer betrieben werden, Befreiung sowohl von der Gewerbesteuer,
als auch, soweit diese überhaupt in Betracht kommt, von der Betriebsstener (§ 49 fl.
des Gesezes) gewährt nämlich für:

a) öffentliche Volksküchen, Suppenanstalten, Kaffeeschänken, Kinderbewahmugs,
und Verpflegungs- und ähnliche Anstalten, Heimathsstätlen und Herbergen,

b) öffentliche Volköbibliotheken, welche dazu bestimmt und eingerichtet sind, den
weniger bemittelten Volksklassen unenigeltlich oder gegen billige Vergütung,
durch leihweise Ueberlassung von Büchern und Schriften einen guten und
angemessenen Lesestoff zu bielen.

Artikel 3.
(zu § 4 d. Gel.)

1. Bei der Verarbeitung der selbstgewonnenen Exzeugnisse der in § 4 Ziff. 1
des Gesetzes bezeichneten Erwerbszweige ist Bedingung der Steuerfreiheit, daß sich
der Gesammtbetrieb, einschließlich der für die Verarbeitungszwecke hergestellten Ein-
richtungen, doch nur als Belrieb der Land, und Forstwirthschaft u. s. w. darstellt.
Fabriken und soustige gewerbliche Aulagen, welche nicht dem land= und forstwirth-
schaftlichen u. s. w. Betriebe entschieden untergeordnet sind und im Verhältnisse zu
diesem nur eine nebeusächliche Bedeutung haben, auch als selbsiständige Unterneh-
mungen von Anderen als Land= und Forstwirthen u. s. w. des Fabrikationsgewinnes
wegen behufs Verarbeitung angekaufter Stoffe betrieben werden, sind als solche der
Gewerbesteuer auch dann unterworsen, wenn die Verarbeitung sich auf selbstgewonnene
Ergeugnisse beschränkt. Beispielsweise gilt dies von Zucker,, Stärke., Konserven.,
Kraut. Fabriken, Brennereien — mit Ausnahme der landwirthschastlichen Brennereien
 4 Ziff. 2 des Gesetzes), — Holzschleifereien, Cellulosc, Papier-Fabriken, Fournier.
und Parkettfußboden.Fabriken u. s. w.

2. Bei den § 4 Ziff. 4 des Gesetzes verzeichneten Betrieben gilt als weitere
Bearbeitung der Erzeugnisse zu einer Handelswaare, 3. B. bei Ziegel und Thon-
erde das Verfertigen von Ziegeln und gebrannten Steinen, bei Steinen die Zurich.
tung von Platten, Rinnen, Säulen und dergleichen, bei Gyps und Kalk das Bren-
nen u. s. w.

Die Steuenpslicht erstreckt sich in diesen Fällen auf den ganzen Umfang des
Beriiebes.

7.
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Findet eine gewerbsmäßige Ausdehnung des Vertriebes auf fremde Erzeugnisse
in rohem Zustande statt, so hat dieselbe stets die Steuerpflicht nach Maßgabe dieses
Vertriebes zur Folge.

3. Wenn durch Vewielsältigung der Erzeugnisse der bildenden Kunst eine
Waate für den Kauf hergestellt und hiermit Handel getrieben wird, oder wenn mit
der Ausübung der Baukunst zugleich eine, über die Grenze der Bauleitung hinaus-
gehende Thätigkeit als Unternehmer der Ausführung verbunden ist, so wird die
Steuerpflichtigkeit begründet.

4. Die gewerbsmäßige Verwerthung sremder künstlerischer oder wissenschaftlicher
Erzeugnisse und Leistungen begründet für den Unternehmer die Steuerpflicht.

5. Inwieweit die Unterhallung von Heilanstalten (Privat= Kranken= und Irren-
anstalten, Sanatorien und dergleichen), auch wenn sie mit der Ausübung des ärzt-
lichen Berufes verbunden ist, als steuerpflichtiger Gewerbebetrieb anzusehen, ist nach
den thatsächlichen Umständen des einzelnen Falles zu beurtheilen.

Die Ausübung der Heilkunde gegen Entgelt durch andere Personen, als appro-
birte Aerzte, ist steuerpflichtig. Insbesondere unterliegen Naturärzte, Zahntechniker,
Heilgehülfen u. s. w. der Steuerpflicht.

Artikel 4.
— d. Ges.)

1. Bei den in § 5 des Gesetzes bezeichneten Vereinen 2c. gelten als die
Steuerpflicht bedingende Gewinnantheile nicht nur die baare Auszahlung, sondern
auch die Gutschreibung der Gewinne (§ 19 des Gesetzes, betreffend die Erwerbs-
und Wirthschaftsgenossenschaften vom 1. Mai 1889 — Reichegesetzblatt S. 55).

2. Als offener Laden ist nicht nur ein mit Waarenauslagen und sonstigen Ein-
richtungen zur Anziehung des Publikums (Schaufenster u. s. w.) versehenes Geschäft,
sondern überhaupt jedes Lokal anzusehen, welches zum Verkaufe von vorhandenen
Waarenvorrälhen im Kleinverkehr an das Publikum dient.

3. In gleicher Weise unterliegen der Steuerpflicht die Konsumanstalten mit
offenem Laden, welche von gewerblichen Unternehmern im Nebenbetriebe unterhalten
werden (vergl. §&amp; 13 Abs. 2 des Gesetzes).

Artikel 5.
(zu § 6 ff. d. Ges.)

Die Besteuerung der Gewerbe erfolgt ohne die bisherige Unterscheidung zwischen
verschiedenen Gewerböarten in drei, lediglich nach der Höhe des jährlichen Ertrags
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oder des Anlage= und Betriebs.Kapitals gebildeten Steuerklassen. Die als Anlage
4 beigesügte Zusammenstellung ergiebt das Nähere hierüber.

Für dieFestsetzung des Steuersatzes innerhalb der Steuerklassen kommt in eister
Linie der Ertrag in Betracht; daneben ist das Anlage- und Bekriebskapital nur in-
sofern von Einfluß, als dadurch die Zugehörigkeit zu der betreffenden Steuerklasse
und die Anwendung eines in dieser Klasse zulässigen Steuersatzes bedingt wird.

Artikel 6.
(zu § 18 d. Ges.)

Der der Besteuerung zu Grunde zu legende Ertrag wird gefunden durch
Abzug:

1. der Betriebskosten, d. h. der zur Erzielung des Gewinnes gemachten Auf-
wendungen (B) und

2. der Abschreibungen (C) von der gesammten Betriebseinnahme (Nohein-
nahme [Ah)

A. Zur Roheinnahme gehören insbesondere:
1. die für geschäftliche oder gewerbliche Leistungen jeder Art bedungenen oder

gewährten Provisionen, Zinsen und sonstigen Gegenleislungen;
2. der erzielte Preis für alle gegen Baarzahlung oder auf Credit verkauften

Waaren und Erzeugnisse,
3. der Geldwerth der zum Gebrauche oder Verbrauche des Stenerpflichtigen,

seiner Angehörigen und der nicht zum Gewerbebetriebe gehaltenen Dienst-
boten und sonstigen Hausgenossen aus dem Betriebe entnommenen Erzeug-
nisse und Waaren.

Sind Erzeugnisse oder Waaren theils für den Haushaltsbedarf, theils für
Zwecke des Gewerbebetriebs verwendet, so ist eine den thatsachlichen Verhältnissen
entsprechende Trennung nach billigem Ermessen zulässig. Dasselbe gilt von den ge-
meinsam zu beiden Zwecken gemachten Ausgaben.

B. Als Betriebskosten sind insbesondere abzugsfähig:
. die Kosten der Unterhaltung der dem Betriebe dienenden Gebäude und

sonstigen baulichen Anlagen, sowie die Aufwendungen zur Erhaltung und
Ergänzung des vorhandenen lebenden und todten Betriebsinventars;
die Kosten für Versicherung der zu 1 gedachten Gegenstände, sowie der
Waarenworräthe gegen Brand und sonstigen Schaden;
 der Pacht= und Miethzins für die zum Geschäftsbetriebe gepachteten und

gemietheten Grundstücke, Gebäude, Näumlichkeiten und Utensilien;

A
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die Ausgaben für die im Betriebe erforderliche Heizung und Beleuchtung;
die Anschaffungskosien für die eingekauften Roh= und Hülfsstofse und
Waaren, sowie für die sonst im Betriebe erforderlichen Materialien;

. die Löhnung der für den Gewerbebetrieb angenommenen Angestellten, Ge-
sellen, Gehülfen, Arbeiter, einschliehlich des Geldwerthes der etwa gewährten
Bekösligung und sonstigen Naturalleistungen, soweit diese nicht aus den Be-
tiebsbeständen entnommen werden;

. die von dem Unternehmer gesetz= oder verkragsmäßig für das Betriebs-
personal (Nr. 6) zu entrichtenden Beiträge zu Kranken-, Unfall-, Alters-
und Invaliden-Versicherungs-, Witlwen., Waisen., Pensions, und dergleichen

—*
=

—

assen;
die auf den dem Betriebe dienenden Grundstücken und dem Gewerbe haf-

tenden Real-Abgaben und sonstigen öffentlichen Lasten, sowie die im Ge-
schäftsbetriebe zu entrichtenden indirekten Abgaben (Zölle u. s. w.

Der Abzug von Einkommen= und sonstigen Personalsteuern, sowie der Gewerbe-
steuer selbst ist unzulässig.

. Von der Noheinnahme dürfen ferner in Abzug gebracht werden diejenigen
Abschreibungen, welche einer angemessenen Berücksichtigung der Werthsverminde-
rung der dem Gewerbetriebe gewidmeten Gegenstände und Rechte entsprechen,
insbesondere für die Abnutzung von Gebäuden, Maschinen, Betriebsgeräthschaften

u. s. w., für Sühineuna " B. bei Sand,, Kalk, und Thonlagern), für
zuschen Forderungen und dergleidas Maß der hiernach wüsioen Abschreibungen * die bezüglich derkeusfmumisen Buchführung geltenden Grundsähe bestimmen

Bei Gegenständen, welche gänzlich aus dem 1n ausscheiden, kann die

Differenz zwischen dem cmen und dem ihnen noch der Ausscheidung ver-
bliebenen Werthe abgezogen werIst der verbliebene * Moe als der Buchwerth, so ist ein Abzug nicht
gestattet.

D. Nicht abgezogen werden dürfen:
I. die Zinsen für das Anlage- und Betriebskapital, dasselbe mag dem Ge-

werbelreibenden selbst oder Dritten gehören und für Schulden, welche be-
huss Anlage oder Erweiterung des Geschästs, Verstärkung des Betriebs-
kapilals oder zu sonstigen Verbesserungen des Betriebes ausgenommen sind.

Dagegen sind Zinsen für die laufenden Geschäftsschulden, d. h. solche, die

·#
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sich aus der laufenden Geschäftsführung ergeben und auf dem regelmäßigen
Geschäftskredit beruhen (z. B. die aus dem Kontokorrent, aus dem Bezuge
gegen Credit entnommener Waaren) abzugsfähig.

2. Kapitalverluste;
3. Ausgaben für Tilgung der Schulden und des Anlagekapitals;
4. Aufwendungen für Verbesserungen und Geschäftserweiterungen;
5. die Rücklagen in den Resewefond;
6. Ausgaben für den Unterhalt des Gewerbekreibenden und seiner Angehörigen.
Vertragsmäßig bedungene Aufwendungen (Gehalt, Lohn, Beköstigung u. s. w.)

für die im Gewerbebetriebe beschäftigten Verwandten sind jedoch abzugsfähig, sofern
letztere nicht, wie z. B. Ehegalten und Kinder, zur Haushallung des Gewerbelrei-
benden gehören.

Artikel 7.
(Zu § 19 d. Ges.)

Das Anlage= und Betriebskapital umfaßt ohne Unterschied zwischen
dem eigenen Kapitale des Gewerbetreibenden und dem nur angeliehenen oder in
sonstiger Weise von Dritten entnommenen sämmtliche dem betreffenden Gewerbe
dauernd gewidmeten Gegenstände und Rechte, welche einen in Geld schätbaren
Werth besitzen.

Hierher gehören insbesondere:
1. die dem Gewerbe dienenden Grundslücke, Gebäude, baulichen Anlagen,

Wasserkräfte, Maschinen, Geräthschasten, Werkzeuge, Thiere und Futtervor,
räthe, Vorräthe an ferligen Waaren, Roh. und Hülfsstoffen einschließlich
der in der Bearbeitung, auf dem Transport und in öfsentlichen Niederlagen
oder auf auswärtigen Lagern befindlichen;
die Vorräthe an Geld, Gold und Silber, Papiergeld, Banknoten, Wechseln,
Schuldscheinen und sonstigen Werthpapieren, die aus dem Gewerbebetriebe
herrührenden Außenstände, einschließlich der laufenden Guthaben;
Gewerbeberechtigungen (z. B. die Nealprivilegien der Apotheker, Realschank-
berechtigungen) und Rechte auf Gebrauch oder Nutung fremder Grund-
stücke, Wege, Kanäle, Privat. Gewässer und dergl.

Nur die laufenden, nicht auch die zur Begründung, Verbesserung oder Erweite-
lmung des Gewerbebetriebs gemachten Schulden können bei der Berechnung des An-
lage und Betriebskapitals von den obigen Werthen in Abzug gebracht werden.

Das Anlage- und Betriebskapital ist nach seinem mittleren (durchschnistlichen)

*ie
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Stande in dem für die Berechnung maßgebenden Jahre (Artikel 8) zu veran-
schlagen.

Artikel 8.
(zu § 20 d. Gel.)

Nach dem Wortlaute des Gesetzes ist für die Steuerveranlagung der Ertrag
bezw. das Anlage- und Betriebskapital des bei der Vornahme der Veranlagung ab-
gelaufenen Jahres maßgebend.

Indem das Gesetz sich einer genaueren Zeitbestimmung enthält, gewährt es die
Möglichkeit, den Verhältnissen der einzelnen Gewerbebetriebe entsprechend der Ertrags-
deziehungsweise Kapitals. Berechnung entweder das Geschäfts= oder das Kalenderjahr
zu Grunde zu legen. Bei Gewerbebetrieben mit ordnungsmäßiger Buchführung ist
demgemäß regelmäßig auf das abgelaufene Geschäftsjahr, bei den übrigen Gewerben
auf das verflossene Kalenderjahr zurückzugehen.

Artikel 9.
(zu § 21 d. Ges.)

I. Die erstmalige Wahl der Abgeordneten zur Veranlagungsbehörde hat läng-
stens in der zweiten Hälste des Monats Juli 1893 zu erfolgen.

Bis zu demselben Zeitabschnitt hat sodann alljährlich für die ausscheidenden
Mitglieder die Ergänzungswahl stattzufinden.

2. Die Wahlen erfolgen nach relativer Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet die Stimme des Landraths.

Die Wiederwahl ausscheidender Mitglieder ist gestattet.
3. Bei den Wahlen ist in Berücksichtigung zu ziehen, daß nur von solchen Ge-

werbetreibenden, bei denen eine hervorragende Kenntniß der gewerblichen Verhältnisse
des Bezirks anzunehmen ist, auch eine erfolgreiche Milwirkung an der der Veranla-
gungsbehörde obliegenden Aufgabe erwartet werden darf. Aus diesem Grunde ist
auch dem Vorsitzenden der Veranlagungsbehörde gestattet, der Wahlkommission Vor-
schläge über die Wahl zu unterbreiten.

4. Die zur Wahl einberufenen Gemeindevorstände erhalten außerhalb ihres
Wohnortes 3 Mark Tagegelder, sowie Ersatz der Reisekosten.

Artikel 10.
(zu § 25 d. Ges.)

Die Vernehmung der Auskunftspersonen und Sachverständigen kann durch den
Vorsitzenden in der Sitzung der Veranlagungsbehörde vorgenommen werden, jedoch



1893. 43
dürfen keinesfalls die vernommenen Personen bei der Berathung und Beschlußfassung
zugegen sein.

Auskunftspersonen und Sachverständige können die Auskunftsertheilung auf die
ihnen vorgelegten Fragen nur aus den nach Bestimmung der Civilprozeß. Ordnung

zur Veweigemg d Zeugnisses berechtigenden Gründen ablehnen (C.P.-Ordnung88 348 ff. undDie lrn der Auskunftspersonen bez. Sachverständigen ist nach Maßgabe
des gerichtlichen Zeugen bez. Sachverständigen-Eides durch den Vorsitenden selbst
oder vermittelst Ersuchens des zuständigen Amtsgerichtes vorzunehmen.

Die Vernehmung von Auskunftspersonen und Sachverständigen, welche auf er-
Fangene Ladung unentschuldigt ausbleiben oder die Aussagen beziehungsweise deren
Beeidigung ohne geseplichen Grund verweigern, kann durch ein ersuchtes Amtsgericht,
nöthigenfalls unter Anwendung der gesetzlich zulässigen Zwangsmittel, bewirkt werden.

Sachverständige und Auskunftspersonen (Zeugen) haben Anspruch auf Ent-
schädigung nach Mahgabe der §§ 95 und 96 der Gebührenordnung vom 9. Januar
1891 (Ges.= Samml. S. 1).

Artikel 11.
(zu § 34 d. Ges.)

Die Verpflichtung zur Anmeldung eines slehenden Gewerbes trifft auch den-
jenigen, welcher:

a) das Gewerbe eines Anderen übernimmt und fortsetzt,
b) neben seinem bisherigen Gewerbe ein anderes anfängt.
Gewerbetreibende, welche an mehreren Orten des Fürstenthums einen stehenden

Gewerbebetrieb unterhalten, haben an jedem Orte, wo solches geschieht, den Anfang
des einzelnen Bewiebes anzumelden.

Artikel 12.
(zu § 35 d. Ges.)

1. Die Gemeinde-(Gutsbezirks.) Vorstände haben ein Verzeichniß nach Muster I.1.
zu führen, in welches sie alle Anmeldungen der Reihe nach einzutragen haben.

2. Bei Anmeldung der Uebernabme und Fortsetzung eines bereits zur Gewerbe-
steuer veranlagten Betriebes ist der Name des bisherigen Jnhabers desselben unter
Bezeichnung der Steuerklasse anzugeben und in dem Verzeichnisse der Anmeldungen
(in Spalte „Bemerkungen") einzutragen.

3. Die Gemeinde-(Gutsbezirks.) Vorstände sind verpflichtet, die erforderlichen

Erkundigungen über die Steuerpflicht der angemeldeten Betriebe, brgiedungweiFürdil. Schwarzb., Rudolst. Gesetzsammlung LIV.
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darüber, in welcher Steuerklasse die Besteuerung zu erfolgen hat, anzustellen und sich
hierüber gutachtlich zu äußern. Sie müssen deshalb sich mit den Bedingungen der
Steuerpflicht und der Zugehörigkeit zu den einzelnen Steuerklassen verkraut machen
(vergl. die Zusammenstellung der zulässigen Gewerbesteuersätze Anlage A). Um sich
die thatsächlichen Unterlagen für das von ihnen abzugebende Gutachten zu beschaffen,
steht ihnen

die Befragung des Inhabers des angemeldeten Betriebes, die Erkundigung bei
Vertrauenspersonen und Sachverständigen, die Erforderung der nach § 37 des
Gesetzes abzugebenden Erklärung des Gewerbetreibenden

zu Gebote.
u. Bei Abnahme dieser Erklärung ist das anliegende Musier II zu benntzen.

4. Der Gemeinde-(Gutöbezirks.) Vorstand hat innerhalb 14 Tagen die Anzeige
von der erfolgten Aumeldung an die Steuerhebestelle zu bewirken (§ 35 d. Ges.).
Dieselbe geschieht durch Uebersendung eines Auszuges aus dem Verzeichnisse der An-

 In.In.meldungennachMusterIII unter Beifügung der bezüglichen schriftlichen Anmeldungen
uund sonstigen Beläge.

Bei Gewerbebetrieben, bei denen von vorn herein mit Sicherheit anzunehmen
ist, daß weder der jährliche Ertrag 1000 Mark noch das Anlage= und Betriebskapital
2000 Mark erreicht, ist unter Abstandnahme von weiteren Ermittelungen in Spalte

„Bemerkungen“ des Verzeichnisses der Annd einzutragen:„frei nach § 7 des Gesetzes“
und dieser Vermerk in den Auszug aus demselben aufzunehmen.

Bei jeder der übrigen Anmeldungen ist das Gutachten des Gemeinde-(Guts.
bezirks.) Vorstandes in dem Auszug einzuschreiben. Sollte die Abgabe der gutacht-
lichen Aeußerung wegen der nöthigen Erkundigungen nicht gleichzeitig mit Ueber.
sendung des Auszugs thunlich sein, so ist dieselbe innerhalb der von dem Vorsitzenden
der Veranlagungsbehörde zu bestimmenden Frist nachzubringen.

Artikel 13.
(zu § 36 d. Ges.)

Für das zum Zwecke der erstmaligen Veranlagung der Gewerbesteuer nach diesem
Gesetze einzureichende Verzeichniß sämmtlicher in ihren Bezirken vorhandenen Gewerbe-

. betriebe haben die Gemeinde- (Gutöbezirks.) Vorstände Formulare nach Muster IV
Un verwenden.

Der mit der Einsendung dieses Verzeichnisses an die Steuer-Hebestelle säumige
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Gemeinde- (Gutsbezirks,) Vorstand verfällt bei Nichteinhaltung der dafür bestimmten
Frist einer Ordnungsstrase von 3 Mark.

Artikel 14.
(zu § 49 d. Ges.

1. Der Betriebssteuer unterliegen nicht bloß die gewerbesteuerpflichtigen, sondern
auch diejenigen Betriebe der Gastwirthschaft, der Schankwirthschaft und des Klein-
handels mit Branntwein und Spiritus, bei denen weder der jährliche Ertrag 1000 Mark
noch das Anlage= und Betriebskapital 2000 Mark erreicht (5 7 des Gesetzes) und
die deshalb von der Gewerbesteuer befreit bleiben.

2. Welche Betriebe unter den Begriff der Gastwirthschaft, Schanfwirthschaft,
des Kleinhandels mit Branntwein oder Spiritus fallen, bestimmt sich nach denselben
Vorschriften und Grundsäßen, die in Betreff der zu solchen Betrieben nach der Ge-
werbeordnung erforderlichen Erlaubniß zur Auwendung kommen (§ 33 der Reichs-
Gewerbeordnung).

Danach gelten insbesondere als Schankwirkhschaft diesenigen gewerblichen Be-
triebe, in denen Getränke irgend welcher Art (Branntwein, Liquenre, Wein, Bier,
Kaffee, Thee, Mineralwasser, Milch, Molken u. s. w.) zum Genusse auf der
Stelle verabfolgt werden. Für die Betriebssleuer des Kleinhandels mit Brannt-
wein oder Spiritus ist es unerheblich, ob derselbe als Neben- oder Hauptgewerbe be-
trieben wird.

Die ohne Ausschank von Gekränken betriebene Speisewirthschaft, das Vermiethen
möblirter Zimmer und der Kleinhandel mit Wein und Bier sind der Betriebssteuer
nicht unterworfen.

Artikel 15.

(zu § 50 d. Ges.)
1. Bei allen Betrieben, welche geistige Getränke verabsolgen, mit alleiniger

Ausnahme des auf die Verabfolgung von denaturirtem Spiritus eingeschränkten Klein-
handels, ist für jede Betriebsstätte der volle Betriebssteuersah zu entrichten und zwar
in demjenigen Veranlagungsbezirke, wo sich die Betriebsstätte befindet. Die bloße
Geschäftsverlegung (Umzug) aus der einen in eine andere Bekriebsstätte begründet
nicht eine nochmalige Forderung der Betriebssteuer für dasselbe Jahr.

2. Diejenigen Betriebe, welche geistige Getränke nicht verabfolgen (Kaffee.,
Thee., Milch., Molken-, Mineralwasser-Ausschank, Gastwirthschaft mit alleiniger Ver-
absolgung derarliger Getränke) haben die Betriebssteuer selbst beim Vorhandensein
mehrerer Betriebsstätten nur einmal und zwar in demjenigen Veranlagungsbezirke,

8*



46 1893.
wo sich die Betriebsstätten befinden, beim Vorhandeusein mehrerer Betriebsstätten in
verschiedenen Veranlagungsbezirken in dem nach § 13 des Gesetzes bestimmten Ver-
anlagungsbezirke zu entrichten.

Dasselbe gilt vom Kleinhandel mit denaturirtem Spiritus.
3. Werden von demselben Unternehmer Betriebsstätten, welche geistige Getränke

verabfolgen und zugleich auch solche, in welchen dergleichen nicht verabfolgt werden
unterhalten, so findet, neben der besonderen Erhebung der Betriebssleuer für jede Be-
triebsstätte, in welcher geistige Getränke verabfolgt werden, der einmalige Steuersatz
für die übrigen Betriebsstätten statt.

4. Für die Höhe des jährlichen Steuersatzes ist die Veranlagung der Betriebs-
steuer.-Pflichtigen zur Gewerbesteuer für dasselbe Jahr maßgebend ohne Unterschied,
ob letztere nur durch das der Betriebssteuer unterworfene oder zugleich durch in Ver-
bindung damit betriebene andere Gewerbe bestimmt ist.

Artikel 16.
u § 51 d. Ges.)

Geht ein Betrieb der in § 51 des Gesetzes bezeichneten Art in einen ständigen
über, so tritt Heranziehung zum vollen Steuersatze ein, auf welchen die bereiks ver-
anlagte Steuer anzurechnen ist.

Handelt es sich jedoch um einen Betrieb, welcher geistige Getränke verabfolgt
und ist derselbe in eine andere Betriebsstätte verlegt, so findet die Anrechnung nicht statt.

Wer wegen eines ständigen Betriebes, welcher geistige Getränke nicht verabfolgt,
die Betriebssteuer entrichtet, kann wegen eines vorübergehenden Betriebes desselben
Gewerbes bei außerordentlichen Gelegenheiten nicht noch einmal zur Betriebssteuer
herangezogen werden.

Artikel 17.
§ 53 d. Ges.)

1. Die Betriebssteuer ist, mit Ausnahme der auf Grund des § 51 des Gesetzes
veranlagten, ebenso wie die Gewerbesteuer in vierteljährlichen Beträgen in der ersten
Häifte des zweiten Monats eines jeden Vierteljahres an das zuständige Steueramt
abzuführen. Vorauszahlungen bis zum Jahresbetrage sind zulässig.

Für die im Laufe des Jahres neu errichteten Betriebsstätten sind die Beträge
der bereils abgelaufenen Vierteljahre bei der ersten Steuerzahlung nachzuentrichten.

2. Die Erhebung der auf Grund des § 51 des Geseßes veranlagten Betriebs-
steuer asa in folgender Weise:

Der Landrath bezüglich Gemeindevorstand benachrichtigt den Antragsteller, daß
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vor dem Betriebsanfang der Erlaubnißschein bei der betreffenden Steuerhebestelle
einzulösen ist. Der Erlaubnißschein ist alsdann an den Vorsihenden der Ver·
anlagungsbehörde und von diesem nach Feststellung des Steuersatzes an die
betreffende Steuerhebestelle zur Erhebung und Quilttirung des Betrags auf dem
Scheine selbst abzugeben.

Artikel 18.
(zu § 55 d. Ges.)

Beschwerden in Betreff der Verpflichtung zur Entrichlung der Betriebssteuer
oder wegen der Höhe derselben sind bei dem Vorsitzenden der Veranlagungsbehörde
binnen einer Ausschlußfrist von vier Wochen einzulegen, welche von dem auf die Zu-
stellung der Steuerzuschrift (§ 53 des Gesetzes) folgenden Tag ab läuft.

Rudolstadt, den 24. März 1893.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Abtheilung der Flnanzen.

A. v. Holleben.
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Zusammenstellung
der zutälligen Hewerbesteuersätze.

Anlage 1.

Jahelicerenrag oder
Klasse.* von Fbisaus.

schlichlich
4

1. .2. 3.

III. 1000 000

Anlage- und etriebs
von ichis.4

4. 5.

2000 30000

Mittel-

jab
4
6.

16

Zulässige
9-eohressleucr-

sa

4000 20000 30000 150000 80

I. 20000 oder mehr 150000 oder mehr

20000
25000 30000

100%% 35000
 S#n 2444F4. *“ 2#000 M. Werer#t#

z Erträge

25000

# wommen geringere E150 an in E in Abstusung von je 25 Marl. euersahe alo 00 Mark ,jiedoch nicht unler
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Muster I.

Veranlagungsbezirk
Steuerhebebezirk
Gemeinde-(Gutsbbezirk

Veranlagungsjahr 1854

Bezeichuiß
der

Gewerbeanmeldungen

Bestimmung zur Iusfüllung des Formulars.
1. Die vorkommenden Anmeldungen sind nach der Reihensolge ihres Eingangs einzutragen.

. Slimmt die Firma nicht mit dem Namen des Gewerbekeribenden überrin, so ist leterer in Spalle 2
unter der Firma in Klammern aufzuführen.
Wenn ein Gewerbebetrieb sich über mehrere Gemeindebezirke erstreckt, so ist in Spolte 3 auch derjenige
Ort anzugeben, in welchem der Siß der Geschästsleitung sich befindet.

4. Wenn Seikens des Anmeldenden ein bereits bestehendes Gewerbe übernommen und unverändert sort-
geführt wird, so ist dieses in Spalle 8 unter Angabe des Vorbesihers zu bemerken.

to

*
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—

None
und Vorname

(Firma.)
2.

Ceber uu½ 8 Mickt.
(le

HMiess, Aliqus/

Seluulxe, Teodnr

Des Gewerbetreibenden

Fricdr. „40 .

Wohnort bez. des
der gewerblichen- Gewerbe-

Niederlassung betriebes.
Haus Ar.

3 "1.
 Pó

hierselbs / Porzellun-
IIauus Nr. 30. x.

hiors Alaterial-
— viren

hantlel.

Sclhneider.hiersellist
2* Nr. 70.

Vezeichun Taan
##

t W ss Bemerkungen.*% rPitdung. *riebs. **r*" *9-“56 6. 7.
— — -.

2./I. 4.II.8.11. Gex. Herm.
Schmidi.

 ½*½484
1 1

il

UJCILCJLUOJJIVeiss, 4
AX ieron

— Alurrorben.

10. I. s12. I. Ia. s. Uei nueli Nr. 7

des Geselxes.
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Muster II.

den ten 189

Auf Grund des § 37 des Gewerbesteuergesehes vom 7. März 1893 — Gesetz=
sammt. S. 19 — werden Sie aufgesordert, binnen , vom Tage der

Zustellung dieser Versügung ab gercchnet, hierunter die nachstehenden Fragen schriftlich zu be-

amtworten ud dem Unterzeichnelen mit Ihrer Namensunterschrift vollzogen frankirt einzusenden.
ie Unterlassung der Beantworiung der Fragen, sowie wissentlich Arichige odermuslsiehe, Augaben sind im § 58 des Gewerbestenergesetzes mit Strase bedroht

Der Gemeinde-(Gutsbezirks-tvorstand.Vorsitzende der Veranlagungsbehörde.
An (Unterschrift.)

zu

sroi lanl Avomum No. 7.

Fragen. l Antworten.
I. ic oder wesche Gweerte treiben Sic oder

beginnen Sie zu treiben?2. Welche Betriebsslälten serzelen Sie?
3. Welche Gattungen und wie viele Hülfspersonen,

Gehülsen und Arbeiler werden in Ihrem Ge-

— bezw. Ihren Gewerbebelriebenverwende
4. Welche Fe#ns und wie viele Maoschinen,

mechanische vuerhai Zugthiere und Transpon-
mittel werden in Ihrem Gewerbebelriebe bezw.
Ihren Gewerbebetrieben verwende

Fortsetung auf der solgenden Seile.)
Fürstl. Schwarzb. ANdoll Gesetzsammlung LIV. 9
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Fragen. Antworten.
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Muster III.

erwaniacunuabeutSteuerhebebezidemenavc#nl)nnn
Veranlagungsjahr 18.07

Auszug
dem Verxzeichnisse der enerreennebungen

Des Gewerbetreibenden Bezeichnung Tag
L#d. v ... des de v9 ohnon bez. . TdcssIemkklsnIm

Nr.“ un e Ort —— Gewerbe- der Au- hinnsde 6
(Firma.) I »Zan betriebes. meldung. Arrtte

1. 2. . 1. 5. 6 6.

I. Gebriider Selinidt. hierselbsl Iurrellun-] 2.II. J.II. (gex. Herii.
Inliaber lIuus No. 0. subrih. Schmicdt.

(Ilermann u.
Lviedrieh Sclimidi).

i

utachtliche Aeußerung
*+*75 txt-»si- :- 1 9 4

1. a. Betreibt der Anmeldende bereits ein Aein.
Gewerbe und soll solches fortbetrieben
werden?

b. ist der angemeldele Gewerbebetrieb bis

her von in nmAndern betrieben worden?Von

1 Geierbe l et bronin.
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.Sollen noch in anderen Orten Betriebs- In Leipriq soll ein xlündigexs Musder-

* Fte unterhalten werden undin welchen? 1147 erriclilel urerden.
. sind die äußerlich erlennbaren

Merfnale des angemeldeien Betriebesins-
son

a. welche Gallungen nud wie viel Hülis- J. u. J a
* Gehülsen und Arbeiter Alodelleu0 Alaler,3 incie, (Former, Dreher ele.),

17 Arbeilerinnen sdergl.),
10 Lelirlinge.
7 T#ndferbrler.

b elche uauung und wieviele Mafchinen, . I Iamnpfsheel vum etrieb dermechauische Triebkräste, Zugthierc, Massenmiille am PFubrihgelxiude.
ma 7 Ame ai7 Isberswerden im Betriebe verwendet.

K. Müthe äuseerlich erlcunbaren Bestene . 4% —immue 300% ras.
rungsmerkmale sindferner anzusühren. Auxser der Fulril und dem Alu-—

er#chmiert Wehs L/1i: 54
/indel siel aus; denixellæen noch ein
EXEX—
riumen.

Alssenmmiite mit Iusser-
—iti. lbæsindel sieli aus einem 20

gruxxen lirundstiiek ani X. Vluxse.
4. Auf wie hoch ist

das Aulage- und Betricbslapital 1 4. u 100000 his 120000 Al. H. Gut.

l
l

l

und ehlen 4.
b. der jährliche Ertrag zu schätzen. . I6 000A. durchaclinilllichhi] X. X.

Ort und Datum.

Der Gemeinde-(Gutsbezirks-)vorstand.

Gutachten der Stenerhebestelle.
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Muster IV.

Gemeinde

Steuerhebestelle

Verzeichniß
der

Gewerbebetriebe.
18

Aufgenommen den 18.

Der Gemeindevorstand.

LHestimmung zur Ansfüllung des Formulars.
l. W— dit Fi nicht mit dem Namen des Gewerbetreibenden überein, so ersolgt die Eintragung in
— in der Weise, daß die Firma und unter derselben in Klammern die Inhaber namentlichausgelldlü#

2. Die Spalte v7 bleidt Seitens der Gemeeindpvorständeunausgesalt.
- Auosllung der Spalten 6, 7, 8, 9 un * wird auf Amtilel XII Zisser 3 und 4 der Aus-

sirustessimmungen hingewiesen, welche loGemeinde-Vorstände sindverbrcnschteric.“ bid „Zu Gebote.
Aler 1 üb. 2 „Bei Gewerbebetri elen #c.“ bis „auszunehmen-.
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Ueber- Name und Bezeichnung Annab der Klase. Nr. der Beilage
Lid. tragen in Firma Haus in welcher der über die au-

Nr. der des Gewerbetreibende
Lr. der Gewerbe-
r* - Gewerbebelriebes

rolle. treibenden. ewerbebelriebes.

2.

zu veronlagen
sein wird.

6.

gestellten
Erhebungen.
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Merkmale zur Schähung
des Ertrags und Anlage und

Betriebskapilals.
(Bezeichumng der einzelnen

Betriebsslätten.)

Weitere

gutachtliche Aeußerung
über Besleuerung.

9.

Bemerkungen.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

5. Stück vom Jahre 1893.

 IX. Verordnung
vom 7. April 1893,

die Feier des allgemeinen Landes-Bußtags betreffeud.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg rc.
verordnen auf den Antrag Unseres Kirchenrathes unter Aufbebung der Berordnung
vom 27. Män 1854 (Gesetz Samml. S. S0) andurch was folgt:

Die Feier des allgemeinen Landes-Bußtage findet der unter der großen Mehr.
zahl der Norddeutschen Bundesregierungen zu Stande gekommenen Einigung ent-
sprechend sortan nicht mehr am Freitag nach dem ersten Advemtsonntage, sondern am
Mittwoch vor dem letzten Trinitatissonntage statt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrist und beigedrucktem Fürst.
lichen Jusiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 7. April 1893.

(L. S.) Günthe#, Fürst zu Schwarzburg.
von Starck.

Fürstl. Schwarzbv.= Rudolst. Gesehsammlung LIV.
Ausgegeben in Rudolstadt am 19. Apri# .
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Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

6. Stück vom Jahre 1803.

 KX X. Einkommenstener-Gesetz
vom 25. März 1893.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums, sowie mit Beirath und Zustimmung
des getreuen Landtags, was folgl:

81.
Die Einkommenstener wird vom 1. Januar 1894 an nach Maßgabe der

Bestimmungen gegenwärkigen Gesetzes erhoben.
*2.

Steuerpflicht.
Der Besteuerung nach dem gegenwärtigen Gesetze sind unterworfen:

. die Einwohner des Fürstenthums (d. h. alle Personen, welche im Fürsten-
thum einen Wohnsitz haben oder sich daselbst aufhalten), soweit nicht deren
Besteuerung zufolge des Reichsgesetzes wegen Beseitigung der Doppelbesleuc,
rung vom 13. Mai 1870 einem anderen deutschen Bundesstaate zusteht, oder,
insoweit sie ihr Einkommen aus dem Bundesauslande beziehen, von ihnen
nicht der Nachweis geführt wird, daß sie wegen dieses Einkommens dort einer
gleicharligen Besteuerung unlerliegen,
nicht im Fürstenthum wohnhafte oder sich aufhaltende Personen wegen ihres
Einkommens

n) aus hieländischem Grundbesitz, wenn dessen Jahresertrag die Höhe von
20 Mark übersleigt,

b) aus hieländischem Gewerbebetriebe,
Fürstl. Schwargd.-Rudolst. Gesetzsammlung 11V.Ausgegeben in Rudolstadt am 23. Aprll snn

—

*
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e) u einem Dienst- oder Pensionsverhältnisse nach Maßgabe des § 4
Reichsgesetzes vom 13. Mai 1870,3. a#tengwulihen Kommanditgesellschaften auf Aktien, Berggewerkschaften,

sowie diejenigen Erwerbs= und Wirthschaftsgenossenschaften, deren Geschäfts-
betrieb über den Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht, wegen ihres Einkommens
aus Kapitalvermögen, aus dem Betriebe gewinnbringender Geschäfte und aus
hieländischem Grundbesitz,

4. Konsumvereine mit offenem Laden,
5. liegende Erbschaften hinsichtlich ihres gesammten Ertrags im Fürstenkhume.
Einen Wohnsitz im Sinne dieses Gesetzes hat ein Steuerpflichtiger an dem Orte,

an welchem er eine Wohnung unter Umständen inne hat, welche auf die Absicht
dauernder Beibehaltung einer solchen schließen lassen.

83.
Stenerbefrelungen.

Von der Steuer befreit sind:
 die Mitglieder des Fürsllichen Hauses,

Personen des Unteroffizier- und Gemeinenstandes hinsichtlich ihres Militär-
einkommens,
alle Angehörigen des aktiven Heeres während der Zeit einer Mobilmachung

ulichi W- Militäreinkommens (Art. 46 des Reichsmilitärgesetzes vom2. Mai 1874).

d—
Gruitets des Frnscite Elnkommens.

Als steuerpflichtiges Einkommen gilt 1.% Summe aller in Geld oder Geldes-

werth bestehenden Einkünfte des einzelnen Steuerpflichtigen aus:
1. Kapitalvermögen,
2. Grundvermögen,
3. Gehalt, Pension, Wartegeld, Auszugsleistungen und sonsligen Berechtigungen

auf dauernde Leistung,
4. Handel, Gewerbe, Pachtungen und anderer gewinnbringender Beschäftigung.

Bei Berechnung des Einkommens bleiben auher Anfsaß bezw. kommen in
Abzug:

1. die Ausgaben auf Erlangung, Sicherung und Erhallung des Einkommens,
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Schuldenzinsen und andere rechtsverbindliche Lasten, soweit solche von den
Steuerpflichtigen angegeben, bezw. von den unter § 2 Abs. 2 Genaunten als
auf dem steuerpflichtigen Grundbesitz lastend, nachgewiesen werden,
die an den Staat zu entrichtenden Grund-, Gebäude= und Gewerbesteuern,
die Beiträge für Versicherung gegen Feuer., Hagel und Viehschäden,
die in Folge Dienstverhältnisses oder gesetzlicher Bestimmungen an Wittwen-
und Waisen-Pensionskassen, für Kranken-, Alters, und Invaliditätsversicherung
zu zahlenden Beiträge.

**-
66.

Bei Berechnung des Einkommens kommen insbesondere nicht in Abzug:
 Verwendungen, welche als Kapitalanlage, namentlich zum Zwecke von Boden-

verbesserungen und Betriebserweiterungen anzusehen sind,
Ausgaben zur Bestreitung des Haushaltes und zum Unterhalte Angehöriger,
einschließlich des Geldwerthes der zu diesem Zwecke verbrauchten eignen Er.
zeugnisse des Grundtesitzes und Gewerbebekriebes,

. Unterstützungen, welche freiwillig an Andere gewährt werden,
Gemeindeabgaben,
 Lebensversicherungsprämien und Kapital.-Tilgungsrenten.

87.
Außerordentliche Elnnahmen aus Erbschaften, Schenkungen, Lebensversiche-

lungen gelten nicht als steuerpflichtiges Einkommen, sondern als Vermehrung des
Stammvermögens.

88.
Fefislehende Elnnahmen sind nach dem Stande ihres Jahresbetrags zur Zeit

der Veranlagung in Rechnung zu ziehen.
· Unbestimmte oder schwankende Einkünfte dagegen sind nach dem Durchschnitts-

ertrage in den der Veranlagung unmittelbar vorangegangenen drei Jahren und wenn
solche noch nicht so lange bestanden haben, nach dem Durchschnittsertrage des be-
guichen kürzeren Zeitraums oder nach muthmaßlichem Auschlag in Ansatz zu
ringen.

Sind Einnahmen nach den ortsüblichen Preisen zu veranschlagen, so werden,
wenn diese nicht ausreichenden Anhalt bieten, die in der Umgegend üblichen Preise
zu Grunde gelegt.

89.
Das Einkommen der einem Haushalte angehörigen Famllienglieder wird dem

11
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Einkommen des Haushaltungsvorstandes zugerechnet. Jedoch sind Ehefrauen, welche
dauernd von dem Ehemanne gelrennt leben und Kinder, welche ein zu ihrem standes-
gemäßen Unterhalte ausreichendes eignes Einkommen beziehen, selbstsländig zu ver-
anlagen. Sonstige Familienglieder gelten nur dann als zum Haushalte gehörig,
wenn sie vom Haushaltungsvorstand Unterhalt und Unterkommen empfangen.

8. 10.
Elskommen aus Kapltalvermögen.

Das Einkommen aus Kapitalvermögen besteht aus Zinsen, Renten und sonsti-
gen geldwerkhen Vorlheilen aus Kapitalforderungen jeder Art, einschließlich der Di-
videndenbezüge von Aktien und ähnlichen Kapitalanlagen, insbesondere:

u. Zinsen von Anleihen des deutschen Reichs, deutscher und außerdeutscher
Staaten, Gemeinde= und anderer öffentlicher Verbände und von sonsligen verzins-
baren Kapitalforderungen aus Darlehen, Pfandbriefen, Prioritäten, Kaufgeldern,
Ablösungsbeträgen, Abrechuungs= und Kontokorrentguthaben, Sparkasseguthaben,
Kaulionen, Hinterlegungsgeldern und Vorschüssen,

b. Zinsen. Renten und Dividenden oder Gewinnankheilen, die von Aklienge-
sellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Berggewerkschaften, sowie von Er-
werbs= und Wirthschaftsgenossenschaften gezahlt werden.

Gehen Zinsen oder Renten nicht regelmäßig unverkürzt ein, oder unterliegen
sie, wie Dividenden aus Aktienunternehmungen, jährlichen Schwankungen, so ist der
für das vorhergegangene Jahr gezahlte Betrag in Ansat zu bringen.

Das Einkommen von Kapitalanlagen, bei welchen ein anderer Ertrag nicht zu
ermitteln ist, wird mit vier vom Hundert des Neumwerths der Kapitalanlage berechnet.

Forderungen und Schulden, welche im kaufmännischen Verkehr und überhaupt
im Verkehr unter Gewerbetreibenden beslehen, werden bei Feststellung des Einkommens
aus Handel und Gewerbe berücksichtigt und sind daher hier außer Acht zu lassen.

 r
Einkommen aus Grunddermögen.

Das Einkommen aus Grundvermögen umfaßt die Erträge sämmtlicher Grund-
stücke, welche dem Steuerpflichtigen eigenthümlich gehören, oder aus denen ihm in
Folge von Berechtigungen irgend welcher Art ein Einkommen zufließt.

Von Grundstücken, welche verpachtet oder vermiethet sind, ist der jeweilige
Pacht. oder Miethzins unter Hinzurechnung der dem Pächter obliegenden Natural-
oder sonstigen Nebenleistungen und der dem Verpächter elwa vorbehaltenen Nußungen,
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sowie unter Abrechnung der dem Verpächter verbliebenen abzugsfähigen Lasten als
Einkommen zu bercchnen.

Von nicht verpachteten Besitzungen wird der durch die eigne Bewirthschaftung
erzielte durchschniktliche Reinertrag mit Einschluß des persönlichen Arbeitsverdienstes
des Besitzers als steuerpflichtiges Einkommen zu Grunde gelegt.

Für nicht vermiethete und nicht verpachtete, sondern vom Eigenthümer selbst be-
wohnte oder sonst benutzte Gebäude oder einzelne Theile derselben ist das Einkommen
nach dem ortsüblichen Mieth. bez. Pachtpreise zu bemessen.

Soweit Gebäude vom Eigenthümer zu gewerblichen Zwecken benutzt werden,
ist der Miekhwerih weder bei Berechnung des Einkommens noch der gewerblichen
Unkosten in Anschlag zu nehmen.

Ländliche Fabrikalionszweige, soweit solche nicht bei der Ertragsermittelung des
Hauptgutes, zu welchem sie gehören, schon berücksichtigt sind, desgleichen Grundstücke,
deren Erträgnisse der Substanz des Bodens entnommen werden, sind nach dem durch-
schnittlichen Reinertrage in Rechnung zu ziehen.

8 12.
Einkommen an Gehalt, Pension, Warkegeld und aus sonstigen Berechligungen

auf dauernde Leistung.
a) Zum Gehalte gehörige Naturalbezüge, binshhlegüch der Dienslkleidung,

Dienstwohnung und Dienstländerei sind nach dem anschlagsmäßigen Betrage oder,
wenn ein solcher nicht festgestellt ist, nach den orksüblichen Prcisen bezw. Mieth-
oder Pachlpreisen zu berechnen.

Neben dem Gehalte gewährke Entschädigung für den Dienstaufwand bleibt
außer Ansatz.

b) Auszugsleistungen, die nicht in Geld bestehen und andere Naturalbe-
züge sind nach ortsüblichen Preisen zu berechnen.

Fortlaufende Unterstützungen sind in der Hand des Empfängers
steuerpflichtig, wenn der Geber zu deren Verabreichung sich rechtsgültig verbindlich
gemacht hat oder rechtskräftig dazu verurtheilt ist.

8 13.
Einkommen aus Handel, Gewerbe, Pachtungen und anderer gewlunbringendtr

Beschäftigung.
a) Das Einkommen aus Handel und Gewerbe ist unter Berücksichtigung

der Bestimmungen der §§ 5 und 6 nach den Ginndsätzen zu berechnen, wie solche



66 1893.
sür die Inventur und Bilanz durch das Handelsgesehbuch vorgeschrieben sind und
dem Gebrauche eines ordentlichen Geschäftsmannes entsprechen; insbesondere gilt dies
vom Zuwachs und andrerseits von der Abnutzung des Anlagekapitals, sowie von
Forderungen und Schulden und deren Zinsen.

Der Gewinn aus dem im Handel und Gewerbebetriebe angelegten eignen Kapital
ist als Theil des Geschäftsgewinnes zu betrachten.

b) Der Gewinn aus Pachtungen ist in gleicher Weise zu veranschlagen, wie
bei der Bewirthschaftung eigner Grundstücke (S 11). Der Pachtzins ist nur insoweit
in Abzug zu bringen, als er nicht antheilig auf die vom Pachter und seinen An-
gehörigen benutzte Wohnung zu rechnen ist.

T) Als sleuerpflichtiges Einkommen von Aktiengesellschaften, Kommanditgesell-
schaften auf Aktien, Berggewerkschaften, sowie von Erwerbs, und Wirthschaftsgenossen-
schaften gelten die Einnahmeüberschüsse, welche als Zinsen oder Dividenden unter
die Mitglieder im Vorjahre vertheilt worden sind, unter Hinzurechnung der zu Reserve.
und Erneuerungsfonds, zur Amortisation der Schulden und des Grundkapitals und
zur Geschäftserweiterung verausgabten Beträge. Wenn die Gesellschaft ihren Sitz
im Fürstenthume hat, ist die Besteuerung der im Auslande liegenden Kommanditen
zu berücksichtigen, wenn sie aber im Fürstenthume nur Zweigniederlassungen oder
Agenturen unterhält, ein entsprechender Antheil in Rechnung zu ziehen.

8 14.
Steuersätze.

Der monatliche Steuersatz beträgt bei einem Jahreseinkommen
in der 1. Stufe bis ausschließlich 330 Mark — Mark 5 Uf.
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 15.

Ermäßigung der Steuersätze.
Bei der Feststellung des steuerpflichtigen Einkommens ist es geflattet, besondere

die Leistungsfähigkeit wesentlich vermindernde wirthschaftliche Verhältnisse, als außer-
gewöhnliche Belastung durch Unterhalt der Kinder, Verpflichtung zur Unterhaltung
mittelloser Angehöriger, andauernde Krankheit, Verschuldung und Unglücksfälle, der-
gestalt zu berücksichtigen, daß die Steuerpflichtigen von der Einschätungskommission
mit einem geringeren als dem wirklichen Einkommen in Ansatz gebracht oder von der
Einschätzung gänzlich sreigelassen werden.

Steuererklärung.
* 16.

I. Jeder bereits mit einem Einkommen von 3000 Mark und mehr zur Ein-
kommensteuer veranlagte Steuerpflichtige ist verpflichtet, an den Vorsitzenden der Be-
Firkekommission (Landrath) seines Veranlagungsortes in einer vom Ministerium
öffenklich bekannt zu machenden, auf mindestens 14 Tage zu bemessenden Frist und
nach einem vorzuschreibenden Formulare eine Steuererklärung einzureichen über

1. die Höhe des Jahreseinkommens aus jeder der in &amp; 4 bezeichneten Quellen,
2. die Schuldenzinsen und sonsligen zulässigen Abzüge (§ 5), sowie
3. mit der Versicherung des Steuerpflichtigen, daß er seine Angaben nach

bestem Wissen und Gewissen gemacht hat.
II. Ferner ist auf Anfordern des Vorsitzenden der Bezirkskommission jeder Steuer-

pflichtige, welcher nicht steuererklärungspflichtig ist, verpflichtet, eine gleiche Steuer.
erklärung binnen einer mindestens vierzehnlägigen Frist einzureichen.

III. Dem Steuerpflichtigen soll auf seinen Antrag, soweit es sich um nur durch
Schätzung zu ermittelndes Einkommen handelt, gestattet werden, in die Steuererklä-
rung slatt der ziffermäßigen Angabe des Einkommens diejenigen Nachweisungen auf-
zunehmen, deren die Veranlagungskommission zur Schätzung desselben bedarf.

7§5 17.

Desgleichen sind Steuerpflichtige, welche Einkommen aus Kapitalvermögen (8 10)
in Höhe von 40 Mark jährlich und mehr beziehen, verpflichtet, an den Vorsitzenden
der Bezirkskommission (Landrath) ihres Veranlagungsortes binnen der im § 16, 1
gedachten Frist und nach einem vorzuschreibenden Formulare eine schriftliche Erklärung
einzureichen, in welcher enthalten sein muß:

1. der Gesammtbetrag des Jahreseinkommens aus Kapikalvermögen (6 10),



1893. 69

2. die darauf etwa ruhenden Lasten,
3. die Versicherung wie im § 16, I Nr. 3.
Auf Sieuerpflichtige, welche wegen ihres Gesammteinkommens bereits sleuer-

erklärungspflichtig sind, findet die in diesem Paragraph geordnete Steuererklärungs-
pflicht keine Anwendung.

8 18.
Die Steuererklärungen sind für Personen, die unter väterlicher Gewalt oder

unter Vormundschaft stehen, sowie für die im § 2 unter Nr. 3, 4 und5 bezeich-
neten Steuerpflichtigen von deren Vertretern, für Ehesrauen, sofern sie nicht selbst-
ständig veranlagt sind, von deren Ehemännern abzugeben.

Für Personen, welche sich zur Zeit der Erklärung auher Landes befinden oder
sonst verhindert sind, die Erklärung selbst abzugeben, kann solche durch einen Bevoll-
mächtigten erfolgen.

5 19.
Im llebrigen steht jedem Steuerpflichtigen die Befugniß zu, sein Jahres-

einkommen innerhalb der im § 16, 1 genannten Frist und mittelst des daselbst er-
wähnten Formulars bei dem Vorsitzenden der Bezirkskommission zu erklären.

 20.
Wer die Steuererklärung, zu welcher er nach § 16 verpflichtet ist, nicht in

der vorgeschriebenen Weise und Frist abgiebt, verliert für das betreffende Steuerjahr
das Richt der Berufung, insofern nicht der Berufungskommission (§ 36) Umstände
dargethan werden, welche die Versäumniß entschuldbar machen.

Wer die Steuererklärung nicht längstens innerhalb 4 Wochen nach einer noch-
maligen an ihn zu richtenden besonderen Aufforderung, welche auch nach ge-
schehener Veranlagung ergehen lann, abgiebt, hat neben der veranlagten Steuer
einen Zuschlag von 25 Prozent zu derselben zu zahlen. Die Festsetzung dieses Zu.
schlags steht dem Vorsitzenden der Bezirkskommission zu, gegen dessen Entscheidung
die Beschwerde an die Finanzabtheilung des Ministeriums zulässig ist.

8 21.
Ort der Veranlogung.

Die Veranlagung und Entrichtung der Steuer erfolgt in der Negel an dem
Orte, wo der Stenerpflichtige seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen
seinen Aufenthalt hat.

Fürstl. Schwarzb.-Rudolst. Gesetzsammlung LIV. 12
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8 22.

Steuerpslichtige, die ihren Wohnsitz oder Aufenthalt nicht im Fürslenthume
haben, versteuern ihr Einkommen aus hieländischem Grundbesitz oder Gewerbebetriebe
an dem Orte, in welchem der Grundbesitz liegt oder das Gewerbe betrieben wird,
das Einkommen an Gehalt, Pension und Wartegeld aus hieländischen Kassen aber
an dem Orte, an welchem die zahlende Kasse ihren Sitz hat.

8 23.
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Berggewerkschaften, so-

wie Erwerbs= und Wirthschaftsgenossenschaften werden da eingeschätzt, wo sie ihren
Siß oder, wenn ein solcher im Fürstenthume nicht vorhanden ist, ihren Hauptver-
treter haben.

8 24.
Ueber Zweifel bezüglich des Ortes der Einschähung entscheidet der Vorsitzende

der Bezirkskommission und bei Konkurrenz mehrerer Bezirke das Ministerium, Ab-
theilung der Finanzen.

4 25.
Steuerrollen.

Die Gemeindevorstände, bezw. Vertreter der Gutsbezirke haben alljährlich vor
Beginn des Veranlagungsgeschäfts eine Nachweisung aller in dem betreffenden Ge-
meinde- oder Gutsbezirke vorhandenen Steuerpflichtigen (I 2) aufzunehmen und
über die Besitz-, Vermögens= und sonstigen Einkommensverhältnisse der Steuer-
bflichtigen, sowie über etwaige besondere die Steuerfähigkeit bedingende wirthschaft-
liche Verhältnisse möglichst vollständige Nachrichten einzuziehen, überhaupt alle
Merkmale, welche ein Urtheil über das steuerpflichtige Einkommen zu begründen
vermögen, zu sammeln.

26.
Jeder Besitzer eines bewohnten Grundstücks oder dessen Stellvertreter hat der

Gemeindebehörde auf Verlangen die innewohnenden Haushaltungen und Einzel.
steuernden, jeder Haushaltungsvorstand hat die zu seinem Hausstande gehörigen
steuerpflichtigen Personen (§ 9) anzugeben.

8 27.
Staats- und Kommunalbehörden, sowie Privatpersonen, Anstalten, Stiftungen,

Gesellschaften und Vereine, bezw. deren Vertreter sind verpflichtet, dem Gemeinde-
vorstand auf Erfordern über Besoldungen und Löhne, welche steuerpflichtige Personen
von ihnen beziehen, Auskunft zu geben.
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Auf Grund der von ihm angeslellten Ermittelungen hat der Gemeindevorstand
das muthmaßliche Einkommen der Steuerpflichtigen, gelrennt nach den verschiedenen
in § 4 unter 2 bis 4 bezeichneten Einkommensquellen in die Einkommensnach-
weisung einzutragen.

8 29.
Ortskommisstonen.

Die Ortskommissionen bestehen aus dem Gemeindevorstande als Vorsitzenden
und mehreren Mitgliedern (Beisitzern), welche lehtere von der Gemeindebehörde,
bezw. der Gemeindeversammlung aus der Zahl der zur Uebernahme von Gemeinde-
ämtern verpflichteten Gemeindeglieder jedesmal auf ein Jahr gewählt werden.

In Gemeinden bis zu 300 Einwohnern sind zwei, bis zu 2500 Einwohnern
sind vier und bei mehr als 2500 Einwohnemn sind sechs Beisitzer zu wählen.

Die Wohl kann nur aus den zur Ablehnung anderer Gemeindeämter berechti-
genden Gründen ausgeschlagen werden.

Bei der Wahl ist darauf zu sehen, daß die verschiedenen Arten des Einkom-
mens (§ 4) in der Kommission vertreten sind.

Die Kommission hat die vom Gemeindevorstande gesammelten Nachrichten und
Merkmale (§ 25) über das einzustellende Einkommen der Steuerpflichtigen (6 28)
einer sorgfältigen Prüfung zu unterwerfen und die von ihr vorzuschlagenden Steuer-
sätze in die Einkommens-Nachweisung einzutragen.

* 30.
Bezirkskommissionen.

Innerhalb jedes landrathsamtlichen Bezirks werden nach der Zahl der Amts-
herichtsbezirke und für jeden derselben Bezirkskommissionen gebildet. Diese Kom-
missionen bestehen aus dem Landrathe des Bezirks oder einem andern von dem
Ministerium zu ernennenden Beamten als Vorsitzenden und aus acht hierzu ge-
wählten Steuerpflichtigen des Einschätzungsbezirks, wenn dieser mehr als 10000
Einwohner zählt, aus nur sechs Mitgliedern, wenn er 10000 Einwohner nicht
übersteigt.

Die Wahl der Steuerpflichtigen erfolgt für jeden Einschätzungsbezirk durch den
Landrath und die Gemeindevorslände der sechs volkreichsten Ortschaften des Bezirks
auf jedesmal zwei Jahre. Alljährlich scheidet die Hälfte der Mitglieder aus. Die
zuerst Ausscheidenden werden durch das Loos bestimmt.



72 1893.

Die Wahl kann nur aus den zur Ablehnung von Gemeindeämltern berechtigen-
den Gründen ausgeschlagen werden.

Die Bezirkskommissionen haben die Vorschläge der Ortakommissionen nebst den
Steuererklärungen zu prüfen und die Steuerstufen festzustellen.

Die Beschlüsse werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Zur Beschlußfähigkeit der Kommission
ist die Anwesenheit von zwei Dritttheilen der Mitglieder mit Einschluß des Vor-
sitzenden erforderlich.

Gegen die unter seinem Widerspruch erfolgten Beschlüsse der Kommission kann
der Vorsihende die Entscheidung der Berufungskommission (§ 36) anrufen.

* 1. »

DchorschcndedckBezitkskommissiotistberechtigt,vonGckichw-,Benval-
tungs- und Gemeindebehörden Auskunft über die Verhältnisse der Steuerpflichtigen
jeder Art zu verlangen und von Gerichts-Akten und Hypothekenbüchern Einsicht zu
nehmen.

Ebenso ist er besugt, von den Steuerpflichtigen selbst über deren Erwerbs-
und Vermögensverhältnisse auf bestimmte Fragen schrisftliche oder mündliche Auskunft
zu fordern. Insbesondere sind Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf
Aktien, Berggewerkschaften, sowie Erwerbs= und Wirthschaftsgenossenschaften verpflichtet,
dem Vorsitzenden auf Verlangen diejenigen Nachweisungen vorzulegen, die er-
forderlich sind, um ihr steuerpflichtiges Einkommen festzustellen.

8 32.
Feststellung der Steuerrollen.

Nach Beendigung des Einschätzungsgeschäfts ist die Steuerrolle an das Steuer-
amt des Veranlagungs-Bezirks abzugeben, welches den Gesammtbetrag der von den
Bezirkskommissionen festgesetzten Steuersätze in den Steuerrollen ermittelt. Die
Feststellung der Rollen geschieht durch das Ministerium, Abtheilung der Finanzen.

* 33.
Bekanntmachung der Steuerbetröge.

Die Bekanntmachung der Steuerbeträge der einzelnen Steuerpflichtigen erfolgt
zu Anfang jedes Jahres Seitens der Gemeindebehörden durch achtlägige Auflegung
der Steuerrolle. Jeder Steuerpflichtige hat jedoch nur das Recht, den ihn betreffen-
den Eintrag der Steuerrolle einzusehen. In der öffentlichen Bekanntmachung über
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die Auflegung der Steuewmolle ist auf die Berusungsbefugniß (§ 35) ausdrücklich
binzuweisen.

Jedem Steuerpflichtigen wird außerdem auf Verlangen vom Gemeindevorstande
ein Auszug aus der Steuerrolle verschlossen zugefertigt, der Lauf der Berufungs-
srist (6 35) beginnt unabhängig von der Behändigung des Auszuges.

*l 34.
Zugänge.

Die nach Feststellung der Jahresrolle neu hinzutretenden Steuerpflichtigen
werden unter Angabe des Monats, in welchem der Zutritt stattgefunden hat, von
den Gemeindevorsländen, bezw. Verlretern der Gutsbezirke in Verzeichnisse (Zu-
hangslisten) eingetragen, die Zugänge von den Ortskommissionen allmonaklich ein-
geschätzt und die Steuerstufen der einzelnen Zugänge am Ende jedes Halbjahres,
also in den Monaten Juni und Dezember, von dem Landrathe und zwei von
ihm auszuwählenden Mitgliedern der Bezirkskommission festgestellt.

Die auf solche Weise eingeschältzten Steuerpflichtigen werden von ihrer erfolgken
Einschätzung unter Hinweisung auf die Berufungsbefugniß benachrichtigt.

Die Steuerpflicht begiunt mit dem auf den Zugang folgenden Monat.
Die Steuer ist auf Grund der Einschätzung durch die Ortskommission zu ent-

richten und der etwa von der Bezirkskommission festgestellte höhere oder niedrigere
Betrag in späteren Monaten auszugleichen.

8 35.
Berufung.

Die erfolgte Einschätzung kann innerhalb einer Frist von 30 Tagen, vom Ab-
lauf der Auslegungsfrist der Steuerrollen (§ 33), bep. von der Zufertigung des
Steuerzektels bei Zugängen (&amp; 34) gerechnet, durch Berufung angefochten werden.

Die Berufung ist bei dem Landrathsamte des Bezirks schriftlich einzureichen
und zu begründen. Beschwerden ohne Angabe specieller Beschwerdepunkte bleiben
unberücksichtigt.

Die Zahlung der veranlagten Steuer wird durch die Berufung nicht aufgehalten.
Ein etwa zu viel gezahlter Betrag wird zurückerftattet.

836.
Berufungstommission.

Die Verufungskommission hat ihren Sitz in Rudolsladt. Sie besteht aus einem
vom Fürsten zu ernennenden Regierungskommissar als Vorsitzenden und aus sechs
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aus der Zahl der Steuerpflichtigen alljährlich zu wählenden Mitgliedern. Für diese
Auswahl hat jede Bezirkskommission zwei Steuerpflichtige, die nicht bei der Ein-
schabung thälig gewesen sind, zu benennen. Aus der Gesammtzahl der Benannten
wählt das Ministerium sechs Mitglieder und ebensoviel Stellvertreter aus. Die
letzteren treten bei Verhinderung oder dem Ausscheiden von Mitgliedern in der Weise
ein, daß das Ministerium, ohne bei der Wahl beschränkt zu sein, nach Bedarf Ein-
berufungen erläßt.

Die Annahme der Wahl kann nur aus den zur Ablehnung von Gemeinde-
ämtern berechtigenden Gründen verweigert werden.

Zu den Sitzungen der Berufungskommission können die Vorsitzenden der Be-
zirkskommissionen zur Auskunftserthilung zugezogen werden.

Zur Beschlußfähigkeit der Berufungskommission ist die Anwesenheit von wenig-
stens fünf stimmberechtigten Mitgliedern mit Einschluß des Vorsitzenden erforderlich.
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

837.
Befugnisse der Berufnugslommiffion.

Die Berufungskommission entscheidet endgültig über alle Berufungen gegen die
Entscheidungen der Bezirkskommissionen. Behufs Prüfung der erhobenen Berufun-
gen kann die Berufungskommission genauere Feststellungen über die Vermögens.,
Erwerbs- und Einkommensverhältnisse des Berufenden veranlassen, zu diesem Zwecke
ihm bestimmte Fragen vorlegen und ihn auffordern, die hierauf bezüglichen, in seinem
Besitze befindlichen Urkunden, Rechnungsbücher und Schriftstücke vorzulegen, welche
Ausschluß über seine Einkommensverhältnisse geben können. Wenn binnen der hierzu
jedesmal vorzuschreibenden Frist die ersorderte Auskunft und verlanglen Nachweise
nicht erbracht, bez. vorgelegt werden, so ist die Berufung zurückzuweisen.

Die Bernfungskommission ist in Ermangelung anderer Mittel zur Ergründung
der Wahrheit berechtigt, den Steuerpflichtigen oder dessen gesetzlichen Vertreter zur
Bekräftigung der von ihm gemachten Angaben durch Versicherung an Eidesstatt auf-
zufordern. In diesem Falle ist die eidesstattliche Versicherung wörklich vorzuschreiben
und die Abgabe derselben innerhalb einer bestimmten nicht unter acht Tagen be-
messenen Frist zu fordern, mit der Verwarnung, daß beim fruchtlosen Ablauf der
Frist die Verweigerung der eidesstattlichen Versicherung angenommen werde.
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8 38.

Verpflichtung der Kommissionsmitglieder.
Die Mitglieder der Orts-, Bezirks= und Berufungskommissionen haben den

Vorsitzenden mittelst Handschlags zu geloben, daß sie in den Kommissionsverhand-
lungen ohne Ansehen der Person nach bestem Wissen und Gewissen verfahren und
die hierbei zu ihrer Kenntniß gelangenden Verhältnisse der Steuerpflichtigen, sowie
die gepflogenen Verhandlungen strengstens geheim halten wollen.

Kommissionsmitglieder, welche der Verpflichtung zur Geheimhallung entgegen-
handeln, können vom Ministerium, Abtheilung der Finanzen, mit Ordnungsstrafe
bis 100 Mark belegt werden.

539.
Kosten der Veranlagung.

Die Kosten der Steuerveranlagung fallen der Staatskasse zur Last. Dagegen
sind diejenigen Kosten, welche durch die nähere Feststellung des Einkommens eines
Steuerpflichtigen veranlaßt werden, von diesem zu tragen, wenn seine Angaben als
unrichtig befunden werden.

Die Mitglieder der Bezirks= und Berufungs-Kommissionen erhalten 4 Mark
Tagegelder, außerdem 3 Mark Uebernachtungskosten für jede Nacht und die Ver-
gütung der Reisekosten. (Vergl. § 95 des Gesetzes vom 9. Januar 1891 —
Ges.-Samml. S. 43).

*"40.
Strafbestimmungen.

Wer wissentlich in der Stenererklärung oder bei Beankworkung der von zu-
sländiger Seite an ihn gerichteten Fragen, oder zur Begründung eines Rechtsmittels

#a) über sein steuerpflichtiges Einkommen oder über das Einkommen der von ihm
zu vertretenden Steuerpflichtigen unrichtige oder unvollständige Angaben
macht, welche geeignet sind, zur Verkürzung der Steuer zu führen,

) steuerpflichtiges Einkommen, welches er nach den Vorschriften dieses Gesetzes
anzugeben verpflichtet ist, verschweigt, ferner wer der im § 17 geordneten
Steuererklärungspflicht hinsichtlich seines Einkommens aus Kapitalvermögen
nicht nachkommt,

wird, wenn eine Verkürzung des Staates stattgefunden hat, mit dem vier= bis zehn-
fachen Betrage der Verkürzung, andernfalls mit dem vier- bis zehnfachen Betrage
der Jahressteuer, um welche der Staat verkürzt werden sollte, mindestens aber mit
einer Geldstrafe von einhundert Mark bestraft.
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An die Stelle dieser Strafen tritt eine Geldstrafe von 20 bis 100 Mark,

wenn aus den Umständen zu entnehmen ist, daß die unrichtige oder unvollständige
Angabe oder die Verschweigung sleuerpflichtigen Einkommens zwar wissentlich, aber
nicht in der Absicht der Stenerhinterziehung erfolgt ist.

Derjenige Steuerpflichtige, welcher, bevor eine Anzeige erfolgt oder eine Unter-
suchung eingeleitet ist, seine Angabe an zuständiger Stelle berichtigt oder ergängt,
beziehungsweise das verschwiegene Einkommen angiebt oder im Falle der unterlassenen
Steuererklärung hinsichtlich des Einkommens aus Kapitalvermögen (5 17) die
Steuererklärung abgiebt und die vorenthaltene Steuer in der ihm gesetzten Frist
entrichtet, bleibt straffrei.

§* 4Die unchhung der hinterzogenen Senn erfolgt neben und unabhängig von
der Str

Vertbindlihleit zur Nachzahlung der Steuer verjährt in 10 Jahren mit
Ablauf des betreffenden Steuerjahres und geht bis zur Höhe ihres Erbantheils auf
die Erben ber, auch in dem Falle, wenn die Zuwiderhandlung gegen das Geseh
erst nach dem Ableben des Zuwiderhandelnden entdeckt wird.

Die Strafbarkeit jeder einzelnen Zuwiderhandlung erlischt mit Ablauf von 4
Jahren vom 31. Dezember des Jahres ab, in welchem die Zuwiderhandlung ge-
schehen ist.

Zur Untersuchung und Entscheidung über Zuwiderhandlungen sind die Gerichte
zuständig, insofern nicht der Steuerpflichtige freiwillig die vorläufig vom Ministerium,
Abtheilung der Finanzen, festgesetzte Geldstrafe und die durch das Verfahren gegen
ihn entstandenen Kosten innerhalb einer ihm bekannt gemachten Frist zahlt.

8 42.
Wer die Auskunft, welche in Gemäßheit der 88 26 und 27 von ihm erfor-

dert wird, verweigert oder nicht rechtzeitig ertheilt, kann mit einer Ordnungsstrafe
bis 30 Mark belegt werden. Gegen die Strafverfügung ist binnen 14#tägiger Frist
Berufung an das Ministerium, Abtheilung der Finanzen, zulässig.

* 43.

Steuerabgänge.
Die festgestellten Steuerbeträge bleiben in der Regel auf die Dauer des Steuer-

jahre# unverändert. Vermehrung oder Verminderung des Einkommens begründet
keine Veränderung des veranlagten Steuersatzes. Nur wenn nachgewiesen wird,
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daß das Einkonnnen sich um mehr als den vierten Theil des veranlagten Belrags
vermindert hat, kann von dem auf Stellung des Antrags folgenden Monat ab eine
verhälmißmäßige Steuerermäßigung gefordert werden. Fallo besondere Billigkeits-
gründe vorliegen, darf die hiernach zulässige Ermähigung der Steuer schon von dem
auf den Verlust der Einnahme folgenden Monat ab gewährt werden. Erlischt die
Steuerpflicht in Folge des Todes oder Wegzugs oder in anderer Weise gänglich, so
isl vom nächsien Monat ab die ganze Steuer in Abgang zu bringen.

Erlischt ein steuerpflichtiges Einkommen durch den Tod des Inhabers, so sind
die Erben des vorhandenen Vermögens der Vermehrung ihres Einkommens ent-
sprechend anderweit zu veranlagen und verpflichtet, den erhöhten Steuerbelrag von
dem auf den Anfall der Erbschaft solgenden Monat ab zu entrichten, sofern nicht
die Erben sich zur Fortentrichtung der Stener des Verstorbenen für den Rest des
Veranlagungsjahres erbieten.

8 44.
Steuererhebung.

Die Steuer wird von den Gemeinden erhoben. Diese haften für die richtige
Absührung der Steuer durch die von ihnen bestellten Einnehmer. Als Entschädigung
erhalten die Gemeinden eine Gebühr von zwei Pfennigen von jeder eingehobenen
vollen Mark. Den Vertrelern von Gutebezuken stehen Eihebungsgebühren nicht zu.

* 45.
Fälligkeit.

Die Steuer ist in vierteljährlichen Raten in den ersten 8 Tagen des zweiten
Monats eines jeden Quartals zu entrichten.

Es sleht den Steuerpflichtigen frei, ihre Steuer auf mehrere Quartale bis zum
ganzen Jahresbetrage im Voraus zu bezahlen.

* 46.
Haslpflicht der Dienstherren rc.

Für die rechtzeitige Entrichtung der Steuern von Dienstboten und Gewerbe-
gchülfen haften die Dienstherrschaften und Arbeitgeber. Es bleibt diesen dagegen
überlassen, die Steuerbeträge am Lohne abzuziehen.

§ 47.
Dieses Gesetz kommt zunächst bei der, Veranlagung für das Jahr 1894 zur

Anwendung.
Fürstl. Schwarzb., Rudolst. Gesetzsammlung LIV. 13
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Mit dieser Maßgabe treten die auf die Veranlagung und Entrichtung der all-
gemeinen Einkommensteuer bezüglichen Vorschriften, insbesondere die Gesetze vom
25. Juli 1876 (Ges.= Samml. S. 129) und vom 16. Dezember 1887 (Ges.-Samml.
S. 75), sowie die zu diesen Gesetzen erlossenen Ausführungs-Verordnungen am
1. Jannar 1894 außer Kraft.

8 48.
Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Verordnungen werden von

Unserem Ministerium erlassen.
Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 25. März 1893.

(L. S.) Günther, Fürst zu Schwarzburg.
von Starck.

 XI. Verordnung
vom 26. März 1893,

betreffend die Ausführung des Einkommensteuer-Gesetzes.

Zur Ausführung des Einkommensteuer-Gesetzes vom 25. März d. J. verordnen
wir auf Grund des § 48 desselben was folgt:

Artikel 1.
Steuerpflicht.

(zu § 2 d. Ges.)
Eingetragene Genossenschaften sind steuerfrei, so lange sie die ihrem Zwecke

entsprechende Thätigkeit statutenmähig und thatsächlich auf den Kreis ihrer Mit-
glieder beschränken. Daß der Geschäftsbetrieb über den Kreis der Mitglieder hin-
ausgeht, ist nicht schon anzunehmen, wenn die Genossenschaft mit Nichtmitgliedern
überhaupt in Geschäfsverkehr tritt, sondern erst dann, wenn die Genossenschaft Nicht-
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mitglieder an denjenigen Zwecken Theil nehmen läßt, zu deren Erreichung sie er-
richtet ist, beispielsweise wenn Konsumvereine die eingekausten Waaren auch an
Nichtmitglieder verkaufen oder wenn Produktivgenossenschaften oder Magazinwereine
Waaren von Nichtmitgliedern in das Magazin aufnehmen oder zum Zwecke des
Verkaufs ankaufen.

Treffen die Voraussetzungen der Steuerpflicht bei einer Genosseuschaft zu, so
findet bei Berechnung des steuerpflichtigen Einkommens eine Unterscheidung des Ge-
winnes aus dem Verkehr mit Mitgliedern und Nichtmitgliedern nicht statt.

Konsumvereine mit offenem Laden sind stets steuerpflichtig.

Artikel 2.

Hanshaltungsangehörige.
u d. Ges.

I. Sind arbeitsfähige Familienglieder im Geschäftsbetriebe des Haushaltungs-
vorstandes mitthätig, indem sie mit erwerben helfen und die sonst erforderlichen
Ausgaben für Gehülfen, Gesinde oder Lohnarbeiter ersparen, so ist, wenn diese
Familienglieder nicht eigenes zu ihrem Unterhalte ausreichendes Einkommen beziehen
und deshalb überbaupt besonders zu veranlagen sind, bei der Schätzung des Einkom-
mens des Haushaltungsvorstandes unter sonst gleichen Umständen ein höheres Ein-
kommen anzusetzen, als da, wo solche Hülfe durch arbeitsfähige Familienglieder fehlt.

2. Personen, die mit Lohn oder Gehalt zu Dienstleistungen angenommen sind,
sowie Kostgänger zählen nicht zu den Angehörigen der Haushaltung und sind selbst-
ständig zu veranlagen.

3. Familienglieder, welche ausschließlich von dem Haushaltungsvorstande unter-
halten werden müssen, z. B. Lehrlinge, Schüler, Studirende, sind als der Haus-
haltung zugehörig anzusehen, auch wenn sie sich außerhalb der Wohnung des Haus-
haltungsvorstandes aufhalten.

Artikel 3.

Elnkommen aus Grundovermögen.
(zu § lI d. Ges.)

Bei Ermittelung des Einkommens aus nicht verpachteten Besitzungen ist der
durch eigne Bewirthschaftung erzielte Reinertrag nach dreijährigem Durchschnitt zu
Grunde zu legen.

Als Reinertrag gilt die gesammte Roheinnahme der maßgebenden Wirkschafts-
periode nach Abzug der Bewirthschaftungskosten.
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Artikel 4.

In Einnahme sind zu siellen:
—

w

—

 der Erlös für alle verkauften Erzeugnisse aus allen Wirthschaftezweigen, sowie
für die Verleihung von Zugkraft (Fuhrlöhne) und anderen Wirthschaftsmitteln;
der Geldwerth aller Erzeugnisse, welche zur Bestreilung des Haushalts, zum

Unterhalt der Angehörigen, sowie der nicht zum Wirthschaftsbetriebe gehalte.
nen Hausgenossen verbraucht sind;
der Miethwerth der vom Eigenthümer und seinen Angehörigen selbst be-
wohnten oder zur Führung des Haushalts benutzten Gebäude;
 der Geldwerth der Nutzung von etwaigen Gerechtsamen.

Artikel 5.

Als Bewirthschaftungskosten sind in Abzug zu bringen die Ausgaben:

2

*

S

—1

für Unterhaltung —nicht auch für Erweiterung — der Wirthschaftsgebäude
und der dem Wirthschafsbetriebe dienenden Anlagen;
für Erhaltung und Ergänzung — nicht auch für die Vermehrung — des
lebenden und todten Wirthhschafteinventars;
für Versicherung der Wirthschaftsgebäude, des lebenden und todten Wirth-
schaftsinventars, der Vorräthe an Wirthschaftserzeugnissen, sowie der noch
ungeernteten Feld- und Gartenfrüchte gegen Feuer., Hagel- und anderen
Schaden;
für Samen, Pflanzen, Futker- und Düngemittel und sonstige Materialien,
welche für den Wirthschaftsbetrieb und den etwaigen Nebenbetrieb zugekauft
worden sind;
 für Lohn und sonstige Leistungen an das zum Wirthschaftsbetriebe ange-

nommene Personal, soweit dieselben nicht den Wirthschaftserzeugnissen ent-
nommen sind;

2. die gesetz. oder vertragsmäßig zu leistenden Beiträge zur Kranken., Unfall-,
Invaliditäts= und Altersversicherung;

. die Grund- und Gebäudesteuer, sowie die Gewerbesteuer von landwirth-
schaftlichen Nebenbetrieben.

Artikel 6.

Für die Unterhaltung der Gebäude (5 5 Nr. 1 des Gesetzes) ist es
gestallet, anslatt des wirklichen Unterhaltungsaufwandes 10 Prozent vom Miethpreise
in Abzug zu bringen.
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Einkommen an Gehalt,zrétmienn 2) sonliigen Berechtigungen
auf danernde Leistun

(zu § 12 d. Ges. ¾
Den Dienstbezügen sind hinzuzurechnen: Gewinnantheile, Gebühren, forl-

laufende Remunerationen und Gratifikationen, Wohnungsgelderzuschüsse, Seris.

Arlikel 8.

Einkommen ans Handel und Gewerbe.
(zu § 13 d. Ges.)

Als steuerpflichtiges Einkommen aus Handel und Gewerbe gilt der durchschnitt-

liche Gewinn der 3 letztabgeschlossenen GIosbiltsahrArt
Bei Gewerbekreibenden, welche 9 Lauftente im Sinne des Handels-

gesetzbuches sind, ergiebt sich der Geschäftsgewinn aus der Gegenüberslellung der
jährlichen Betriebs-Einnahmen und Ausgaben.

I. Zu den Einnahmen gehören insbesondere:
1. die Provisionen und sonstigen Bezüge für geschäftliche oder gewerbliche

Leistungen;
2. der Erlös für alle verkauften Waaren und Erzeugnisse;
3. der Geldwerth der zum Haushalte entnommenen Waaren und Er-

zeugnisse.
II. Von den Einnahmen sind als Betriebskosien in Abzug zu bringen:

die Kosten der Unterhaltung der dem Betriebe dienenden Gebäude und
sonstigen baulichen Anlagen, sowie zur Erhaltung und Ergänzung des
vorhandenen lebenden und todten Betriebsinventars;

2. die Kosten für Versicherung der unter 1 genannten Gegenstände, sowie
der Waarenvorräthe gegen Brand und sonstigen Schaden;

3. der Pacht= und Miethzins für die zum Geschaftsbetriebe hepachteten und
gemielheten Grundstücke, Gebäude und Geräthschaften;

4. die für den Betrieb erforderlichen Heizungs- und Beleuchtungskosten;
5. die Anschaffungskosten für Roh- und Hülfsstoffe, für Waaren und für

die sonst im Betriebe erforderlichen Materialien;
6. die Löhne der für den Betrieb angenommenen Gehülfen, Arbeiter, ein-

schließlich des Geldwerthes der elwaigen Beköstigung und sonstigen
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Naturalleistungen, soweil diese nicht aus den Betriebsbeständen entnom-
men werden;

7. die für das Beriebspersonal gesetz= oder verlragsmäßig zu leistenden
Beiträge zu Kranken- und dergl. Kassen;

8. die Grund= und Gebäudesteuer von den dem Betriebe dienenden Grund-
stücken und Gebäuden, die Gewerbesteuer, sowie die im Geschäftsbetriebe
zu entrichtenden Zölle und indirekten Abgaben (z. B. Brausteuer.).

Artikel 10.
Bei Gewerbetreibenden, welche Handelsbücher nach Vorschrift der Artikel 28ff.

des Handelsgesebuches führen, sind die Bücherabschlüsse der maßgebenden Geschäfts.
jahre und die vorschriftsmäßig aufgestellten Bilanzen der Gewinnberechnung zu Grunde
zu legen.

Soweit jedoch bei der Buchsührung Ausgaben zu Betriebserweilerungen, zur
Schuldentilgung, zur Bestreitung des Haushaltes, zum Unterhalte Angehöriger,
ferner: Einkommensteuern, Gemeindeabgaben, Lebensversicherungsprämien oder Zin-
sen des im Gewerbebetriebe angelegten eigenen Kapitals des Steuerpflichiigen, welche
als Theil des Geschäftsgewinnes zu betrachten sind, mit unter die Betriebskosten
eingestellt und vom Gewinne abgerechnet worden sind, müssen behufs Ermittelung
des steuerpflichtigen Einkommens die entsprechenden Beträge wieder hinzugerechnet
werden.

Artikel II.
Einkommen aus anderer gewinsbringender Beschäfligung.

(Zu § 13 d. Ges,
Hierzu gehören insbesondere:
1. der Lohn und sonstige Arbeitsverdienst der Handlungs= und Gewerbegehülfen,

der Handarbeiter und Dienstboten;
 der Gewinn aus der Thätigkeil als Schriftsteller, Gelehrter, Künstler, Privat-

lehrer, Erzieher, Arzt, Rechtsanwalt, als Aufsichtsrath bei Aktiengesellschaften,
sowie aus jeder nicht besonders genannten persönlichen Thätigkeit.

Von den Einnahmen sind abzurechnen:
die etwaigen Geschäftsunkosten, insbesondere die laufenden Ausgaben der
Rechtsanwälte, Gerichtsvollzieher u. s. w. für die Unterhaltung des Büreaus,
die Aufwendungen der Aerzte für Fuhrwerk, die zur Ausübung der Berufs-
thätigkeit erforderlichen Materialien und für Inslandhaltung und Ergänzung
der ersorderlichen Geräthschaften.
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Artikel 12.

Steuererklär#u#g.
(Zzu § 16—20 db. Ges.)

Zur Steuererklärung ohne besondere Aufforderung sind verpflichtet:
I. alle Steuerpflichtigen, welche bereits mit einem Einkommen von 3000 Mk.

und mehr zur Einkommensteuer veranlagt sind;
2. die übrigen Steuerpflichtigen, welche Einkommen aus Kapitalvermögen in

Höhe von 40 Mk. und mehr jährlich beziehen.

Artikel 13.

Die Steuererklärung ist an den Vorsitzenden der Bezirkskommission (Landrath)
einzureichen.

Die Frist, in welcher dies zu geschehen hat, wird von der Finanzabtheilung
des Ministeriums alljährlich öffentlich bekannt gemacht.

Artikel 14.

Die Steuererklärungen über das Gesammteinkommen haben nach dem Muster
 zu erfolgen, die über bloßes Einkommen aus Kapitalvermögen nach dem Muster B. A. B.

Formulare zu den Steuererklärungen werden von den Landrathsämtern und
Gemeindebehörden kostenfrei abgegeben.

Artikel 15.

Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Berggewerkschaften, Er,
werbs, und Wirthschaftsgenossenschaften haben der Steuererklärung den Jahres-
abschluß (Gewinn- und Verlustrechnung) für das letzte Geschäftsjahr beizufügen.

Artikel 16.

Die unter § 16 III des Gesetzes gestattete Ermittelung des Einkommens durch
Schätzung ist auf solche Einkommen zu beschränken, welche sich nicht durch Gegen-
überstellung wirklicher Einnahmen und Ausgaben berechnen lassen, wie der Mieth-
werth der Wohnung im eigenen Hause, der Geldwerth der im Haushalte verbrauchten
Erzeugnisse der eignen Wirthschaft, der Geldwerth freier Bekösligung oder anderer
Naturalbezüge, serner die Werihe, mit denen Waarenbestände und zweifelhafte For-
derungen in die Bilanz einzustellen sind, die Höhe der angemessenen Abschreibungen
für Gebäude, Maschinen, Geräthschaften u. s. w.
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Artikel 17.

Personal-Verzeichnisse.
(zu § 25—28 d. Ges.)

Die Veranlagung der Einkommensteuer beginnt zu Anfang September mit der
Aufnahme des Personenstandes in die Ortseinkommens-Nachweisungen. Bei dieser
Aufnahme haben die Gemeindevorstände nach Bedürsuiß von der ihnen zustehenden
Befugniß der Befragung der Hauseigenthümer und Haushaltungsvorstände Gebrauch
zu machen.

Die Formulare zu den Einkommensnachweisungen und sonstigen Listen werden
von den Landrathsämtern geliefert.

Artikel I8.
Die Eintragung der Haushaltungen und Einzelsteuernden einer Gemeinde oder

eines Gutsbezirks in die Einkommensnachweisung geschieht in der durch die Haus-
nummern bestimmten Reihenfolge. An die Ortseinwohner sind die andern im Orte
einzuschähzenden Steuerpflichtigen anzureihen, insoweit sie nicht schon als Hausbesitzer
aufzuführen gewesen sind, namentlich Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf
Aktien, Berggewerkschaften, Erwerbs= und Wirthschaftsgenossenschaften, sowie die
außerbalb des Fürstenthums wohnhaften Grundbesitzer, Gewerbetreibenden bez. Mit-
inhaber bieländischer Gewerbeanlagen.

Artikel 19.

Gleichzeitig sammeln die Gemeindevorstände das für die Einschätzung noth-
wendige Material und tragen das Resultat ihrer Erhebungen in die Einkommens.-
nachweisung ein. Die Eintragungen sind bis Ende September fertig zu stellen.

Artikel 20.
Binnen gleicher Frist haben die Gemeindevorstände Verzeichnisse über die Steuer-

pflichtigen, welche Einkommen im Gemeindebezirke zwar besitzen, aber nach §§ 21
bis 23 des Gesetzes an einem andern Orte einzuschätzen sind, unter möglichst ge.
nauer Angabe dieses Einkommens anzufertigen und an den Vorsitzenden der Bezirks-
kommission einzureichen. Dieser macht hiervon dem Gemeindevorstande des Ein-
schätzungsorts, bez. der Bezirkskommission die erforderlichen Mittheilungen.

Artikel 21.

Ortskommissionen.
(zu § 29 d. Ges.)

Die Einschätzung der Steuerpflichtigen eines Gutsbezirks, in welchem die
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Wahl einer Ortskommission nicht thunlich ist, wird durch das Landrathsamt der
Ortskommission einer benachbarten Gemeinde übertragen.

Artikel 22.

Die Ortskommission, welche im September zu wählen ist, tritt u184ald nach
beendigter Aufnahme des Versonenstandes zusammen, um über die von ihr vor-
zuschlagenden Steuersätze zu beschließen. Das Resultat der Einschätzung wird in
die Einkommensnachweisung eingetragen.

Die die Leistungssähigkeit bedingenden besonderen Verhältnisse, sowie die Gründe
der Steuerbefreiungen sind beizubemerken, etwaige Irrthümer in den Eintragungen
über die Steuerpflichtigen zu berichtigen.

Bei der Einschäbßung der Kommissionsmitglieder haben sich die Betheiligten für
die Dauer der Berathung und Beschlußfassung aus dem Sihungslokale zu entfernen.

Die Einkommensnachweisung ist von den Mitgliedern der Ortskommission zu
unterzeichnen und von dem Gemeindevorstande spätestens bis zum 15. Oktober beim
Vorsitzenden der Bezirkskommission einzureichen.

Artikel 23.

Bezirkskommisstonen.
(zu § 30 u. 31 d. Ges.)

a. Vorsitzender.
Der Vorsitzende der Bezirkskommission leitet das Geschäft der Veranlagung.

Er hat dafür Sorge zu tragen, daß die Einkommensnachweisungen rechtzeitig auf-
gestellt und eingereicht werden, daß die Wahl der Mitglieder der Bezirkskommission
rechtzeitig erfolgt und daß die Veranlagungsgrundsätze gleichmäßig zur Anwendung
kommen.

Er hat insbesondere
1. die Steuererklärungen (Arlikel 12 u. 13) und die Einkommensnachweisungen

(Arkikel 18—20 u. 23 leßter Absatz) hinsichtlich ihrer vorschriftsmäßigen
Aufstellung und Vollständigkeit, sowie rücksichtlich der von den Ortskommis-
sionen bewirkten Einschätzung zu prüfen,

2. die am Schlusse des Artikel 21 vorgeschriebenen Mittheilungen zu machen,
3. die zur Aufklärung einzelner Punkte etwa noch erforderlichen Ermittelungen

zu veranlassen, alsdann

4. die Einkommensteuer-Rollen anzulegen, indem er den Peisonensaud der
Fürstl. Schwarzb.-Rudolst. Gesetzsammlung IIV,
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Steuerpflichtigen aus den Einkommensnachweisungen in gleicher Reihenfolge
überträgt,
die Bezirkskommission zu berufen und die Mitglieder derselben nach § 38
des Gesetzes zu verpflichten,
die beschlossenen Steuerstusen in die Nolle einzutragen und die Steuerrollen
nach beendigter Einschätzung zur Ermittelung des gesammten Steuerbetrags
längstens bis zum 15. Dezember an die Steuerämter abzugeben.

Wird eine Steuererklärung bei deren Prüsung beanstandet, so ist dem Steuer-
pflichtigen hiervon unter Mittheilung der Gründe mit der Aufforderung Kenntniß
zu geben, sich binnen einer Frist von yvei Wochen, welche nach Bedürfniß auf vier
Wochen verlängert werden kann, über dieselben oder über bestimmte Fragen zu
erklären.

*

*

Artikel 24.
b. Bezirkskommission.

Die Bezirkskommission unterwirft dos von ihrem Vorsitzenden gesammelte Ma-
terial einer genauen Prüsung und stellt die Stufen fest, in welche die einzelnen
Steuerpflichtigen einzuschätzen sind.

Bleiben bei Prüsung einer Steuererklärung Zweifel an deren Richtigkeit be-
stehen, so ist die Kommission bei Schähzung des Einkommens an die Angaben des
Steuerpflichtigen nicht gebunden, sie setzt die Steuerstufe nach ihrem Ermessen auf
Grund der stattgehabten Ermittelungen fest.

Artikel 25.
Ueber die Verhandlungen der Kommission ist ein Protokoll aufzunehmen und

am Schlusse jeder Sitzung vom Vorsitzenden und zwei andern Kommissionsmitgliedern
zu unterzeichnen.

Nach beendigter Einschätzung wird die gewissenhafte Ausführung derselben durch
die Unterschrift sämmtlicher Mitglieder bescheinigt.

Jede Bezirkekommission bezeichnet zwei Mitglieder für die Berufungskommis-
sion (§ 36 des Gesetzes).

Artitel 26.
Fefistellung der Steuerrollen.

zu d. Ges.)
Die Steuerämter haben aus den ihnen von den Vorsitzenden der Bezirks-

kommissionen zugehenden Steuerrollen den Gesammtbetrag der Steuersätze zu er-
mitteln und die Steuerrollen, nach Feststellung derselben durch die Finanzabtheilung
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des Ministeriums, an die Gemeindevorstände bepw. Vertreter der Gutsbezirke bis
zum 15. Januar abzufertigen.

Ueber den ermittelten Sollbetrag der Steuer der Gemeinden und Gutsbezirke
haben die Steuerämter eine Zusammenstellung anzufertigen und dieselbe in je einem
Exemplare dem Ministerium und dem Vorsitzenden der Bezirkskommission zu übergeben.

Artikel 27.
Bekanntmachung der Steuersätze.

(zu § 33 d. Ges.)
Die Gemeindevorstände bez. Vertreter der Gutsbezirke haben die Steuerpflich-

tigen durch achtlägige Auflegung der ihnen von den Steuerämtern zugegangenen
Steuerrollen von der erfolgten Einschätzung in Kennmiß zu setzen und die Hebe-
kegister anferligen zu lassen. In der öffentlichen Bekanntmachung über die Auf-
legung der Rolle ist auf die Berufungsbefugniß (5 35 des Gesetzes) ausdrückiich
hinzuweisen.

Die Steuerrollen selbst sind mit der Bescheinigung über die ordnungsmäßige
öffentliche Auslegung und Bekanntmachung derselben längstens bis Ende Februar
an das Steueramt zurückzugeben.

Artikel 28.

Steuerzugänge.
(zu § 34 d. Ges.)

Zugänge im Laufe des Jahres entstehen:
. durch den Austritt einzelner Mitglieder besteuerter Haushaltungen aus den-

selben zur Gründung eines eigenen Hausstandes oder Gewerbes, zur Ueber-
nahme eines Dienstes;
durch Ausscheiden aus dem Militärdienste;
durch Zuzug aus anderen Gemeinden des In= oder Auslandes;
durch Errichtung neuer Aktiengesellschaften, gewerblicher Genossenschaften 2c.;
durch nachträgliche Ermittelung einzelner bei der Veranlagung übersehener
Steuerpflichtiger.

—

e
Artikel 29.

Die Zugangslisten gehen nach Feststellung der einzelnen Steuersätze durch den
Vorsitzenden der Bezirkskommission zur Ermittelung des ganzen Steuerbetrags an
das Steueramt und von diesem an die Gemeindevorstände bez. Vorstände der Guts=
bezirke behufs Benachrichtigung der zugegangenen Stenerpflichtigen. Sobald dies
Ceschehen, sind die Zugangslisten an das Steueramt zurückzugeben.

14
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Artikel 30.
In den Fällen des Umzugs Steuerpflichtiger in einen andern Ort des Fürsten.

thums hat eine neue Einschätzung derselben nicht zu erfolgen. Es ist vielmehr die
am früheren Wohnorte in Abgang kommende Steuer im neuen Wohnorte in Zugang
zu bringen. Dergleichen Zugänge sind in den Zugangslisten durch Bescheinigungen
des Gemeindevorstandes des früheren Wohnorts zu belegen.

Artikel 31.
Hinsichtlich der Dienstboten, soweit dieselben nur auf Dienstlohn besteuert sind,

bedarf es im Falle eines bloßen Personenwechsels nicht der Ab- und Zuschreibung,
sondern es genügt eine Namensumschreibung in der Sieuerrolle.

Artikel 32.
Berufung.

Die Landrathsämter, bei welchen die Berufungen gegen die Steuereinschätzung
schriftlich anzubringen sind, sammeln die erhobenen Berufungen und befördern solche
nach Ablauf der Berufungsfrist mittelst eines darüber zu führenden Verzeichnisses
unter Beifügung der betrefsenden Einkommensnachweisungen und Steuererklärungen
an den Vorsitzenden der Berufungskommission.

kel 33.
Die Siellung des Vorsitzenden ist im Wesentlichen dieselbe, wie die des Vor-

sitzenden der Bezirkskommission (Art. 23). Er hat den Inhalt der Beschwerden
soweit zu erörtern und über die Einkommensverhältnisse der Steuerpflichtigen Er-
kundigung einzuziehen, um im Stande zu sein, der Kommission einen gutachtlichen
Vorschlag zu machen. Die Beschlußfassung über weitere Erörterungen durch den
Vorsitzenden und insbesondere über die dem Bernfenden aufzulegende eidesstattliche
Bekräftigung seiner Angaben ist der Berufungskommission vorbehalten.

Artikel 34.
Ueber jede Sitzung ist ein kurzes Protokoll aufzunehmen, welches die Be-

schlußfähigkeit der Kommission zu bezeugen und die Ergebnisse der Beschlußfassung
mit Bezugnahme auf die in der betreffenden Tabelle bemerkten Einträge zu ent,
halten hat. Das Protokoll ist von dem Vorsitzenden und dem von diesem aus der
Zahl der Mitglieder zu bestellenden Schriftführer zu unterzeichnen.

Die Entscheidungen der Kommission hat der Vorsitzende den Berufenden zu er-
öffnen und an die Vorsitzenden der Bezirkskommissionen zur weiteren Beförderung
an die Steuerämter zu übersenden.
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Die Steuerämter haben von den Ermäßigungen die Gemeindevorstände zu be-
nachrichtigen.

Artikel 35.
Koslen der Veranlagung.

(zu § 39 d. Ges.)
Die Gebührenrechnungen der Mitglieder der Bezirks= und Berufungskommis-

sionen sind von den Vorsitzenden zu prüfen, festzustellen und der Finanzabtheilung
des Ministeriums zur Zahlungsanweisung zu überreichen.

Die sämmtlichen Koslen, einschließlich für Beschaffung der nöthigen Formulare
sind unter den Ausgaben auf Steuernerhebung in Rechnung zu stellen.

Artikel 36.

Stenerabgänge.
(zu § 43 d. Ges.)

Steuerabgänge können entstehen:
1. durch gänzliches oder theilweises Erlöschen des besteuerten Einkommens

(Tod u. s. w.).
2. durch Eintritt in das Militär,
3. durch Wegzug des Steuerpflichtigen,
4. durch Ermäßigung im Wege des Berufungsverfahrens oder in Folge der

Minderung des Einkommens um mehr als den vierten Theil.

Artikel 37.

Anträge auf Abgangsstellung oder Minderung der Steuer wegen Verlustes ein-
zelner Einnahmequellen sind bei dem Vorsitzenden der Bezirkskommission unmittelbar
oder durch Vermittelung des Gemeindevorstandes schriftlich anzubringen und durch
Beifügung der erforderlichen Beweismiltel zu begründen.

Der Vorsitende der Bezirkskommission hat diese Beweismittel zu prüfen, nöthigen-
falls deren Ergänzung zu veranlassen, den in Abgang zu stellenden Steuerbetrag fest-
zustellen und von dem Beschlusse das Steueramt zur weiteren Benachrichtigung des
Gemeindevorstandes in Kenntniß zu setzen.

Artikel 38.

Die Abgänge werden vom Ortserheber auf der Rückseite des Lieferscheines (Art. 40)
verzeichnet und von dem Gemeindevorstande bescheinigt.
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Artikel 39.

Stenererhebung.
(u § 44 d. Ges.)

Die Gemeindevorstände bez. Vertreter der Gutsbezirke haben für Nufstellung.
der Heberegister auf Grund der Steuerrollen und Zugangslisten, für Einhebung und
Ablieferung der Steuer zu den bestimmten Terminen Sorge zu tragen.

Artikel 40.
Die Ablieferung der Steuer an die Sieuerämter erfolgt auf Grund eines in

zwei Exemplaren auszufertigenden Lieferscheines, von welchen der Ortserheber das
eine Exemplar quittirt zurückerhält, bis zum Schlusse des Monats, in welchem die
Steuer zu entrichten ist (§ 45 des Gesetzes).

Die seit dem letzten Fälligkeitstermine eingetretenen Steuerabgänge sind in
einem besonderen Abgangsverzeichnisse (Art. 38), die Stenerückstände in einem be-
sonderen Restverzeichnisse dem Lieferscheine beizufügen.

Die Formulare zu den Heberegistern, Lieferscheinen, Abgangs= und Rest-
verzeichnissen und ebenso die Mahnzektel werden den Ortserhebern von den Steuer-
ämtern unentgeltlich geliefert.

Artikel 41.
Für die Beiziehung der Steuerresle ist das Gesetz, betreffend das Verwaltungs-

Zwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen, vom 29. Juni 1883 maß.-
gebend.

Artikel 42.
Die Steuerämter haben für die genaue Einhaltung der Ablieferungstermine,

nöthigenfalls durch Androhung von Ordnungsstrafen, Sorge zu tragen.
Artikel 43.

Die Steuern von im Auslande wohnhaften Personen, welche aus hieländischen
Kassen nur Gehalte, Pensionen oder Wartegelder beziehen, werden in der Regel von
den zahlenden Kassen unmittelbar erhoben und auf Grund besonderer Verzeichnisse
in Einnahme berechnet.

Rudolstadt, den 26. März 1893.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
v. Starck.
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A.

Steuererklärung
des (Name und Beruf)

in Hausnummer

Mein Jahrcseinkommen, einschließlich des Einkommens meiner Haushalimungsangehörigen
trägt:

4

1. aus Kapitalvermögen: Ziusen, Renten, diridden Gewinnantheile, geld·wertie Vortheile aus Ka# salfargrue je
Haus Gruudbermögeun: Veitrieb der Land- nd iruimtit auf eignemGrundbesitz, Nießbrauch, uner, Hausmieth

aus Gehalt, Pension, Wartegeld und sonstigen Berechtigungen
auf dauerude Leist .

.aupandcl GewerbePachtungen und anderer gewinnbringender
desshüftigung (ols. lelAerzie Privailehrer. Ethieher. ünnsileru. s. w.)

!s—s.x.p
——

Hiervon sind abzuziehen:
a. Schuldenzinsen (mit Ausnahme der Zinsen von Geschäftsschulden, welche

bei Berechnung des Einkommens ans Haudel und Gewerbe berfasschgsind) ....

l) dauernde Lasten velhe auj 22 **
1 ..... »

zusammmen
Mithin beträgt mein stenerpflichtiges Einkommen

Ich versichere biernit. daß ich die vorstehenden Angaben nach bestem Wissen und Ge-wissen gemachth'

, den 180

(Unterschrift)

Zu beachten sind die Bemerkungen auf der vierten Seite.
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Dem Sleuerpflichtigen sleht es frei, die seinen vorstehenden Angaben zu Grunde liegen-
den Verechnungen oder andere Erläuterungen und Zusäte hierunter vder auf einer besonderen
Aulage beizusügen.
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Beispiele
zu 2. Han, * –* 2 Wohnungen zu 100 / und 300 700 4

b. 8 kurte mit 2 Wo#in und 2 %n 38
. Pachtgeld für 1 Feldgrundstück 120 a „

zusammen 100 -2
Abzüge: Grund= und —lms 40 .4Feuerversicherung ...... 20 „

– sdn 1890 80 .4
1891 140

1892 9(0—in3—— #im Snn 90 „

zusammen 150 MA
leiben 1000 .

zu 1. Kolonialwaarenhandel 1890. 1891. 1892.
Geschäftsgewinn laut Buchabschluß 2800 .4 2740 . 4 3150 A

Im Gewinn sind solgende Aus.-
gaben eingerechuet und hier

ieder zuzuseten:
a. Einkommen= und Kommunalstenern 160 „ 160 „ 160 „
b. Miethe für die Privalwohnung 300 „ 300 „ 300 „
. Werth der dem Geschäfte für den

Haushalt entnommenen Waaren 140 „ 180 „ 140 „

zusammen 3400 4 3380 "4 3750

für 3 Jahrre 10530 .durchschnittlich 3510

Fürstl. Schworzb.-Rudolst. Gesetzsammlung LIV.
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Bemerkungen.
Feststehende Einnahmen sind nach dem Stande ihres Jahresbetrags zur zeit der Ver-
anlagung zu berechucn, unbestimmte und schwankende Einlünfte dagegen nach dem
Durchschnitt der letzten 3 Jahre in Ansat zu bringen. Einnahmen, die noch nicht so

lange bestehen, sind nach dem Durchschnitt rr belressenden kürzeren Zeitrammes odernach muthmaßlichem Anschlag in Ansatz zub. Hinsichtlich des Einkommens aus Grunderrmögen “ dem durchschnittlichen Reinertrage

aus der Fisnen Wewirthichesung inzuzurechnen.n. der Werih der im Haushalt verbrauchirn eigenen Erzeugnisse,
b. der ororssnliicn- Miethpreis für die jelbstbewohmen, und benuhten Gebände

Für die Unterhaltung der Gebäude ist # ggeaue 0 Procent vom Miethwertheanstatt des wirklichen Aufwandee in Abzug KalanngC
 Die zu gewerblichen Zwecken vom Eineniyhonen benußten Gebände sind weder bei Br

rechnung des Einkommens, noch andererseits bei den gewerblichen Unlosten in Auschlag
zu bringen.

Soweit in den Handelobchern Ausgaben zu Betriebserweiterungen. zur Schulden-
lilgung, zur Bestreitung des Haushalts, zum Unterhalt #iweehöriger. erur Einkommen-.stener und Gemeindeabgaben, Lebensversicherungeprämien oder Zinsen des im
betricbe angelegten eiguen Kapitals des StenerIostichtigen mit u ven Betriebskosten
eingestelll uud in Folgr desien vom Geschäftsertrage abgczogen sind, müssen dieentsprechenden Betrage behuse Ermittelung 8 S Eintonimens wieder
hinzugerechnet werden.
Wer die Stenererllärung, zu welcher er verpflichtet ist, nicht in der vorgesch riebenen
Weise und Frist abgiebt, verliert iür das betressende Steuerjahr das Recht der Verufung.

ei Abgabe der Steuererllärung unrichtige oder unvollständige Angaben macht, diegeuigne sind, zur Verlürzung der Siener zu führen, oder wer steuerpflichtiges Ein
kommen, zu dessen Erklärung er verpflichtet ist, verschweigt, wird mit dem vier bis
zehnfachen Vetrage der Stener bestraft, um welche der Staat verkürszt merden solltc.
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B.

Steuererklärung.
des (Name und Beruf)

in Hausnummer

Mein Jahreseinkommen, einschließlich des Einlommens meiner Haushaliungsangchörigen,
beirägt:

4

aus Kapitaluorrmögen an Zinsen, Renten, Dividenden,Gewhmmantheilen. geld.
werthen Vortheilen aus Kapitalsorderungen jeder Art

Hiervon sind abzuziehen
Schuldenzinsen.mit Ausnahme der Zinsen von Gescheftsichud 4
dauerndesLasten. welche amBertragen beruhen· . .

zusammen

MithinbeträgtmeinstrackpflichtigwEinkosmsscnausdiapitalvmnöqcn

Jchveriichckcl)ickmil,dos;ichdicvokstshendcuAngabennachbeftcisiWifimtdeei
wissen gemacht habe.

(Unierschrilt. ) «

Bemerlungen. Wer die Siencrerkläruug. zu welcher er verpflichiel ist, nicht in der vor-
geschriebenen Weise und Frist abgiebt verliert für das betreffende Stenerjahr das
Recht der Verufung.

Abgabe derSienererllärung unrichtige oder unvollständige Augaben macht,
geeignet sind, zur Verkürzung der Stener zuführen, oder wer stenerpflichtiges Ein-

konnluen verschweigl, wird mit dem 1—10 fachen Betragr der Stener bestraft, mu welche
fic Sltaal verkürt werden sollic.

15“
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Dem Steuerpflichtigen steht es frei, die seinen vorstehenden Angaben zu Grunde liegen-

den Berechnungen oder andere Erlänterungen und Zusätze hierunter oder auf einer besonderen
Anlage beizusügen.

Druckfehler-Berichtigung.
Seite 20, Z. 7 von unten ist zu lesen

" 22, Z. 12 „ Gewerbebetriebe.

„ 40, B. 10 „ oben „ „ „

„ 31, S. 1. „ „ „ „ Vereine.
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Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

7. Stück vom Jahre 1893.

 NXII. Bekanntmachung
vom 26. Juni 1893,

betreffend die Abänderung der Bestimmungen über die Verladung
von lebenden Thieren auf Eisenbahnen.

Der Bundesrath hat in der Sitzung vom 17. vor. Ms. beschlossen, daß für
die zur Beförderung nach den Nordsechäfen bestimmen Wiederkäuer und Schweine
von der durch die Bekanmmachung vom 28. November 1887 (Central-Blatt S. 557
und Ges. Samml. S. 87) unter Nr. 2 verlangten Bescheinigung des Gesundheils-
zustandes der Thiere vor der Verladung fernerhin abgesehen werden soll. Dies
wird unler gleichzeitiger Aufhebung der Ministerial-Verordnung vom 23. Dezember
1887 (Ges. Samml. S. 88) hiermit zur öfsentlichen Kennmiß gebracht.

Rudolstadt, den 26. Juni 1893.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerinm.
v. Starck.

Cürstl. Schwarzb.= Rudolst. Gesetzsammlung LI/IV.
Auegegeben in Rudolstadt am 19. Jull 1893.
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M XIII. Verordnung
vom 22. Juni 1893,

den Gebrauch der lateinischen Sprache bei den Prüfungen der
Predigtamtskandidaten betreffend.

Mit Höchster Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten wird in Erweile-
rung der Verordnung vom 31. August 1888 (Ges. Samml. S. 38) hiermit be-
stimmt, daß bei den theologischen Prüfungen der Kandidaten des Predigtamtes (§8.
10 ff. der Verordnung vom 27. April 1853. Ges. Samml. S. 109) der Gebrauch
der lateinischen Sprache, mit Ausnahme der schriftlichen Uebersetzungen aus dem
Alten und dem Neuen Testament fortan in Wegfall kommt.

Rudolstadt, den 22. Juni 1893.

Der Fürstliche Kirchenrath.
Hauthal.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

B. Stück vom Jahre 1803.

X XIV. Verordnung
vom 13. Juli 1893,

die Gewährung von Reisegebührnissen an mittellose Gefangene bei
ihrer Entlassung aus dem Gefängnisse betreffend.

Mit Höchster Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten und, soweit die
Verhältnisse des gemeinschaftlichen Landgerichts Rudolstadt in Betracht kommen, mit
Zustimmung der Königlich Preußischen und der Herzoglich Sachsen-Meiningen'schen
Landessustizverwaltung werden folgende Bestimmungen getroffen:

I. Wenn ein Gefangener aus einem Gerichtsgefängnisse nach einem mehr als
30 Kilometer von dem Gefängnisse entfernten Ort entlassen wird und Gelegenheit
zur Reise auf der Eisenbahn vorhanden ist, so ist für den Entlassenen, falls ihm
eigene Mittel nicht zur Verfügung stehen, zur Reise nach dem Beslimmungsort eine
Fahrkarte der billigsten Klasse zu beschaffen. Für Frauen, jugendliche, kranke oder
besonders schwache Personen können Fahrkarten auch bei geringerer Entfermung be-
schafft werden.

Neben der Fahrkarte kann dem Entlassenen ein Zehrgeld ausgehändigt werden,
welches, wenn das Ziel der Reise an einem Tage zu erreichen ist, nicht mehr als
1 Mark betragen soll. Ist das Reiseziel an einem Tage nicht zu erreichen, so kann
Zehrgeld bis zu 1 Mark für jeden nothwendigen Reisetag gewährt werden.

In anderen als den in Absatz 1 bezeichneten Fällen kann dem Entlassenen für
die Rückreise bei größeren Entfernungen ein Zehrgeld ausgehändigt werden, das
höchstens ! Mark für den Marschtag betragen darf.

Die Zahl der nothwendigen Reise, und Marschtage bestimmt der Gefängniß-
vorsteher (§ 29 Abs. 2 der Hausordnung für die Gesängnisse vom 7. Januar 1887,
Ges.-Samml. S. 1) nach seinem Ermessen.

Fürstl. Schwanft. „Rudolst. Gesetzsammlung I.V.
Ausgegeben in Rudolstadt am 16. August 9
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II. Nach welchem Orte der Gefangene zu entlassen ist, bestimmt der Gefängniß.

wrset unter Berücksichtigung der Umstände. Die Kosten für die Fahrkarte und das Zehrgeld sind insoweit aus dem
is des Gesangenen zu entnehmen, als nach Abzug derselben noch ein
Betrag von 15 Mark für den Gefangenen übrig bleibt. Der aus dem Arbeits-
verdienst nicht zu deckende Betrog ist aus Staatsmikteln zu gewähren.

Die Verrechnung der nicht aus dem Arbeitsverdienst entnommenen Zehrgelder
und Reisekosten erfolgt, insoweit nicht Artikel 14 des Staatsvertrags vom 17. Okto-
ber 1878 über die Errichtung des Landgerichts Rudolstadt Platz greift, auf Grund be-
sonderer Belege unter den Ausgaben für die Strafrechtspflege bei dem betreffenden Gerichte.

IV. Dem entlassenen Gefangenen darf der zur Lösung der Fahrkarte erforder-
liche Geldbetrag in der Negel nicht ausgebändigt werden. Die Fahrkarte ist viel-
mehr durch die Gefängnißverwaltung unmittelbar zu beschaffen. Ausnahmen sind
nur soweit gestattet, als dies nach den örtlichen Verhältnissen nicht ausführbar ist.

Die Gefängnißvorsteher baben geeigneten Falles biernach zu verfahren.
Rudolstadt, den 13. Juli 1893

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
Jufllz-Abtheilung.

Hauthal.

XXV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 21. Juli 1893,

die Verleihung der Rechte einer juristischen Person an die Paulin=
zeller Pferdeversicherungs-Gesellschaft betreffend.

Nachdem Seine Durchlauckt der Kürst beschlossen haben, der Paulinzeller Pferde-
versicherungsgesellschaft auf dem Grunde des unter dem heutigen Tage bestäligten
Statun die Rechte einer juristischen Person zu verleihen, so bringen wir diese landes-
herrliche Entschliehung andurch zur öffentlichen Kennmiß.

Rudolstadt, den 21. Juli 1893.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Jufliz-Abthellung.

Hauthal.



1893. 101

I4 XIVI. Verordnung
vom 4. August 1893,

die Abgränzung derZuständigkeiten der Kirchen= und Schulinspektionend der Ephoren betreffend.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg rc.
haben eine nähere Abgränzung der den Kirchen= und Schulinspektionen und den
Ephoren übertragenen Dienstobliegenheiten jür nothwendig erachtet und verordnen
zu dem Behufe auf den Antrag Unseres Kirchenraths andurch was folgt.

1.

Den Kirchen= und Schulinspektionen liegt die Bearbeitung folgender Gegen-
stände ob:

a. die auf die Anstellung, Versetzung und Emeritirung der Geisllichen bezüg-
lichen Angelegenheiten mit der in § 2 ne gedachten Beschränkung; die An-
zeigen von eingetretenen Todesfällen der Pfarrer; die Besoldungsangelegen-
heiten:

. die Aufsicht über die Vermögensverwaltung der Kirchen und Pfarreien, ins-
besondere: Revision der Kirch, und Stiftungsrechnungen, Genehmigung zu
Aufnahmen von Darlehen für die Kirchkasse bis zu 600 Mark und
zur Verpachtung der Kirchenländereien, sowie Ueberwachung der Vewirth-
schaftung der Kirchen-, Pfarrei, und Schulfelder und Waldungen und deren
Verwaltung;

 alle Baulichkeiten an Kirchen, Pfarreien und Schulen, Beaussichtigung dieser
Gebäude und ihrer Versicherung gegen Brandschaden, ferner Kirchstuhle-
angelegenheiten;

A. die Aufsicht über Leichenwärterinnen und Todtengräber;
die Angelegenheiten der Volksschulen und ihrer Lehrer. —. Augeschlossen sind
die den Superintendenten als Kreisschulinspektoren zustehenden Besugnisse. —
Mihvirkung bei Veränderung von Parochialverbänden;
die Angelegenheiten der Kirchen- und Schulvorslände, die Geschäfteordnung
derselben, die Bestäligung der Wahl ihrer Mitglieder, Beschwerden über die-
selben, die Erlaubniherkheilung zur Prozeßführung, sowie die Entgegennahme
und Weiterbeförderung der von den Kirchen= und Schulvorständen zu er-
stattenden Jahresberichte.

S

O

—
 „
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Der Zuständigkeit der Ephoren (Superintendenten) unterliegen die nachfolgenden
Angelegenheiten:

a. Alles was sich auf die Predigt, Sakramentsverwaltung, Verrichtung der Amts-

*i#:

H

—

P

i

½

handlungen, die Ausübung der Seelsorge seitens der Geistlichen des Ephoral,
bezirks bezieht;
Urlanbsertheilungen, Anordnung der Vertretung in Behinderungsfällen der
Geistlichen;
Anhören der Probepredigt bei Anstellungen und Entgegennahme der Er-
klärungen der Kirchen- und Schulvorslände in Ausübung des ihnen zustehen-
den votum negativum; Uebergabe des Pfarrarchivs bei Personalwechsel in
den Pfarrstellen, sowie Einführung der Pfarrer in Vertrelung des General-
superintendenten im Fall der Behinderung desselben.
 Beaufsichtigung der Geistlichen in ihrer Amtsführung und in ihrem Wandel

(Unangemeldete Visitationen und Berichte über dirselben); Konferenzen, Lese-
zirkel, Disciplinarangelegenheiten;

 die Erstattung der Ephoralberichte; die kirchliche Statistik. Anordnung,
Einsammlung und Weiterbeförderung der kirchlichen Kollekten;
kirchliche Vereinsangelegenheiten, insbesondere die Aufgaben der christlichen
Liebesthätigkeit, die kirchliche Armenpflege;
die Kreisschulinspektion, dafern ihnen dieselbe übertragen ist, mit den dazu
gehörigen Berichten und der Urlaubsertheilung an die Volksschullehrer bis
zu 14 Tagen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 4. August 1893.

(L. S.) Günther, Fürst zu Schwarzburg.
von Starck.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

9. Stück vom Jahre 1893.

. Xy. Verordnung
vom 14. August 1893,

betreffend Maßregeln gegen die Cholera.
Mit Höchster Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten wird auf Grund

des Gesetzes vom 6. Dezember 1892 (Ges.-Samml. S. 238), unter Aufhebung der Ver-
ordnung vom 2. September 1892 betreffend Mahregeln gegen die Verbreitung der
Cholera (Ges. Samml. S. 175), verordnet, was folgt:

J.8
Alle Familienhäupter, Haus., Gast- und Quartierwirthe und Haushal ständ

sowieAerzte und andere Personen, die sich mit der Ausübung. der Heilkunde liprnin
sind verpflichtet, nicht nur jeden in ihrer Familie, Wirthschaft und ihrem Hausstande
bez. bei Ausübung der Heilkunst vorkommenden Fall von Cholera, sondern auch jede,
den Verdacht auf Cholera begründende Erkrankung (Brechdurchfall aus unbekannten
Ursachen, mit Ausnahme der Brechdurchfälle bei Kindern bis zum Alter von 2 Jahren)
unverzüglich der zuständigen Ortspolizeibehörde schriftlich oder mündlich anzuzeigen.

Die Aerzte haben von dem ersten in ihrer Praxis an einem Orte vorkommenden
Falle von Cholera oder einer der Cholera verdächtigen Erkrankung nicht nur der zu-
ständigen Ortspolizeibehörde, sondern gleichzeitig auch direkt dem Bezirksphysikus Anzeige
zu machen.

Ebenso ist jeder Todesfall an Cholera oder choleraverdächtigen Erscheinungen
besonders zu melden.

Die Orlspolizeibehörde hat, sobald der Ausbruch oder der Verdacht des Auftreiens
von Cbolera gemeldet ist, unverzüglich Ermittelungen durch den Bezirksphysikus über
Art, Stand und Ursache der Krankheit vornehmen zu lassen.

Fürstl. Schwarzb.-Rudolst. Gesehsammlung LIV.
Ausgegeben in Rudolstadt am 19. August 1893.
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Der erste in einer Ortschaft festgestellte Cholerafall ist durch die Polizeibehörde
sofort telegraphisch, oder durch besonderen Boten dem Fürstlichen Landrathöamte zu melden.

Leßteres hat diese Meldung ungesäumt auf demselben Wege an das Fürstl. Ministerium
weiterzugeben. Die Ortspolizeibehörde hat außerdem über die angezeigten Fälle ein
Verzeichniß nach dem unten abgedruckten Schema zu führen und täglich die etwaigen
Zugänge telegraphisch oder durch besonderen Boten bis Miltag 12 Uhr dem Fürstl.
Landrathsamte anzuzeigen, welches dieselben in gleicher Weise unverzüglich dem Fürfll.
Ministerium zu melden hat.

Schulkinder, welche außerhalb des Schulorts wohnen, dürfen, so lange in dem
letzteren die Cholera heurscht, die Schule nicht besuchen. In gleicher Weise sind Schul-
kinder, in deren Wohnort die Cholera herrseht, vom Besuch der Schule in einem noch
cholerafrcien Orte auszuschließen.

Was vorstehend vom Schulbesuch gesagt ist, gilt auch hinsichtlich des Besuchs
jedes anderweitigen Unterrichte (Confirmanden- u. Unterricht).

An Orten, wo die Cholera hestig auftritt, sind die Schulen zu schließen.
 l§ 4.

An Orten oder in der Nähe von Orten, in welchen die Cholera ausgebrochen
ist, dürfen Messen, Märkte und andere Veranstaltungen, welche ein ähnliches gefährliches

Zusammenströmen von Menschen zur den haben, nicht abgehalten werden.
Zureisende Personen, welche mr Nr letzten5Tage vor ihrer Ankunft sich

an einem Orte oder in einem Bezirke aufgehalten haben, in welchem ein Choleraherd
bestand, sind verpflichtet, an jedem Ort des Fürstenthums, an welchem sie anlangen,
spätestens 12 Siunden nach der Ankunft bei der Ortspolizeibehörde sich unter Angabe
ihrer Unterkunft schriftlich oder mündlich zu melden. Die gemeldeten Personen sind
einer, nicht über 5 Tage vom Tage der Abreise aus dem Cholergorte hinausgehenden
Beobachtung zu unterwerfen.

Ergiebt sich bei dieser in schonender Form und mit thunlichst geringer Belästigung
der Personen vorzunehmenden Beobachtung der Verdacht einer Erkrankung an Cholera,
so sind die Betreffenden sofort ärztlich zu Entersuchen.

56
Gebrauchte Betten, Leib- und Veuwäsche, sowie Kleidungsstücke, welche aus

Choleraorten mitgebracht werden, sind zu desinfiziren.
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Vorschristen über die Desinfection werden durch die amtlichen Blätter bekannt
gemacht.

87.
Die Polizeibehörde des von Cholera ergriffenen Ortes hat dafür zu sorgen,

daß inficirte oder infeltionsverdachtige Gegenstände und solche Gegenstände. welche
nach ärztlichem Dafürhalten als mit Cboleraentleerungen beschmutzt anzuseben sind,
vor wirksamer Desinfektion nicht in den Verkehr gelangen.

88.
Aus Orten, in denen ein Choleraheerd sich gebildet bat, ist die Ausfuhr von

Milch, von gebrauchter Leibwäsche, gebrauchtem Bettzeug, alten und getragenen Klei-
dungsstücken, sowie von Hadern und Lumpen verboten.

Ausgenommen sind die auf hydraulischem Wege zusammengeprebhten, in mit
Eisenband verschnürten Ballen im Großhandel versandten Lumpen, ferner neue Abfälle,
die direkt aus Spinnereien, Webereien, Confektions, und Bleichanstalten kommen,
Kunstwolle, neue Papierschnitzel. Einfuhrverbote gegen inländische Choleraorte sind
nicht zulässig, ebenso ist eine weitere Beschränkung des Gepäck- und Güterverkehrs,
sowie des Verkehrs mit Post= (Brief., Packel-) Sendungen verboten.

80.
Cholerakranke, deren ungünstige häusliche Verhältmisse eine sachgemäße Pflege und

Absonderung nicht gestatten, sind — salls der Bezirksphysikus es für unerläßlich und
ohne ihre Schädigung für zulässig erklärt — in ein Krankenbaus oder in rinen anderen
Heeigneten Unterkunftsraum überzuführen.

Verdächtig Erkrankte sind bis zur Beseitigung des Verdachtes wie Cholerakranke
zu bebandeln.

8 10.
Die Leichen der an Cholera Gestorbenen dürfen nicht ausgestellt und deren Särge

bei den Begräbnissen nicht geöffnet werden. -

Das Leichengefolge ist möglichst zu beschränken und dessen Eintritt in die Sterbe-
wohnung zu verbieten.

Die Beerdigung der Choleraleichen ist unter Abkürzung der für gewöhnliche
Zeiten vorgeschriebenen Fristen thunlichst zu beschleunigen.

Die Leichen an der Cholera verstorbener Personen dürfen ohne besondere polizeiliche
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Erlaubniß an einem anderen als dem ordnungsmäßigen Begräbnißplatze des Sterbe-
orts nicht beerdigt werden (5 15 der Verordnung vom 23. Dezember 1859,
Ges.-Samml. S. 167).

8li.
Die nach §. I zur Anzeige verpflichteten Familienhäupter, Wirthe und Haus

haltungsvorstände sind gehalten, während des Bestehens der Krankheit, sowie nach
deren Beendigung so bald wie möglich eine vollständige Reinigung und Desinftcirung
nach Maßgabe der erlassenen Vorschriften (§ 6) zu bewirken.

* 12.
Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Vorschristen werden, soweit nicht auf Grund

des Reichs-Straf-Gesetzbuch's eine höhere Strafe eintrikt, mit Geldstrafe bis zu 150
Mark oder mit Haft bestraft.

8 13.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung in Kraft.

Rudolstadt, den 14. August 1893.

Fürstl. Schwarzburg. Ministerium.
v. Starck.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

10. Stück vom Jahre 1893

 LXVIII. Ministerial-Bekanntmachung
zur Ausführung des Gesetzes vom 10. April 1885 über den Betrieb

des Hufbeschlaggewerbes (Ges.-Samml. S. 22) «
vom 22. August 1893.

Die im § 4 der Ministerial-Bekenntmachung zur Ausfübrung des Gesetzes
vom 10. April 1885 über den Betrieb d'ie Hufbeschlaggewerbes vom 21. Mai 1885
(Ges. Sammi. S. 25) festgesetzte Prüsungsgebühr von 10 Mark ist auf 20 Mark
erhöht worden.

Rudolstadt, den 22. August 1893.

Fürstlich Schwarlburg. Ministerinm.Starck.

&amp; XIX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 22. September 1893,

betreffend Zusätze zum Statut der Pensionskesse für die Wittwen
und Waisen der Geistlichen der Landeskirche vom 16. September

1880 (Ges.-Samml. S. 90).
Die von den Miegliedern der Pensionskasse für die Wittwen und Waisen der

Geistlichen der Landeskirche beschlossenen Abänderungen des Kassenstatuts vom
Fürstl. Schwarzb.-Rudolst. Gesetzsammlung LIV. 20

Ausgegeben in Rudolstadt am 6. Oktober 1893.
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16. September 1880 (Ges. Samml. S. 90) sind von Seiner Durchlaucht dem
regierenden Fürsten dahin genehmigt worden, daß der § 6 folgenden Zusatz:

„Das unter a gedachte Begräbnißgeld von 30 Mark wird auch dann
„gezablt, wenn der Verstorbene weder eine Wittwe noch unversorgte minder-
„jährige Kinder hinterläßt.

und der § 9 folgenden Zusatz erhält:
„Bei Wegfall der Jahreepension durch den Tod der Wittwe oder des

w Kindes erfolgt die Zahlung bis zum Schlusse des Sterbe-
ats.

Wir bringen Solches hierdurch zur öfsentlichen Kenniniß.

Rudolsladt, den 22. September 1893.

Fürstlich Schwarzburg. Miuisterium,
Abthellung für Kirchen= und Schusfachen.

Hauthal.
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Gesehsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

II. Stück vom Jahre 1803.

 NXX. Polizei-Verordnung
vom 21. September 1893,

betreffend den Verkehr mit Sprengstoffen.

Mit Höchster Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten wird in Aus-
führung eines von dem Bundesrathe am 15. Juni d. Is. gefaßten Beschlusses in
Betreff des Verkehrs mit Sprengsloffen an Stelle der Verordnung vom 26. August
1879 (Ges. Samml. S. 463 ff.) und des Nachtrags dazu vom 12. Dezbr. 1884
(Ges.-Samml. S. 154 ff.) auf Grund des § 3 des Gesetzes vom 6. Dezbr. 1892
hierdurch verordnet, was folgt:

81.
Die nachstehenden Bestimmungen begreifen:
1. Die Versendung von Sprengstoffen auf Land= und Wassenvegen — mit

Ausnahme des Eisenbahn, und Postverkehrs, und des Verkehrs mit Spreng-
sloffen und Munitionsgegenständen der Militär= und Marineverwaltung
sowie der Versendung von Sprengsloffen in Kauffahrteischiffen —,
den Handel mit Sprengstoffen,
die Aufbewahrung und Verausgabung von Sprengstoffen innerhalb des
Betriebes von Bergwerken, Steinbrüchen, Bauten und gewerblichen An-
lagen,
die Lagerung von Sprengsloffen — mit Ausnahme der Lagerung in Nieder-
lagen oder Magazinen der Militär, und Marineverwaltung —.

*

Fürstl. Schwarzb.-Rudolst. Gesehsammlung I.IV. 21
Ausgegeben in RNudolstadt am 15. Ollober 1893.
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Zu den Sprengstoffen im Sinne dieser Beslimmungen gehören nicht:
a) die in dem Heer und in der Marine vorgeschriebenen, nicht sprengkräftigen

Zündungen,
b) die für Feuerwaffen benutzten Zündhütchen, Zündspiegel und Patronen für

Feuerwaffen,
D) Zündschnüre.

I. Allgemeine Bestimmungen.
*§2

Zum Verkehr im Sinne des § 1 Ziffer 1 bis 3 sind zugelassen
1. Pulver — Sprengsalpeter, bremnbarer Salpeter — (ein sehr inniges Ge-

misch aus neutral reagirenden Salpeterarten und Kohle oder Stoffen, deren
wesentliche Beslandtheile Kohlenstoff, Wasserstoff und Sauerstoff sind, mit
oder ohne Schwefel)

2. folgende Nitroglycerin enthaltende Präparate:
a) Dynamit I (ein bei mittlerer Temperatur plastisches, nicht abtropfbares

Gemisch von Nitroglycerin mit pulverförmigen, an sich nicht spreng-
kräftigen und nicht selbstentzündlichen Stoffen),

b) Dynamit II und III (Kohlendynamit, ein Gemisch von Nitroglyeerin mit
schießpulverähnlichen Gemengen),

Tc) Sprenggelatine lein bei mittlerer Temperatur zähelastisches Gemisch, be-
slehend aus Nitroglycerin, welches durch Nitrorellulose gelatinirt ist, mit
oder ohne kohlensauren Alkalien (beziehungsweise alkalischen Erden) oder
neutral reagirenden Salpeterarten].

4) Gelatinedynamit sein bei mitllerer Temperatur plastisches Gemisch, be-
stehend aus Nitroglycerin, welches durch Nitrecellulose gelatinirt ist, und
Holzmehl, Salpeter und kohlensauren Alkalien (beziehungsweise alkalischen
Erden)],

e) Karbonit (ein Gemisch von Nitroglycerin mit schießpulverähnlichen Ge-
mengen und mit flüssigen, an sich nicht sprengkcäftigen oder nicht selbst-
entzündlichen Sloffen);

Nitrocellulose (lockere mit mindestens 20 Prozent Wassergehalt und ge-
preßte, nicht gelatinirte), insbesondere Schießbaumwolle und Collodium=
wolle, sowie Gemische von Nitrocellulose mit neutral reagirenden Salpeter-
arlen;

—
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4. folgende Gemische, welche Ninoverbindungen von Stofsen der aromatischen
Reihe enthalten:

a) Sekurit (ein Gemenge von Ammoniaksalpeter, Kalisalpeter und Dini-
trobenzol oder ähnlichen Stoffen),

b) Noburit (ein Gemisch von Chlordinitrobenzol, Chlornitronaphtalin oder
Nirochlorbenzol und Ammoniaksalpeter);

5. Kartuschen, Petarden, Feuerwerkskörper, sprengkrästige Zündungen, welche
zum Entzünden von Ladungen dienen (z. B. Sprengkapseln), Zündplättchen
amorces);

6) alle jeweilig zur Versendung auf den Eisenbahnen zugelassenen Sprengstoffe.
Zu Versuchszwecken kann die Versendung neuer, hier nicht aufgeführter Spreng-

stoffe auf bestimmten Wegen, sowie die Aufbewahrung und Verausgabung derselben
von der Landespolizeibehörde gestaltet werden.

8 3.
Vom Verkehr im Sinne des § 1 Ziffer 1 bis 3 sind ausgeschlossen die nicht

nach - 2 zugelassenen Sprengstoffe, insbesondere:
 Nitroglycerin als solches und in Lösungen;

1 Knallgold, trocken in fesler oder Pulverfonm, Knallaquecksilber, Knallsilber
und die damit dargestellten Präparate;

3. Nitroguckerarten, Nitrostärkearten und die damit hergestellten Gemische;
4. Gemische, welche Nitroglycerin abtropfen lassen;
5. Sprengstoffe, welche entweder

a) sauer reagiren smit Ausnahme des Pulvers, Sprengsalpelers und brenn-

baren Salpeters (6 2 . 4 des Sekurits (§ 2 Nr. 4a) und des
Noburits (5 2 Nr. 4b)jl.orb) bei einer Temperatur bis rn + 40 C zur Selbstzersehung neigen,
oder

eo) welche enthalten:
au) chlorsaure Salze smit Ausnahme der Sprengkapseln und Zündplätt-

chen (§2Nr.5)|,oder
bb) pikrinsaure Salze, oder
cc) Phosphor lmit Ausnahme der Zündplältchen (5 2 Nr. 5)], oder
dd) Schwefelkupser; "1
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6. Sprengstoffe in Patronenhüllen, sofern diese äußerlich mit Nitroglycerin
(Ziffer 1) oder mit anderer Sprengslussigkeit benetzt, oder äußerlich mit
sesten Sprengsloffen behaftet sind;
Sprengpräparate, bei welchen die einzelnen au und für sich nicht spreng-
krästigen Bestandtheile in einem geschlossenen Behälter durch leicht brech-
bare Scheidewände oder Hahnvorrichtungen solange getrennt gehallen wer-
den, bis die Expplosion, durch Zertrümmerung, Verschiebung der Scheide-
wände oder Oefsnen der Hahnvorrichtungen veranlaßt, statifinden soll.

84.
Wer Sprengstoffe in Mengen von mehr als 35 Kilogramm Bruttogewicht ver-

sendet, muß unter Angabe der Bestimmungsorte der Ortspolizeibehörde des Ver-
sendungsortes den Frachtschein zur Visirung vorlegen. Der Empfang der Sendung
ist vom Empfänger auf dem dem Frachtschein beigefügten Lieferschein zu bescheinigen.
Die bescheinigten Lieferscheine sind der Ortspolizeibehörde des Versendungoortes jeder-
zeit auf Verlangen vorzulegen.

*

55.
Wer an der Versendung von solchen Sprengstoffen, welche den Vorschristen

des Reichsgesetzes vom 9. Juni 1884 gegen den verbrecherischen und gemeingesähr-
lichen Gebrauch von Sprengstoffen (Reichs-Gesetzbl. S. 61) unterliegen, in der
Weise theilnimmt, daß er dabei in den Besihh von Sprengstoffen gelangt (Spediteur,
Transportsührer, Transportbegleiter), muß den vorgeschriebenen Erlaubnißschein zum
Besitz von Sprengstoffen oder beglaubigte Abschrist desselben während der Dauer
seines Besitzes stets bei sich führen und auf Verlangen vorzeigen.

86.
Fr die Versendung auf Land- und Wasserwegen sind Spreugstoffe in hölzerne,

halibare und dem Gewicht des Inhalts entsprechend starke Kisten oder Tonnen, deren
Fugen so gedichtet sind, daß ein Ausstreuen nicht staltfinden kann, und welche nicht
mit eisernen Reisen oder Bändern versehen sind, fest zu verpacken. Stian der höl-
zernen Kisten oder Tonnen können auch aus mehrfachen Lagen sehr slarken und steifen.
Lefirnißten Pappdeckels geferligle Fässer (sogenannte amerikanische Fässer) venvendet
werden. Die zum Transport von Pulver, Sprengsalpeter und brennbarem Salpeter

2 Zisser 1) verwendeten Behälter dürfen keine eisernen Nägel, Schrauben oder
sonstige eiserne Befestigungsmittel haben.



1893. 115

Pulver, Sprengsalpeter, brennbarer Salpcter (§ 2 Ziffer 1) und das aus
gelatinirter Nitrocellulose mit öder ohne Salpeter hergestellte Pulver (§ 2 Ziffer 3)
darf in metallene Behälter, ausgenommen solche von Eisen, verpackt werden. Vor
der Verpackung in Tonnen oder Kisten müssen diese Stoffe entweder in Packete (Blech-
behälter) bis zu höchstens 21 Kilogramm Gewicht verpackt, oder in dichte, aus
haltbaren Stoffen gefertigte Säcke, Mehlpulver in Säcke aus Leder oder dichtem
Kautschuckstoff geschüttet werden.

Die im § 2 Ziffer 2 und 4 aufgeführten Sprengstoffe dürsen nur in Patronen,
nicht auch in loser Masse versendet werden. Diese Patronen sowie Patronen aus
gepreßter Schießbaumwolle mit oder ohne Parafsinüberzug (5 2 Zisser 3) sind durch
eine Umhüllung von Papier in Packete zu vereinigen. Das Gleiche gilt für die
nach § 2 Ziffer 6 zugelassenen Sprengsloffe, soweit die Versendung auf Eisenbahnen
nur in Patronenform erfolgen darf.

Gepreßte Schießwollkörper mit mindestens 15 Prozent Wassergehalt sowie
Sekurit, und Noburit--Patronen (§ 2 Ziffer 4) dürfen auch in dichtschließende Blech-
büchsen oder Pappschachteln verpackt werden.

Für die Versendung loser Nitrocellulose mit mindestens 20 Prozent Wasser.
gehalt ist feste Verpackung in starkwandige, luftdichte Behälter erforderlich.

Sprengstofse jeder Art dürfen weder mit Zündungen oder Zündschnüren ver-
sehen, noch mit solchen oder mit Patronen für Feuerwassen (5 1b) in dieselben Be-
hälter verpackt werden.

Die zur Verpackung von Sprengslofsen dienenden Behälter müssen je nach
ihrem Inhalt mit der Ausschrift: Pulver, Sprengsalpeter, brennbarer Salpeter,
Pulver aus Nitrocellulose und Salpeter, Karluschen, Petarden, Feuerwerkskörper,
Zündungen, Dynamitpatronen, Kohlendynamitpatronen, Sprenggelatinepatronen,
Gelatinedynamitpatronen, Karbonitpatronen, Schießbaumwolle, u. s. w. versehen sein.
Außerdem müssen dieselben mit der Firma oder der Marke der Fabrik, aus welcher
die Sprengstoffe herrühren, bezeichnet sein, oder eine von der Centralbehörde ge-
billigte und öffentlich bekannt gemachte Bezeichnung der Fabrik tragen.

Das Bruttogewicht der Versendungsstücke darf bei Pulver, Sprengsalpeter,
brennbarem Salpeter (§ 2 Ziffer 1), bei Schießbaumwolle (§ 2 Ziffer 3), bei Kar-
tuschen, Petarden, Feuenwerkskörpern oder Zündungen (§ 2 Ziffer 5) 90 Kilogramm,
bei sonstigen Sprengstoffen 35 Kilogramm nicht übersteigen. Auf prismatisches Ge-
schützpulver in Kartuschen finden diese Gewichtsbestimmungen keine Anwendung.
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Die für den Eisenbahnverkehr jeweilig vorgeschriebene Verpackung genügt auch

für die Versendung auf Land= und Wasserwegen.

II. Besondere Bestimmungen für den Landverkehr.

87
Die Beförderung von Sprengstoffen auf Fuhmwerken, welche Personen befördern,

ist verboten.
Eine Ausnahme findet nur statt, wenn in dringenden Fällen allgemeiner Ge-

fahr z. B. bei Eisstopfungen, die nöthigen Sprengbüchsen und das zu deren Füllung
erforderliche Material unter zuverlässiger Begleitung in kürzester Frist nach dem Be-
stimmungsorte geschafft werden soll.

Bei dem Verpacken und dem Verladen, sowie bei dem Abladen und Auspacken
darf Feuer oder offenes Licht nicht gehalten, Tabak nicht geraucht werden.

Das Verladen und Abladen hat unter sorgfältiger Vermeidung von Erschüt-
terungen zu erfolgen. Die Versendungsstücke dürfen deshalb nie gerollt oder abge-
worfen werden.

Soll das Verladen oder Abladen ausnahmsweise nicht vor der Fabrik oder
dem Lagerraum oder innerhalb dieser Räume geschehen, so ist hierzu die Genehmi-
gung der Ortopolizeibehörde einzuholen.

§#9.
Die Versendungsstücke müssen auf dem Fuhrwerke so fest verpackt werden, daß

sie gegen Scheuern, Nüneln, Stoßen, Umkanten und Herabfallen aus ihrer Lage
gesichert sind, insbesondere dürfen Tonnen nicht aufrecht gestellt, müssen vielmehr ge-
legt und durch Holzunterlagen unter Haar, oder Strohdecken gegen jede rollende
Bewegung gesichert werden.

8 10.
Sprengstoffe dürfen nicht mit Zündhüichen, Zündpräparaten oder sonstigen leicht

entzündlichen oder selbstentzündlichen Gegenständen zusammen verladen werden.
Die im § 2 Ziffer 2, 3 und 4 aufgeführten Stoffe dürfen nicht mit Pulver,

Sprengsalpeter, brennbarem Salpeter (5 2 Ziffer 1), Kartuschen, Petarden, Feuer-
werkskörpern, Zündungen (5 2 Zifser 5), oder mit Patronen für Feuerwaffen (5 1b)
zusammen verladen werden.
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11.

Zur Beförderung von Sprengsloffen dienende Fuhrwerke müssen so dicht schließende
Wagenkasten besihen, daß die Sprengsloffe nicht verstreut werden können. Sind die
Wagenkasten oben offen, so müssen sie mit einem dichtschließenden, feuersicheren Plan-
tuche (z. B. imprägnirter Leinwand) überspannt sein.

Auch die Vorder, und Hinterseite der Fuhrwerke sind mit demselben Material
zu schließen.

Zum Sperren der Näder dürsen nur hölzerne Radschuhe angewendet werden;

bei Eisbahn ist eine *ê*-• Sperworrichtung (Kräter) gestattet, sofern sie ganz
vom Radschuh bedeckt i

ie Fuhrwerke sen als Warnungszeichen eine von weitem erkennbarc, stets
zcgelonon gehaltene schwarze Flagge mit einem weißen P führen.

§* 12.
Fuhrwerke, welche Sprengsloffe führen, dürfen niemals ohne Bewachung bleiben.
Auf denselben darf Feuer oder ofsenes Licht nicht gehalten, Tabak nicht ge-

raucht werden. Auch in der Nähe der Fuhrwerke ist das Anzünden von Feuer oder
Lichl, sowie das Tabakrauchen verboten.

Fuhrwerke, welche Sprengstoffe führen, dürfen nur im Schritt fahren und von
Fuhrwerken sowie von Reitern nur im Schrikt passirt werden.

Besleht ein Transport aus mehreren Fuhrwerken, so müssen diese während der
Fahrt eine Entfernung von mindeslens 50 Meter unter einander innehalten.

8 14.
Bei jedem Aufenthalt von mehr als einer halben Stunde ist eine Entsernung

von mindestens 300 Meter von Fabriken, Werkstätten und bewohnten Gebäuden
einzuhalten.* Ortspolizeibehörde darf. falls eine geeignete Haltestelle in solcher Entfer-
nung nicht zu sinden ist, gestatten, dah eine Haltestelle in einer geringeren, wenn
aber nicht ein anderer Schuß geboten ist, mindestens 200 Meter belragenden Ent-
fernung von Fabriken, Werkstätten und bewohnten Gebäuden gewählt wird.

Bei einem Aufenthalte von mehr als einer halben Stunde in der Nähe von
Ortschaften ist überdies der Ortspolizeibehörde thunlichst schleunig Anzeige zu er-
statten; die Ortspolizeibehörde hat darauf die ihr nothwendig erscheinenden Vor-
sichtsmaßregeln zu kreffen.
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8 15.
Fuhrwerke, welche Sprengstoffe führen, müssen von Eisenbahnzügen oder ge-

heizten Lokomotiven, Dampfwalzen, Dampfpflügen und ähnlichen Maschinen möglichst
weit entfernt bleiben.

Neben der Eisenbahn herlaufende Wege, sowie Wege, auf welchen Dampf-
straßenbahnen liegen, dürfen nur dann von solchen Fuhrwerken befahren werden,
wenn der Bestimmungsort von Frachtfuhrwerk auf einem anderen gut fahrbaren
Wege nicht zu erreichen ist.

8 16.
Der Transport durch zusammenhängend gebaute Ortschaften ist nur geslattet,

wenn diese nicht von Frachtfuhrwerk auf gut fahrbaren Wegen umfahren werden
können. Ist die Duchfahrt unvermeidlich, so hat der Transportführer der Orts-
polizeibehörde Anzeige zu erstatten und deren Bestimmungen vor der Einfahrt in
den Ort abzuwarten. Die Ortspolizeibehörde hat den zu nehmenden Straßenzug
zu bestimmen und von anderen Fahrzeugen möglichst frei zu halten, auch Sorge zu
tragen, daß die Durchfahrt ohne unnöthigen Aufenthalt und mit Vermeidung be-
sonderer Gefahren erfolgt.

17.
Werden zur Beförderung von Sprengstoffen Fuhrwerke verwendet, welche mit

festen, dicht schließenden und feuersicher hergestellten, während des Transportes unter
Verschluß gehaltenen Wagenkasten versehen sind, so finden hinsichtlich der Besörde-
rung solcher Transporte nur die Vorschriften im § 11 Absatz 3 und 4, § 12, &amp; 13
Absatz 1 und § 14 Anwemung, und zwar die des § 14 mit der Maßgabe, daß
die regelmähig einzuhaltende Entfernung 200 Meter belrägt.

8 18.
Geräth eine Sprengstofssendung unterwegs in einen Zustand, daß der weitere

Versand bedenklich erscheint, so hat die Ortspolizeibehörde, welcher von dem Trans-
vortführer thunlichst schleunig Anzeige zu erstatten ist, die zur gefahrlosen weiteren
Behandlung der Sendung nöthigen Anordnungen zu kreffen, und zwar je nach den
Umständen unter Zuziehung eines auf ihre Aufforderung von dem Absender zu ent-
sendenden Sachverständigen.

Ist Gefahr im Verzuge, so erfolgt die Vernichtung der Sprengstoffe durch die
Polizeibehörde auf Kosten des Absenders ohne vorherige Benachrichtigung desselben
wenn möglich nach der Angabe und unter Aussicht eines Sachverständigen.
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819.
Werden Sprengstoffe in Mengen von nicht mehr als 35 Kilogramm Brutto-

gewicht versendet, so finden auf dergleichen Sendungen von den Vorschriften dieses
Abschnitts nur die 88 7 bis 10 Anwendung.

III. Besondere Bestimmungen für den Wasserverkehr.
20.

Auf Dampsschiffen, welche germs befördern, dürfen Sprengstoffe nicht trans-
vortirt, an Schießpulver oder Feuerwerkskörpern jedoch darf soviel mitgeführt werden,
als zur Abgabe von Signalen nothwendig ist.

Die im §&amp; 7 enthaltene Ausnahmebestimmung findet auch hier Anwendung.
Fähren, welche Fuhrwerk mit Sprengstoffen übersetzen, dürfen nicht andere

Fuhrwerke oder Personen befördern.
6 21.

Die §§ 7 bis 10, 11 Absa 4, 12 Absatz 1, 13 Absatz 2, 14, 18 und 19
finden für den Schiffsverkehr sinngemäße Anwendung.

Werden zur Beforderung von Sprengstoffen eiserne oder stählerne Schiffe ver-
wendet, welche mit dicht schließenden und feuersicher hergestellten, während des Trans-
portes unter Verschluß gehaltenen Laderäumen versehen sind, so finden von den im
Absatz 1 angezogenen Vorschriften nur die §§ S. 11 Absatz 4, 12 Absaß 1, 14,
18 und 19 sinngemäße Anwendung, und zwar die des § 14 mit der Maßgabe, daß
die regelmäßig einzuhaltende Entifernung 200 Meter beträgt.

Zur Versendung auf Schiffen lind Patronen der im §&amp; 2 Zisser 2 aufgeführten
Stoffeaußerdem mit einer das Eindringen von Wasser oder Feuchtigkeit verhindern-
den Umhüllung (z. B. mit Gummilösung verklebtem Gummibeutel) zu versehen. Auf
den Transport auf Fähren findet dies keine Anwendung.

Das Ein- und Ausladen darf nur an einer von der Ortspolizeibehörde dazu
angewiesenen Stelle, welche mindeslens 300 Meter von bewohnten Gebäuden entfernt
sein muß, erfolgen.

Die Ladestelle darf während ihrer Benutzung dem Publikum nicht zugänglich
sein und ist, wenn ausnahmsweise das Aus= oder Einladen bei Dunkelheit slattfindet,
mil sest. und hochstehenden Laternen zu erleuchten. Die mit Sprengstoffen gefüllten
Behälter dürfen nicht eher auf die Ladestelle gebracht oder zugelassen werden, bis die
Verladung beginnen soll.

Fürstl. Schwarzb.= Rudolst. Gesetzsommlung LIV. 22
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5 22.
Die Sprengstoffe müssen auf dem Schiffe in einem abgeschlossenen Raume,

welcher bei Dampsschiffen möglichst weit von den Fesselräumen entfernt ist, unter
Deck fest verstaut werden. Bei Verladung in offenen Booten müssen letztere mit
einem dichtschließenden feuersicheren Plantuche (z. B. imprägnirte Leinwand) über-
spannt sein.

Weder in den so benußten, noch in den unmittelbar daran sioßenden Räumen
dürfen Zündhütchen und Zündschnüre verpackt sein.

Leicht entzündliche oder selbst entzündliche Stoffe, zu welchen Steinkohlen und
Kokes nicht gerechnet werden, sind von der gleichzeitigen Beförderung überhaupt aus-

eschlossen.geschloss g 2.

Sind zu öffnende Brücken oder Schleusen zu passiren, so hat der Transport=
führer dem Brücken= oder Schleusenwärter Anzeige zu erstatten und vor der Durch-
fahrt dessen Bestimmungen abzuwarten. Der Brücken- oder Schleusenwärter hat
Sorge zu tragen, daß die Durchfahrt ohne unnöthigen Aufenthalt und mit Ver-
meidung besonderer Gefahren erfolgt.

Das Anlegen darf nur an Orten geschehen, welche während des Aufenthalts
dem Publikum nicht zugänglich sind.

Die Ortspolizeibehörde ist stets vorher in Kenntniß zu seten und hat Vor-
schriften über Ort und Zeit zu geben und Vorsichtsmaßregeln im Einzelnen
zu treffen.

rV. Bestimmungen über den Handel mit Sprengstoffen, sowie über
deren Aufbewahrung und Verausgabung.

8 24.
Wer Sprengstoffe feilhalten will, muß davon der Ortspolizeibehörde Anzeige

machen. Wer Sprengstoffe feilhalten will, welche den Vorschriften des Reichsgesetzes
vom 9. Juni 1884 unterliegen, bedarf dazu der polizeilichen Erlaubniß gemäß§1
dieses Gesetzes.

Sprengpatronen dürfen von den Fabriken und Händlern und ihren Beauf-
tragten nicht einzeln und lose, sondern nur in den nach § 6 dafür vorgesehenen
Behältern abgegeben werden. Diese Behälter müssen mit der Jahreszahl der Ab-
gabe aus der Fabrik und mit einer durch das Jahr der Herstellung fortlaufenden
Nummer versehen sein. Dieselbe Zahl und Nummer müssen auch an jeder in den
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Behältern verpackten Sprengpatrone angebracht sein. Außerdem muß an jeder Spreng-
patrone der Name des Sprengstoffs, sowie die Firma oder Marke der Fabrik oder
eine von der Centralbehörde gebilligte und öffentlich bekannt gemachte Bezeichnung
der Fabrik angebracht sein.

In dem gemäß § 1 Absat 2 des Reichsgesetzes vom 9. Juni 1884 zu füh-
renden Register sind Jahreszahl und Nummer der gekauften und abgegebenen
Sprengpatronen zu vermerken.

*25.
Wer sich mit der Anfertigung oder dem Verkaufe von Sprengstoffen befaßt,

welche dem Reichsgesetz vom 9. Juni 1884 nicht unterliegen, ist verpflichtet, über
alle An- und Verkäufe dieser Stosse in Mengen von mehr als 1 Kilogramm ein
Buch zu führen, welches den Namen der Verkäufer und der Abnehmer, den Zeit-
punkt des Ankaufs und der Abgabe, die Mengen der gekauften und abgegebenen
Stoffe, sowie bei Sprengpatronen deren Jahreszahl und Nummer angiebt. Dieses
Buch ist auf Verlangen der Polizeibehörde zur Einsicht vorzulegen. Hinsichtlich der
Buchführung greisen im Uebrigen die auf Grund des Reichsgesetzes vom 9. Juni
1884 erlassenen Vorschriften Plaß.

8 26.
Die Abgabe von Sprengstoffen an Personen, von welchen ein Mißbrauch der-

selben zu befürchten ist, insbesondere an Personen unter 16 Jahren ist verboten. Auf
Spielwaaren, welche ganz geringe Mengen von Sprengstoffen enthalten, findet diese
Vorschrift keine Anwendung.

Die Abgabe von Sprengstoffen, welche den Vorschriften des Reichsgesetzes vom
9. Juni 1884 unterliegen, darf seitens der Fabriken und Händler und ihrer Be-
auftragten nur an solche Personen erfolgen, welche nach den gemäh § 2 dieses
Gesetzes erlassenen Anordnungen zum Besitz von Sprengstoffen berechtigt sind. Bei
Staatswerken, welche besonderer Erlaubniß zum Besitz von Sprengstoffen nicht be-
dürfen, kann die Abgabe an solche Personen erfolgen, welche von der Verwaltung
des Werkes zu der Annahme ausdrücklich ermächtigt sind.

§ 27.
Die Verausgabung von Sprengstoffen, welche den Vorschriften des Reichsgesetzes

vom 9. Juni 1884 unterliegen, an die in Bergwerken, Steinbrüchen, Bauten und
gewerblichen Anlagen beschäftigten Bergleute, Arbeiter u. s. w. darf nur von denjenigen

22
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Betriebsleitern, Beamten oder Aufsehern bewirkt werden, welche nach den gemäß § 2
dieses Gesetzes erlassenen Anordnungen zum Belitz von Sprengstoffen berechtigt sind.
Diese Personen sind verpflichtet, über die Verausgabung ein Buch zu führen, welches
den Namen der Empfänger, den Zeitpunkt der Verausgabung, die Menge der ver-
ausgabten Stoffe, sowie bei Sprengpatronen deren Jahreszahl und Nummer angiebt.
Bei Staatswerken, welche besonderer Erlaubniß zum Besitz von Sprengsloffen nicht
bedürsen, kann die Verausgabung von solchen Personen bewirkt werden, welche von
der Verwaltung des Werkes zu der Verausgabung ausdrücklich ermächtigt sind.

Die Leiter der Bergwerke, Steinbrüche, Bauten und gewerblichen Anlagen sind
verpflichtet, Maßregeln zu treffen, welche eine Verwendung der zum Verbrauch im
Betriebe verausgabten Sprengsloffe durch die Bergleute, Arbeiter u. s. w. zu onderen
Zwecken ausschließen.

V. Bestimmungen über die Lagerung von Sprengstoffen.
28

Gerathen Sprengstoffe auf ihrem Lager in einen Zustand, daß die weitere
Lagerung bedenklich erscheint, so finden die Vorschriften des § 18 entsprechende An-
wendung.

* 29.
Wer mit Pulver, Sprengsalpeter, brennbarem Salpeter (§ 2 Ziffer 1), Feuer-

werkskörpern und Zünpplättchen — amorces — (5 2 Ziffer 5) Handel treibt, darf:
1. im Kaufladen nicht mehr als 24 Kilogramm,
2. im Hause außerdem nicht mehr als 10 Kilogramm vorräthig halten.
Auf Nachweis eines besonderen Bedürfnisses kann die Erhöhung des Vorraths

unter 2 zeitweilig bis auf 15 Kilogramm gestattet werden.
Die Aufbewahrung muß in einem auf dem Dachboden (Sreicher) belegenen.

mit keinem Schornsteinrohre in Verbindung stehenden abgesonderken Raume erfolgen,
welcher beständig unter Verschluß gehalten und mit Licht nicht betreten wird. Die
Behälter müssen den Bestimmungen in § 6 Absaß 1 und 2 entsprechen und mit
stets fest geschlossenen Deckeln versehen sein.

*30. -

Pktfoncmwclchcnichtuntckdichsiimmungde6§29fallcn,bedürfenfür
die Aufbewahrung von mehr als 24 Kilogramm der daselbst genannten Sprengstoffe
der polizeilichen Erlaubniß.
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*s 31.

Größere als die im § 29 angegebenen Mengen dieser Sprengsloffe sind auher-
halb der Ortschaften in besonderen Magazinen aufzubewahren, von deren Sicherbeit
die Polizeibehörde sich überzeugt hat. Diese Magazine müssen sich, wenn sie über
Tage liegen, im Wirkungsbereiche sachgemäß ausgeführter und unter Aufsicht stehen-
der Blitzableiter befinden.

Handelt es sich um Magazine, welche zu einem der Aussicht der Bergbehörde
unterslehenden Werke gehören, so hat die Polizeibehörde die Prüfung in Gemeinschaft
mit der Bergbehörde vorzunehmen.

Es kann angeordnet werden, daß die Schlüssel zu diesen Magazinen in den
Händen der Behörde bleiben.

8 32.
Die Aufbewahrung der im § 29 genannten Sprengstoffe an der Herstellungs-

stätte sowie an der Verbrauchsstäute unterliegt den im § 33 gegebenen Vorschriften.

8 33.
Die im § 2 aufgefübrten Sprengslofse dürfen — abgesehen von den im § 29

vorgesehenen Ansnahmen — nur an der Herstellungsstätte oder an denjenigen Orten,
wo sie innerhalb eines Beiriebes zur unmittelbaren Verwendung gelangen, oder in
besonderen Magazinen gelagert werden.

Für die Lagerung an der Herstellungsstätte sind, in Ermangelung besonderer,
bei Genehmigung der Anlage gemäß § 16 der Gewerbeordnung vorgeschriebener Be-
dingungen, die Weisungen der Ortspolizeibehörde zu beachten.

Die Niederlagen an der Verbrauchsstätte sowie die besonderen Magazine be-
dürfen der polizeilichen Genehmigung und sind nach den von der Polizeibehörde zu
ertheilenden Vorschriften einzurichten.

Für solche Niederlagen oder Magazine, welche zu einem der Aufsicht der Berg-
behörde unterstehenden Werke gehören, tritt diese an die Stielle der Polizeibehörde.

Es kann angeordnet werden, daß die Schlüssel zu den Niederlagen oder Ma-
gazinen in den Händen der Behörde bleiben.

8 34.
Andere als die im 82 aufgefhrten, insbesondere die im § 3 genannten

Sprengstoffe, dürfen nur an der Herstellungöstätte gelagert werden. rn
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Zu Versuchszwecken kann die Lagerung neuer Sprengstoffe an anderen Orten

von der Landespolizeibehörde gestattet werden.

VI. Strasbestimmungen.
8* 35.

Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Vorschristen werden nach § 367 Nr. 5
des Strafgesetzbuchs bestraft, soweit nicht härtere Strafen nach dem Reichsgesetz vom

9. Juni 1884 verwirkt sind. 65 6

Die internationalen Verabredungen über diesen Gegenstand sowie weitergehende
bergpolizeiliche Vorschristen und Anordnungen über die Verwendung von Spreng-
stoffen beim Bergbau werden durch die vorstehenden Bestimmungen nicht berührt.

8 37.
Als Landespolizeibehörde im Sinne des § 2 Abs. 2 und des § 34 soll der

Fürstliche Landrath gelten, als Polizeibehörde aber im Sinne der §§ 25 und 31
Abs. 1, 2 und des § 33 Abs 3, sowie als die zur Ertheilung der polizeilichen
Erlaubniß beziehungsweise Genehmigung in den Fällen des § 29 Abs. 2, des § 30
und des § 33 Abs. 3 zuständige Behörde in den Städten Rudolstadt und Franken-
hausen die Ortspolizeibehörde, in den übrigen Orten der Fürslliche Landrath.

6 38.
Diese Polizeiverordnung tritt am 1. April 1894 in Kraft.

Rudolstadt, den 21. September 1893.

Furstlich Schwarzburg. Ministerium.
v. Starck.



1893. 125

Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

12. Stück vom Jahre 1803.

XXI. Verordnung,

betreffend eine Erweiterung der Verordnung vom 2. Juli 1892(Ges.-Samml.S.167) über die äußere Heilighaltung der Sonn-
und Festtage,

vom 17. Oktober 1893.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg rc.
haben auf den Antrag Unseres Ministeriums beschlossen, die Verordnung über die
äußere Heilighaltung der Sonn= und Festtage vom 2. Juli 1892 (Ges.-Samml.
S. 167) durch einen Zusatz zu §5 10 dahin zu erweitern, daß fortan auch das
Reformationsfest, da we dle Feier defselben am 31. Oklober beibehalten wird, zu
den gesetzlichen Festtagen im Sinne der gedachten Verordnung gehört.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 17. Oktober 1893.

(L. S.) Günther, Fürst zu Schwarzburg.
von Starck.

Fürstl. Schwarzgb.-Rudolft. Gesetzsammlung ILIV.Ausgegeben in Rudolstadt am 19. Oklober %.
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XXII. Ministerial-Bekanntmachung

vom 17. Okkober 1893,

das Reformationsfest und die Festtage im Sinne des § 1056 der
Gewerbeordnung betreffend.

Nachdem durch die landesherrliche Verordnung vom heutigen Tage, betreffend
eine Erweiterung der Verordnung vom 2. Juli 1892 über die äußere Heilighaltung
der Sonn, und Festtage, die besonderen Bestimmungen unserer Bekanntmachung
vom 21. Oktober 1892, das Reformationsfest betreffend (Ges. Samml. S. 219),
ihre Erledigung gesunden haben, bringen wir dieses mit dem Beifügen zur öffent-
lichen Kenntniß, daß als landesgesetzliche allgemeine Feiertage im Sinne des§105
der Gewerbeordnung mit der in der landesherrlichen Verordnung erfähnten. öri-
lichen Eluschränkung nunmehr die in der Ministerial-Bekanntmachung vom
21. Februar 1879 (Ges. Samml. S. 25) aufgeführten Festtage gelten.

Rudolstadt, den 17. Oktober 1893.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
v. .Starck
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Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

13. Htück vom Jahre 1893.

&amp;XXIII. Verordnung
vom 3. November 1893,

die Einberufung des Landtags des Fürstenthums betreffend.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen hiermit, daß der Landtag des Fürstenthums

auf den 5. Dezember d. Js.
in Unsere Nesidenz Rudolstadt eiuberufen werde und beauftragen Unser Ministerium
mit der Ausführung dieser Verordunng.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 3. November 1893.

(L. S.) Günther, Fürst zu Schwarzburg.
von Starck.

Fürstl. Schwarzb.-Rudolst. Gesetzsammlung LIV. 25
Ausgegeben in Rudolstadt am 16. November 1893.
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Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

II. Stück vom Jahre 1893.

 XXIV. Ministerial--Bekanntmachung
vom 8. Dezember 1893.

Mit Bezugnahme auf die Ministerial-Bekanntmachung vom 3. Dezember 1890
(Ges.-S. S. 137) wird bierdurch zur öffentlichen Kenmniß gebracht, daß die den
Betriebs= (Fabrik.) und Baukrankenkassen für die Einziehung der Jnvaliditäts= und
Altersversicherungsbeiträge von der Tbüringischen Versicherungsanstalt zu gewährende
Vergütung für die Zeit vom I. Januar 1894 ab an Sielle der durch die erwähnte
Ministerial-Bekanntmachung vom 3. Dezember 1890 sestgesetzten Vergütung von
vier Prozent auf zwei Prozent der eingezogenen Beiträge hierdurch festgesetzt wird.

Hinsichtlich der übrigen Krankenkassen hat es bei der bicberigen Vergütung zu
verbleiben.

Nudolstadt, den 8. Dezember 1893.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
v. Starck.

Fürstl. Schwarzb.-Rudolst. Gesehsammlung I.V.Ausgegeben in Rudolstadt am 15. Dezember 5°
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Gesetzfammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

15. Stück vom Lahre i803

M XXV. Verordnung
vom 23. Dezember 1893,

die Abänderung und Ergänzung der Verordnung vom 3. September 1892
über Einführung einer allgemeinen Fleischbeschau betreffend.

Mit Höchster Genebmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten wird auf Grund
des Gesetzes vom 6. Dezember 1892, betreffend die Strafandrohung der Polizei-
behörden und den Erlaß polizeilicher Verordnungen abändernd und ergänzend zu
der Verordnung vom 3. September 1892 (Ges. Samml. S. 201), die Einführung
einer allgemeinen Fleischbeschau betreffend, verordnel, was folgt:

Art. 1.

Der § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
Das Fleisch kranker Thiere, welches von dem Fleischbeschauer für noch ge-

nießbar erklärt worden ist, sowie das weniger nahrhafte Fleisch — das
mindenwerthige, sogen. nicht bankmäßige Fleisch — darf nur in dem Orte,
in welchem die Schlachtung stattgesunden hat, unter Angabe des Grundes
der Minderwerthigkeit feilgeboten und verkauft werden.

Art. 2.

Die Bestimmmg in § 12 Nr. 4, welche das Fleisch von Zuchtflieren für
minderwerlhig, nicht bankmäßig, erklärt, kommt in Wegfall.

Fürstl. Schwarzb.-Rudolst. Gesezsammlung LIV. 27
Ausgegeden in Rudolstadt am 29. Dezember 1893.
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Art. 3.

Der § 17 erhält folgenden Wortlaut:

§* 17.
Wer Schlachtthiere der vorgeschriebenen Schau entzieht oder wer die Schau

der von auswärts eingeführten Fleischwaaren bezüglich der in § 15 genannten
Vorräthe vereitelt, wird mit Geldstrase bis zu 50 Mk. oder mit Hast beslraft.

Eine gleiche Strafe krifst denjenigen, welcher der Vorschrift des § 11
Abs. 1 zuwiderhandelt.

Wer Fleisch von der in § 9 bezeichneten Art feil häll oder verkauft,
wird mit Geldstrafe bis zu 150 Mk. oder mit Haft bestraft, sofern nicht
nach Maßgabe reichs, oder landesgesetzlicher Bestimmungen eine höhere Strafe
eintritt.

Die Landrathsämter, welchen die Ausführung dieser Verordnung und die
Ueberwachung der Thätigkeit der Fleischbeschauer obliegt, haben Ordnungs-
widrigkeiten der letzteren, insbesondere auch Fahrlässigkeit bei der Beschau,
ungerechtfertigte Verzögerung der Untersuchung oder mangelhafte Eintragungen
in die Tagebücher mit Ordnungsstrafen bis zu 15 Mk. und nach Befinden
mit Zurücknahme der amtlichen Bestellung zu beslrafen.

Rudolstadt, den 23. Dezember 1893.

Fürstlich Schwarkburs. Ministerium.Starck.
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